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Mit dem E-Bike unterwegs in Thüringen



Liebe Bürgerinnen und Bürger ,

am 14.09.2014 haben Sie die Wahl 
in Thüringen. Es ist Zeit für frischen 
Wind in der Landespolitik. Es ist Zeit 
für einen Aufbruch. Für uns und 
kommende Generationen.

Wenn Ihnen eine gesunde Umwelt, 
gute Ernährung, neue Energie und 
vielfältige Bildung wichtig sind, dann 
wählen Sie BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
Wenn Ihnen ein Politikwechsel und 
eine Politik mit den Bürgerinnen und 
Bürgern, statt über Ihre Köpfe hin-
weg, wichtig ist, dann entscheiden 
Sie sich für uns.

Wir versprechen als BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN, dass jede Idee in 
diesem Programm für ein neues und 
zukunft sfähiges Thüringen steht. 

Sie haben die Wahl!

Herzlich,

Anja Siegesmund
Spitzenkandidatin 
zur Landtagswahl
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In diesem Herbst jährt sich die friedliche 
Revolution in der ehemaligen DDR zum 
25. Mal. Dann werden viele Menschen auf 
die damaligen Ereignisse und die anschlie-
ßenden Jahre der Freiheit und Demokra-
tie zurückschauen. Wir wollen in diesem 
Herbst, am 14. September, aber vor allem 
nach vorn schauen und mit unserem An-
gebot zur Wahl des Thüringer Landtages 
die nächsten fünf Jahre entscheidend 
mitbestimmen. Es liegt an uns allen, die 
Chancen, die sich unserem Land bieten, zu 
nutzen und ein modernes, ökologisches, 
gerechtes und weltoff enes Thüringen zu 
gestalten.

Viele von uns gingen vor 25 Jahren auf 
die Straße und demonstrierten für ihre 
Rechte und Freiheiten, für demokratische 
Mitbestimmung und freie Wahlen, für ein 
Ende von Überwachung, für Vielfalt und 
freie Entfaltung, für Frieden, für Umwelt-
schutz und für eine echte Gleichstellung 
von Frauen und Männern. Es entstand eine 
Bewegung, die ein ganzes Land erfasste, 
eine friedliche Revolution, die unser Land 
von Grund auf veränderte. „Wir sind das 
Volk“ riefen Bürgerinnen und Bürger, die 
entschlossen waren, ihr eigenes Leben in 
einem echten Gemeinwesen fortan demo-
kratisch zu gestalten. Egal, ob für ein freies 
Internet oder für bessere Bildungsbedin-
gungen in Thüringen — auch heute stehen 
wir an der Seite derer, die für politische 
Veränderung auf die Straße gehen. Wir 
sind auch heute mündige Bürgerinnen und 
Bürger, die jeden Tag direkt und demokra-
tisch, aber auch bei Wahlen wie am 14. 
September 2014 mitbestimmen möchten, 
in welche Richtung sich Thüringen künft ig 
entwickelt. In der friedlichen Revolution 
von 1989 liegen unsere Wurzeln, denen wir 

uns noch heute verpfl ichtet fühlen.

In den Ereignissen des Herbstes vor 25 
Jahren liegen auch die Ursprünge von 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Thüringen: 
Wir entstammen der BürgerInnenrechts-
bewegung, der Friedensbewegung, der 
Umweltbewegung, der Frauenbewegung. 
Wir wollen – damals wie heute – die Men-
schen im Land würdig vertreten und ihnen 
eine starke Stimme geben: für Umwelt-
schutz, für Familien und sozialen Ausgleich, 
für die Rechte der Bürgerinnen und Bürger 
und deren Mitbestimmung, für eine echte
demokratische Kultur. In den letzten 
fünf Jahren haben wir gezeigt: Thürin-
gen braucht eine starke GRÜNE Stimme 
in der Landespolitik. Wir haben uns für 
freie Schulen und gute Bildung für alle von 
Anfang an, für ein Mindestlohn- und ein 
Klimaschutzgesetz eingesetzt. Wir haben 
den NSU-Untersuchungsausschuss initi-
iert und den Finanzminister erfolgreich 
vor dem Verfassungsgericht in Weimar in 
die Schranken gewiesen und damit das 
Haushaltsrecht des Landtags gestärkt. 
Wir haben mit unseren Konzepten zum 
ThüringenTakt*, einem anderen Wachs-
tumsbegriff  für Thüringen und den Modell-
regionen im ländlichen Raum Zukunft  
aufgezeigt. Vor allem aber haben wir der 
großen Koalition aus SPD und CDU auf die 
Finger geschaut, Skandale und Vettern-
wirtschaft  aufgedeckt, Mutlosigkeit und 
fehlende Konzepte der Regierung ange-
prangert und Alternativen aufgezeigt. Wir 
GRÜNE sind fest überzeugt: ein „Weiter 
so“, weitere fünf Jahre Stillstand und ge-
genseitige Blockade darf es nicht geben. 
Sie, die Bürgerinnen und Bürger Thürin-
gens, haben Besseres verdient.

* alle so gekennzeichneten Begriff e sind im Glossar ab
Seite 72 erläutert.

Präambel
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Wir Thüringer GRÜNE laden Sie dazu ein, 
gemeinsam mit uns die Politik der nächs-
ten Jahre zu gestalten. Wir wollen Ihnen 
zuhören. Wir wollen mit Ihnen diskutieren. 
Wir wollen mit Ihnen gestalten. Wir sind 
überzeugt: Thüringen kann mehr. Thürin-
gen hat Chancen und Möglichkeiten, die 
wir nutzen wollen. Wir sind bereit dafür:

 Wir wollen ein Thüringen, in dem der 
Schutz von Umwelt, Natur und Klima 
Herzensangelegenheit ist. Wir GRÜNE ste-
hen für einen respektvollen Umgang mit 
der Natur, durch den Landschaft , Arten-
vielfalt, Boden, Luft  und Wasser geschützt 
werden. Thüringen ist reich an einzigarti-
gen Naturschätzen, von den Kuppen des 
Thüringer Waldes über die Weiten des Thü-
ringer Vorlandes bis zu den Ausläufern des 
Harzes, die wir genießen, die wir schätzen, 
die aber auch unseres Schutzes bedür-
fen. Wir wollen eine naturnahe Land- und 
Waldwirtschaft . Wir werden Thüringen 
zu einem Gewinner der Energiewende 
machen, indem es sich langfristig von fos-
silen Energieträgern unabhängig macht. 
Die Versorgung aus 100 Prozent erneuer-
baren Energien gehört in die Hände der 
Bürgerinnen und Bürger.

Wir wollen ein Thüringen, in dem die 
Stärkung von Familien Realität wird und 
nicht nur Anspruch bleibt. Wir GRÜNE ste-
hen für eine Generationenpolitik, die die 
Bedürfnisse von Jung und Alt zusammen 
denkt und nicht gegeneinander ausspielt. 
Wir wollen eine Gesellschaft , in der es nor-
mal ist, verschieden zu sein, unabhängig 
von Geschlecht, sexueller Identität oder 
Herkunft , Alter oder Elternhaus, körper-
licher oder psychischer Verfassung. Wir 
wollen eine Gesellschaft , in der niemand 

abgehängt und zurückgelassen wird, die 
sich nicht in zwei Geschwindigkeiten ent-
wickelt und in der alle Menschen gleiche 
Freiheitsrechte, Teilhabechancen und 
Möglichkeiten haben. Unser Ziel ist eine 
durchlässige Gesellschaft , die Blockaden 
abbaut und in der niemand ausgeschlos-
sen wird.

Wir wollen ein Thüringen, in dem 
Bildung auf Vielfalt setzt und nicht eine 
Frage der Schulform ist. Bildung ist Vor-
aussetzung für ein Leben in Freiheit und 
der Schlüssel für die freie Entfaltung der 
Persönlichkeit. Bildung soll sich von An-
fang an nach dem Wohl des Kindes richten 
und vielfältige Angebote machen. Bildung 
ist Voraussetzung für Selbstbestimmung 
und Teilhabe und ganz klar eine Investi-
tion in die Zukunft  Thüringens. Deshalb 
darf Bildung nicht vorrangig nach wirt-
schaft lichen Aspekten oder ideologischen 
Schablonen gestaltet werden. Wir wollen, 
dass gute, lebenslange Bildung kein Privi-
leg für wenige ist, sondern wirklich allen 
off en steht.

Wir wollen ein Thüringen, in dem der 
Schutz der Verbraucherinnen und Ver-
braucher kein bloßer Zufall ist, sondern 
an vorderster Stelle steht. Wir glauben 
an die Macht der informierten Verbrauche-
rinnen und Verbraucher mit gesicherten 
Rechten und werden diese stärken. Wir 
setzen uns ein für eine Landwirtschaft , die 
in der Region verwurzelt und nicht mehr 
von tierquälerischer Massentierhaltung 
und klimaschädlicher Fleisch- und Milch-
produktion geprägt ist. Wir werden alles 
dafür tun, dass es Lebensmittel- oder Da-
tenschutzskandale in Serie in Thüringen 
nicht mehr geben wird.
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Wir wollen ein Thüringen, in dem 
die Wirtschaft  mit der Idee der Ökologie 
versöhnt wird. Nachhaltig wirtschaft en 
bedeutet, nicht mehr zu verbrauchen, als 
auch nachwachsen kann – nicht von der 
Substanz zu leben, sondern von den Er-
trägen. Nachhaltigkeit ist aber nicht nur 
ökologische Nachhaltigkeit: Im Thüringer 
Handwerk und Mittelstand sehen wir Part-
ner für regionale Wertschöpfung und die 
Energiewende. Mehr ÖPNV, mehr Fuß- und 
Radverkehr machen Mobilität eff izienter 
und verträglicher. Ressourcenschonendes 
und energiesparendes Wirtschaft en wer-
den wir gezielt fördern.

Wir wollen ein Thüringen, in dem mehr 
Demokratie gelebt wird. Wir GRÜNE wol-
len, dass neben den gewählten Parlamen-
ten vor allem die Bürgerinnen und Bürger 
mitentscheiden – und nicht starke Lobbys, 
für die das Gemeinwohl kein Kriterium ist. 
Eine bessere Politik braucht Menschen, die 
sich einmischen und begreift  diese nicht 
als Störfaktor. Wir engagieren uns gegen 
rechtes Gedankengut und gruppenbezo-
gene Menschenfeindlichkeit und sind Teil 
der vielen zivilgesellschaft lichen Initiati-
ven für eine wirkliche Willkommenskultur 
für Flüchtlinge und Schutzsuchende.

Auf den folgenden Seiten stellen wir Ihnen 
unser Programm für Thüringen vor, für das 
wir um Ihre Unterstützung werben. Es ist 
ein Programm für ein ökologisches, ge-
rechtes, modernes und weltoff enes Thü-
ringen, ein Programm, das die zukünft igen 
Generationen in den Blick nimmt und Jung 
und Alt nicht gegeneinander ausspielt. Es 
ist ein Programm, mit dem wir uns kom-
menden Herausforderungen stellen und 
Verantwortung für unser Land überneh-

men wollen.

Verantwortung übernehmen heißt aber 
auch, dass wir bei der Umsetzung unserer 
politischen Vorhaben sehr genau darauf 
achten werden, dass wir keine unkalku-
lierbaren fi nanziellen Risiken zulasten 
künft iger Generationen eingehen.

Je stärker wir im Landtag vertreten sind, 
desto mehr GRÜNE Inhalte werden wir 
umsetzen können. Wir wissen, dass wir 
dafür Partnerinnen und Partner brauchen 
werden. Koalitionen sind für uns GRÜNE 
keine Frage von politischen Lagern. Koali-
tionen sind Bündnisse auf Zeit zur Umset-
zung gemeinsamer Ziele. Nur wer mit uns 
GRÜNEN in die gleiche Richtung gehen 
will, nur wer eine deutliche GRÜNE Hand-
schrift  in Thüringen mit uns umsetzen 
wird, mit dem wollen wir zusammen Ver-
antwortung für dieses Land übernehmen.

Die Entscheidung liegt bei Ihnen: Gehen 
Sie am 14. September zur Wahl und geben 
Sie Ihre Stimme BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
– für ein ökologisches, gerechtes, soziales 
und weltoff enes Thüringen.

Präambel
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I.1. Unsere Umwelt braucht Schutz

Thüringen ist grün. Unser Freistaat verfügt über 
einzigartige Naturschätze, die es zu bewahren 
gilt. Gleichwohl gibt es in Thüringen ausge-
räumte Agrarwüsten, in denen die Artenvielfalt 
weiter zurückgeht und wertvolle alte Baum-
bestände, Hecken, Feldraine und Gewässer in 
Gefahr sind. Immer mehr Lebewesen stehen 
auf der Roten Liste der vom Aussterben bedroh-
ten Tiere. Artenvielfalt und Ökologie müssen 
stets zentral sein – nicht nur in wirtschaft lichen 
Schönwetterzeiten. Intakte Böden, sauberes 
Wasser und reine Luft  sind vielmehr Grundvo-
raussetzung für ein gesundes Leben und wich-

tige Parameter für die Lebensqualität im Land. 
Ohne gesunde Bienen gibt es keinen Honig und 
keine Früchte. Ohne naturbelassene Flussauen 
wird es weiter verheerende Hochwasser geben. 
Wir setzen uns dafür ein, dass sich auch unsere 
Kinder und Enkel an der Vielfalt der Thüringer 
Natur erfreuen können. Daher wollen wir die 
Natur und Tierwelt zusammen mit den Men-
schen im Land schützen. Nutzen und schützen 
sind keine unvereinbaren Gegensätze, sie gehö-
ren vielmehr zusammen.

Wir von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Thüringen stehen für eine verantwortungsvolle und 
nachhaltige Politik, die unser aller Bedürfnisse und denen nachfolgender Generationen 
gerecht wird. Wir wollen Thüringen so gestalten, dass allen ein gesundes Leben in einer 
gerechten Gesellschaft  und wohlbehaltenen Umwelt ermöglicht wird – heute, morgen und 
auch noch in 50 oder 100 Jahren. Eine Beschränkung der Politik auf bloße Wachstums-
förderung verschuldet sich an unserer Umwelt und Gesundheit, setzt bereits jetzt Existenzen
aufs Spiel und nimmt den Verlust der natürlichen Lebensgrundlagen unserer Kinder und 
Enkel in Kauf.

Statt allein auf Wirtschaft swachstum zu setzen, streben wir eine grundlegende wirtschaft -
liche Erneuerung des Freistaates an. Wir wollen eine Modernisierung unserer Gesellschaft  
voranbringen, in der Ökologie und eine den Menschen dienliche Ökonomie Hand in Hand 
gehen. Von dieser Partnerschaft  profi tieren alle Seiten, die Menschen, die Wirtschaft  wie 
auch die Umwelt – und damit die gesamte Gesellschaft .

Um dies Wirklichkeit werden zu lassen, setzen wir uns für entsprechende Rahmenbedin-
gungen ein: Wir entwerfen wirkungsvolle Instrumente zur Bewahrung unserer natürlichen 
Ressourcen und unterstützen die nachhaltigen und innovativen Thüringer Unternehmen 
dabei, ihre Wettbewerbsfähigkeit zu erhalten. Wir fördern Ideen und Technologien, die uns 
helfen, noch energie- und ressourcenschonender zu wirtschaft en und unterstützen eine zu-
kunft sfeste Ernährungs- und Versorgungswirtschaft . Bei alledem betonen wir, dass unsere 
Wirtschaft  kein Selbstzweck sein kann. Sie hat dem Menschen zu dienen, nicht umgekehrt.

I. Anders wachsen. 
Umwelt, Wirtschaft und Menschen zusammen denken.
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Umwelt- und Naturschutz als politisches und 
gesellschaft liches Querschnittsthema

Um den Umweltschutz angemessen als landes-
weite, strategische Aufgabe im Land zu veran-
kern, wollen wir die im Landeshaushalt zur Ver-
fügung stehenden Mittel aufstocken. Die Um-
weltverbände sollen früh und auf Augenhöhe in 
wichtige Entscheidungen zur Landesentwick-
lung, z. B. bei Bauvorhaben, eingebunden und 
die Arbeit von Naturschutzbehörden im Land 
und vor Ort gestärkt werden. Öff entliches Eigen-
tum und staatliche Verwaltung müssen Vorbild 
bei der Umsetzung naturschutzfachlicher Vor-
gaben sein. Wir wollen dem Naturschutz durch 
eine eigenständige Abteilung Naturschutz im 
Ministerium und eigene Fachbehörden, wie es 
sie in Form staatlicher Umweltämter bereits 
gegeben hat, mehr Gewicht in der Landes-
regierung verleihen. Die organisatorische In-
tegration des Nationalparks Hainich sowie der 
Verwaltungsstellen der Thüringer Biosphären-
reservate* und Naturparks in die Landesanstalt 
„ThüringenForst“ lehnen wir ab. Die wirtschaft -
liche Ausrichtung dieser Behörde entspricht 
nicht den Erfordernissen des Naturschutzes. 
Zudem schlagen wir eine staatliche Umwelt-
lotterie* vor, deren Erlöse zweckgebunden für 
den Naturschutz eingesetzt werden.

Dem zivilgesellschaft lichen Engagement der 
Naturschutzvereine kommt eine wichtige Be-
deutung beim Schutz unserer Umwelt zu. Wir 
wollen ihre Arbeit durch Anerkennung ihrer 
gesellschaft lichen Leistung und die Senkung 
bürokratischer Hürden stärker würdigen und 
fördern. Wir wollen das Verbandsklagerecht der 
Tierschutzverbände erweitern.

Wir machen uns stark dafür, dass sich mehr Bür-
gerinnen und Bürger für den Naturschutz und 
die Vielfalt der Arten interessieren und engagie-
ren. Grundlage dafür ist eine anspruchsvolle, 
praxisbezogene Umweltbildung in den Kitas, 
in den Schulen wie auch in den Angeboten der 
Erwachsenenbildung. Die Weiterbildungsange-
bote für haupt- und ehrenamtliche Naturschüt-
zer sollen erheblich ausgebaut, verbessert und 

professionalisiert werden. Um Synergien zu 
nutzen, wird hierbei eine länderübergreifende 
Kooperation mit Naturschutzakademien der 
benachbarten Bundesländer angestrebt.

Biosphärenreservate* und Schutzgebiete als 
Chance begreifen

Wir GRÜNE setzen uns dafür ein, die Zielvorga-
ben für die Natura-2000-Gebiete* vollständig 
umzusetzen, um damit naturschutzfachlich 
wertvolle Landschaft en Thüringens langfristig 
zu erhalten. Hierzu wollen wir Mittel und Per-
sonalkapazitäten aufstocken sowie ein Netz 
von Stationen errichten, mit dem insbesondere 
die bislang vernachlässigte Pfl ege der Natura-
2000-Flächen* vor Ort koordiniert wird.

Wir wollen die Biosphärenreservate* Rhön und 
Vessertal weiterentwickeln und vergrößern. 
Ziel ist es, mindestens 15 Prozent der Landes-
fl äche als Biotopverbund* so miteinander zu 
verbinden, dass Arten wandern können und 
stabile Populationen entstehen. Das Grüne 
Band – der einzigartige, weitgehend natur-
belassene Streifen entlang der ehemaligen 
innerdeutschen Grenze – soll als „Nationales 
Naturmonument“ ausgewiesen werden, um es 
dauerhaft  zu erhalten.

Die Region im Südharz als größte europäische 
Gipskarstlandschaft  ist ein Zentrum der biolo-
gischen Vielfalt in Deutschland. Wir setzen uns 
dafür ein, diese Region in ein Biosphärenre-
servat* zu wandeln, in dem angepasste Land-
wirtschaft , Naturschutz und Tourismus Hand 
in Hand gehen. Für die Menschen in der Region
ergeben sich daraus neben der Aufwertung 
ihrer Heimat auch neue Verdienstmöglichkei-
ten.

Wir unterstützen die in Thüringen durchgeführ-
ten Naturschutzgroßprojekte des Bundes und 
der Europäischen Union am Grünen Band, in 
der Rhön, im Thüringer Becken und in der Ho-
hen Schrecke als landesweite Modellprojekte 
des Naturschutzes. Wir setzen uns insbesondere 
dafür ein, dass die Naturschutzförderung durch 
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eine Förderung der naturschutzgerechten Re-
gionalentwicklung ergänzt wird. Damit zeigen 
wir, dass die Menschen in den Regionen von 
den Naturschutzprojekten direkt profi tieren 
können. Die Etablierung weiterer Naturschutz-
großprojekte soll geprüft  werden.

Schutz der Flüsse und Gewässer

Das Hochwasser im Juni 2013 hat gezeigt: Beim 
Hochwasserschutz ist noch viel zu tun. Ver-
baute Flüsse, versiegelter Boden und ausge-
räumte Landschaft en – das alles verschlimmert 
ein Hochwasserereignis. Weitere Dämme und
Regenrückhaltebecken sind teuer und helfen 
nur punktuell. Flüsse brauchen wieder mehr 
Platz, um sich „breit zu machen“. Intakte Fluss-
auen sind nicht nur wertvolle Biotope*. Sie 
schützen auch unsere Keller und Städte. Des-
halb wollen wir Fließgewässer und ihre Auen 
revitalisieren und – wo möglich und sinnvoll – 
Böden entsiegeln. Auch der Ausbau der ökologi-
schen Landwirtschaft  und die Umwandlung von 
Acker- zu Grünland erhöht die Speicherfähigkeit 
der Böden. Gleichzeitig bleibt das Wasser frei 
von Stickstoff einträgen. Denn: Thüringen er-
füllt noch lange nicht die EU-Anforderungen für 
saubere Gewässer. Unser Ziel ist es, den Gewäs-
serschutz deutlich zu erhöhen, um den Stoff ein-
trag zu reduzieren und die Gewässerstruktur zu 
verbessern. Der Schutz der Uferbereiche muss 
hierzu gesetzlich verbessert werden. Zudem 
sprechen wir uns für den Erhalt der bestehen-
den Wasserschutzgebiete aus.

Die Versalzung der Werra ist eines der größten 
Umweltprobleme im Freistaat. Wir wollen Wer-
ra und Weser bis zum Jahr 2020 zu naturnahen 
Gewässern entwickeln. Das Unternehmen K+S 
darf seine Salzabwässer nicht mehr in die Werra 
entsorgen oder Salzlauge einfach in den Boden 
verpressen. Stattdessen muss das Unterneh-
men alle technisch verfügbaren Möglichkeiten 
zur Verringerung der anfallenden Salzabfälle 
nutzen. Nicht vermeidbare Abwässer sollen mit-
hilfe einer Pipeline an einem ökologisch vertret-
baren Ort direkt in die Nordsee geleitet werden. 
Darüber hinaus fordern wir, dass Rückstände 

aus der Kaliproduktion nicht mehr aufgehaldet 
werden. Die „weißen Berge“ sind hoch genug.

Wasser und Abwasser

Wasser ist Leben, unser wichtigstes Nahrungs-
mittel und Lebensraum für Tiere und Pfl anzen. 
Wir GRÜNE setzen uns für den Schutz der Wasser-
ökosysteme und Wasserkreisläufe ein. Mit der 
Ressource Wasser müssen wir sorgsam umge-
hen. Thüringen ist verpfl ichtet, die Vorgaben 
der EU-Wasserrahmenrichtlinie* umzusetzen. 
Das Land wird die eigene, viel zu unambitio-
nierte Zielstellung bis 2015 weit verfehlen. Wir 
sehen hier Novellierungsbedarf und setzen 
uns für eine Neuordnung des Wasserrechts ein. 
Wasser ist ein öff entliches Gut und soll es auch 
künft ig bleiben. Daher stellen wir uns einer 
Privatisierung der Wasserwirtschaft  entschie-
den entgehen. Abwasser ist voll von Roh- und 
Schadstoff en. Folglich ist ein nachhaltiger Um-
gang damit dringend geboten. Das sogenannte 
Klärgas* kann z. B. in Biogasanlagen eingesetzt 
werden. Es enthält jedoch zunehmend Schad-
stoff e, etwa Hormone oder Nanopartikel aus 
Medikamentenrückständen oder Kosmetika. 
Wir streben daher eine Abwasserentsorgung an, 
die zum einen die wertvollen Rohstoff e heraus-
fi ltert und wieder nutzbar macht und zum ande-
ren die Schadstoff e konsequent isoliert.

Ein Dauerstreitpunkt in Thüringen sind die Ab-
wasserbeiträge. Indem über eine Infrastruk-
turabgabe alle an den Kosten der Abwasser-
beseitigung beteiligt werden, wollen wir die 
Bürgerinnen und Bürger entlasten. Insbesonde-
re in den ländlichen Räumen setzen wir stärker 
auf dezentrale Lösungen wie Gruppen- oder 
vollbiologische Kläranlagen*. Daneben haben 
wir uns das Ziel gesetzt, im Kommunalabga-
bengesetz die „gespaltene Abwassersatzung“ 
einzuführen. Damit würden die Kommunen den 
schmutzigen Teil der Abwässer (Schmutzwas-
ser) vom Regenwasser trennen. Dies ist aus 
unserer Sicht gerecht, schaff t einen fi nanziel-
len Anreiz zu weniger Bodenversiegelung und 
beteiligt Großversiegler, etwa Einkaufszentren, 
angemessen an den Abwassergebühren. Wir set-
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zen ansonsten auf gerechte Verteilung der Kos-
ten nach dem Verursacherprinzip: Wer wenig
Wasser verbraucht oder Abwasser erzeugt, soll 
entsprechend weniger zahlen.

Vor Investitionen in Ver- und Entsorgungsleitun-
gen, insbesondere im Abwasserbereich, wollen 
wir einen „Demografi e-Check“ durchführen, 
der auch die zukünft ige Nutzung mitbedenkt. 
Wir setzen auf einen bedarfsgerechten Ausbau 
und planen, den Anschluss- und Benutzungs-
zwang, dort, wo es Sinn hat, zu lockern. De-
zentrale Optionen, bspw. Gruppen-, Klein- oder 
biologische Kläranlagen, können in bestimmten 
Fällen die bessere Lösung  sein. Dies entlastet 
nicht nur die öff entlichen Haushalte, sondern 
auch die Bürgerinnen und Bürger.

Gute Böden bewahren, Fracking verhindern

Der Bodenschutz wird noch immer nicht ernst 
genommen. Gesunde und ertragreiche Böden 
werden knapp: die Qualität unserer Böden 
verschlechtert sich seit Jahren – immer mehr 
Schadstoff e reichern sich an. Wertvolle Acker-
krume geht täglich verloren. Außerdem wer-
den unverändert wertvolle, fruchtbare Böden 
für Siedlungs- und Verkehrsfl ächen verbaut 
und versiegelt. Trotz rückläufi ger Bevölkerung 
nimmt der Verbrauch an Fläche in Thüringen 
zu. Unser Ziel ist deshalb, bis 2020 den Netto-
fl ächenverbrauch* auf null zu senken. Für jede 
neu genutzte und versiegelte Fläche wird der 
Natur eine gleichwertige zurückgegeben. Über 
handelbare Flächenzertifi kate ermöglichen wir 
den Flächentausch zwischen Kommunen, die 
mehr Fläche benötigen, mit jenen, die weniger 
Bedarf haben. Grundsätzlich gilt es, bessere 
Rechtsgrundlagen beim Bodenschutz zu schaf-
fen sowie den Flächenverbrauch durch den 
Abbau überzogener Standards (für Verkehrsfl ä-
chen) zu reduzieren. Außerdem muss die Bo-
denfruchtbarkeit durch abwechslungsreiche 
Fruchtfolgen*, Erosionsschutz und Förderung 
der Humusbildung gesichert werden. Der Frei-
staat soll sich hierfür auf Bundesebene einset-
zen.

Wir von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Thüringen 
lehnen die Erkundung und Gewinnung von un-
konventionellem Erdgas* mittels Fracking* in 
Thüringen ab. Diese Technologie birgt unkal-
kulierbare Risiken für Gesundheit und Umwelt. 
Für uns spielt Erdgas als Brückenrohstoff  auf 
dem Weg zu einer 100-prozentigen Nutzung von 
erneuerbaren Energien eine bedeutende Rol-
le. Maßstab für die Energiewende muss jedoch 
sein, dass alle neuen Technologien umweltver-
träglich und umkehrbar sind. Für die Ausbeu-
tung unkonventioneller Erdgasvorkommen* 
triff t dies nicht zu.

Altlasten beseitigen und Gefährdung 
für Mensch und Umwelt beenden

Altlasten sind das Ergebnis eines sorglosen Um-
gangs mit umweltgefährdenden Stoff en in der 
Vergangenheit, deren Folgen zukünft ige Gene-
rationen tragen müssen. Wir GRÜNE stehen für 
eine nachhaltige und umfassende Sanierung 
von allen Altlasten sowie Altlastenverdachtsfl ä-
chen in Thüringen. Dafür braucht es ein stabiles 
fi nanzielles Fundament. Wir werden uns des-
halb beim Bund für eine Aufstockung und Ver-
längerung des Sondervermögens „Ökologische 
Altlasten in Thüringen“ einsetzen. Thüringen 
kann bei der Finanzierung von Großprojekten 
nicht alleine in die Verantwortung genommen 
werden.

Bei der Sanierung der Hinterlassenschaft en des 
Uranbergbaus fordern wir GRÜNE eine intensi-
vere Aufarbeitung der Wismut-Geschichte und 
mehr Engagement bei der Beseitigung der Wis-
mut-Altlasten von Seiten der Landesregierung. 
Nach dem Wismut-Gesetz von 1991 wurden 
keine Mittel für die Hinterlassenschaft en des 
Uranbergbaus der Wismut bereitgestellt, die 
1990 nicht dem Unternehmen zugeordnet wa-
ren. Wir fordern eine Neubewertung und wenn 
erforderlich eine Sanierung der sogenannten 
Wismut-Altstandorte, die nicht im Aufgaben-
bereich der Wismut GmbH liegen.

Das ehemalige Teerverarbeitungswerk in Rositz 
gilt als eine der größten Altlasten Thüringens. 
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Trotz einer millionenschweren Sanierung des 
Teersees „Neue Sorge“ stehen jedoch die Sanie-
rung der Aschhalde Fichtenhainichen sowie 
die Sanierung der Grundwasserkontamination 
im Ortsteil Schelditz nach wie vor aus. Die Zu-
ständigkeit für das Großprojekt Rositz wurde 
2013 auf die untere Bodenschutzbehörde des 
Landratsamtes Altenburger Land übertragen. 
Dies lehnen wir ab. Wir werden uns für eine 
Rückübertragung der Zuständigkeit auf das 
Land Thüringen einsetzen, denn Rositz bleibt 
ein ökologisches Großprojekt, das der Land-
kreis nicht alleine stemmen kann. Zudem set-
zen wir uns für eine nachhaltige Lösung bei der 
Sanierung des Grundwasserschadens in Schel-
ditz ein, denn der Grundwasserspiegel wird in-
folge der Stilllegung der Braunkohletagebaue 
in den nächsten Jahren weiter ansteigen und 
Menschen und Umwelt zunehmend gefährden.

Abfälle als Rohstoff e verwerten

Abfall belastet unsere Umwelt und birgt erheb-
liche Gesundheitsgefahren: in Thüringen und 
darüber hinaus. Der beste Abfall ist daher der, 
der überhaupt nicht entsteht. Erdöl zu Plastik-
tüten zu verarbeiten und nach einmaliger Nut-
zung wegzuwerfen, ist pure Verschwendung 
– Müll zu verbrennen erst recht. Denn Restmüll 
enthält wertvolle Rohstoff e, die auch weltweit 
immer knapper werden. Wird er verbrannt, ent-
stehen gift ige Dioxine und Schlackenberge, die 
gelagert werden müssen und die Luft  belasten. 
Die Thüringer Müllverbrennungsanlagen sind 
inzwischen sogar auf Müll von weit her ange-
wiesen, um ökonomisch zu arbeiten.

Auch Grünschnitt und organische Abfälle sind 
wichtige Rohstoff e. Sie gehören auf den Kom-
post bzw. in die Biogasanlage. Bereits jetzt ist 
durch die Bundesgesetzgebung geregelt, dass 
Biotonnen ab 2015 verpfl ichtend zu jedem 
Haushalt gehören.

Wir schlagen vor, kommunale Stoff kreisläufe zu 
entwickeln, die Müllverbrennungsanlagen auf 
lange Sicht entbehrlich machen und in denen 
organische Abfälle und andere Wertstoff e mög-

lichst vor Ort wiederverwendet und -verwertet 
werden.

Gerade im Abfallbereich wollen wir die notwen-
dige Aufklärungs- und Bildungsarbeit leisten 
und sie interessant gestalten. Statt „in die Ton-
ne – aus dem Sinn“ wollen wir aufzeigen, was 
mit Abfällen passiert und Anreize für die Vermei-
dung und Verwertung schaff en. Die Abfallwirt-
schaft  in Thüringen soll im Sinne des Kreislauf-
wirtschaft s- und Abfallgesetzes so ausgerichtet 
sein, dass Stoff kreisläufe geschlossen werden. 
Wir befürworten Life-Cycle-Strategien*, die 
auch in Thüringen die Rückgewinnung z. B. von 
seltenen Erden* aus Handys ermöglichen. Wir 
werden ein branchenübergreifendes Netzwerk 
entwickeln, in dem Rohstoff produzenten und 
Recycling-Unternehmen gemeinsam mit wis-
senschaft lichen Einrichtungen daran arbeiten, 
dass Rohstoff e und Abfälle nicht unterschied-
lich betrachtet werden, sondern nach vielfälti-
ger Nutzbarkeit in Kreisläufen schnellstmöglich 
zugeführt werden können. Den Import von Müll 
oder anderen Reststoff en zur Verbrennung oder 
unterirdischen Einlagerung wollen wir zurück-
drängen.

Luft  sauber halten

Wir alle haben das Recht auf saubere Luft . Ver-
schmutzungen nehmen jedoch zu: Feinstaub, 
Ozon und Stickoxide begünstigen Herz-Kreis-
lauf- und Atemwegserkrankungen, von denen 
Kinder und ältere Menschen in besonderem 
Maße betroff en sind. Der Straßenverkehr, 
insbesondere der Schwerlastverkehr, ist ein 
Hauptverursacher der Luft belastung. Die Stick-
stoff einträ ge aus dem Verkehr sorgen zudem 
für eine zunehmende Bodenversauerung und 
belasten unsere Wälder. Wir GRÜNE stehen des-
halb für ein konsequentes Handeln, das die Luft  
sauber hält.

Mit unserer Verkehrspolitik, die Fußwege, Rad-
fahren und den ÖPNV in den Mittelpunkt rückt, 
können wir Luft schadstoff e wirksam reduzieren 
und die Gesundheit fördern. Die Umsetzung 
fl ächendeckender, wirkungsvoller Luft reinhalte-
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pläne trägt dazu bei, dass die gesetzlichen 
Grenzwerte zukünft ig in ganz Thüringen einge-
halten werden. Diese wollen wir stärker an den 
Gesundheitserfordernissen der Menschen aus-
richten und werden uns daher auf Bundesebene
für eine Absenkung der Grenzwerte im Bundes-
Immissionsschutzgesetz einsetzen.

Lärm begrenzen

Lärm gefährdet unsere Gesundheit. Damit wir 
gut schlafen können, ist Lärmschutz gerade in 
der Nacht wichtig. Nach wie vor kämpfen Initi-
ativen von engagierten Bürgerinnen und Bür-
gern meist vergeblich für ein wenig mehr Ruhe.
Ihnen wollen wir helfen, Lärmschutzmaßnah-
men erfolgreich durchzusetzen. Die Möglich-
keiten sind vielfältig: innerorts Tempo 30 in 
der Nacht, Fahreinschränkungen für Lkw oder 
Lärmschutzwände. Lärmschutz auch im Be-
stand und nicht nur beim Neubau von Straßen, 
muss folglich eine größere Rolle einnehmen.

Klimaschutz verbindlich regeln

Wir Thüringerinnen und Thüringer tragen ge-
meinsam mit allen Menschen Verantwortung für 
den weltweiten Klimawandel. Dabei haben wir 
im Freistaat genug Köpfchen und Know-how, 
um Klimaschutzvorreiter zu werden. Mit einem 
eigens dafür initiierten Gesetz können wir den 
Klimaschutz im Land verbindlich verankern und 
von den Launen der Wahlperioden lösen. Teuer
wird es, wenn wir weitermachen wie bisher: 
Das Deutsche Institut für Wirtschaft sforschung 
e. V. schätzt die Kosten durch Klimaschäden in 
Thüringen auf mehr als 35 Milliarden Euro bis 
zum Jahr 2050. Hochwasser, Trockenperioden, 
Hitzewellen, Ernteeinbußen – die Folgen des 
Klimawandels sind bekannt. Klimaschutz ist in 
erster Linie ein Gebot der ökonomischen Ver-
nunft .

Mit dem Gesetz werden wir die Kommunen bei 
ihren Klimaschutzanstrengungen durch Bera-
tungsangebote sowie fi nanzielle Mittel bei der 
Erstellung und Umsetzung von Klimaschutz-
konzepten unterstützen. Finanzschwache 

Kommunen sollen die Chance dazu ebenfalls 
erhalten. Die Thüringer Energie- und GreenTech 
Agentur* (ThEGA) bietet sich indes als kompe-
tente Dienstleisterin für die Kommunen an.

Konkret wollen wir:

•  ein Biosphärenreservat* Karstland-   
      schaft  Südharz schaff en,

•  Flussauen renaturieren und für den 
      Hochwasserschutz reaktivieren,

•  Werraversalzung beenden und 
      Fracking* verhindern.

I.2. Nachhaltig wirtschaften – für ein 
Mehr an Lebensqualität

Wir von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN schätzen 
die großen Leistungen aller Thüringerinnen 
und Thüringer, die zum wirtschaft lichen Auf-
schwung unseres Landes in den vergangenen 
25 Jahren beigetragen haben. Wir wissen: Thü-
ringer Wirtschaft  ist mehr als einzelne umsatz-
starke Unternehmen in den wirtschaft sstarken 
Regionen – es sind die kleinen und mittelstän-
dischen Unternehmen, die Selbstständigen 
und freien Berufe, die Familienbetriebe und 
das Handwerk, die unser Wirtschaft sleben tra-
gen. Gerade sie wollen wir unterstützen, für sie 
attraktive Bedingungen gestalten.

Grüne Wirtschaft spolitik nimmt die Region in 
den Blick: Alles, was vor Ort nach sozialen und 
ökologischen Standards erzeugt und verkauft  
werden kann, schaff t Wohlstand vor Ort. Regio-
nale Wirtschaft skreisläufe schaff en und erhal-
ten Arbeitsplätze in Thüringen, schützen unsere 
natürlichen Ressourcen und sind folglich gut für 
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alle Thüringer und die Umwelt. Wachstum um 
des Wachstums willen lehnen wir ab. Wir stre-
ben eine Wirtschaft spolitik an, die den Grenzen 
der natürlichen Ressourcen Rechnung trägt 
und damit die gute Lebensqualität der jetzigen 
und künft igen Generationen in den Mittelpunkt 
ihres Handelns rückt.

Wir stehen für eine Wirtschaft spolitik, die sozial 
ist: Umsatzsteigerungen und hohe Profi te nüt-
zen nichts, wenn die Menschen im Land vom 
Lohn ihrer Arbeit nicht leben und teilhaben 
können oder ihre Arbeit sie krank macht. Daher 
denken wir Wirtschaft s-, Sozial- und Umwelt-
politik zusammen, wenn wir die Rahmenbedin-
gungen für das unternehmerische, öff entliche 
und private Wirtschaft en abstecken. Denn für 
uns ist klar: Mit grüner Wirtschaft spolitik lassen 
sich sehr gut schwarze Zahlen schreiben.

Der Mensch steht für uns im Mittelpunkt

Thüringen ist ein Land des Mittelstandes und 
wir GRÜNE wollen den Mittelstand stärken. Die 
Thüringer Wirtschaft  steht aufgrund von Abwan-
derung und Bevölkerungsrückgang vor einem 
erheblichen Arbeits- und Fachkräft emangel. 
Bereits jetzt können viele Ausbildungsstellen 
und Arbeitsplätze nicht mehr ausreichend be-
setzt werden. Was heute lediglich einzelne Berei-
che betriff t, etwa die Pfl ege, wird in Kürze weite 
Teile von Handwerk und Industrie tangieren. 
Für diese Herausforderungen gibt es probate
Lösungen: Wir müssen die Menschen wieder 
stärker in den Mittelpunkt stellen, Fachkräft e 
ausbilden, fördern und anwerben, die Vernet-
zung zwischen Ausbildung und Unternehmen 
vorantreiben und den hiesigen Arbeitsmarkt für 
Arbeitskräft e aus Europa und der ganzen Welt 
weiter öff nen.

Für junge Menschen, die im Freistaat die Schule 
besuchen, eine Ausbildung machen oder hier 
ein Studium absolvieren, kann Thüringen durch 
eine gute Bezahlung, unbefristete Arbeitsver-
träge oder langfristige Aufstiegsperspektiven 
noch attraktiver werden. Die Vernetzung der 
verschiedenen Schulen und Hochschulen mit 

regionalen Unternehmen sowie die Werbung für 
den Thüringer Arbeitsmarkt unter den Absol-
ventinnen und Absolventen birgt beträchtliches 
Ausbaupotenzial. Des Weiteren wollen wir die 
Menschen dazu befähigen, neue Aufgaben zu 
übernehmen. Langzeitarbeitslose und Gering-
qualifi zierte dürfen deshalb z. B. nicht länger 
von Maßnahme zu Maßnahme geschickt wer-
den. Vielmehr müssen wir ihnen verbesserte
Weiterbildungsangebote unterbreiten. Wir 
GRÜNE bekennen uns zu einem grünen sozialen 
Arbeitsmarkt und stehen dafür ein, Arbeit statt 
Arbeitslosigkeit zu fi nanzieren und zu fördern. 
Dabei benötigen insbesondere Menschen mit 
besonders erschwertem Zugang zum Arbeits-
markt eine gezieltere Unterstützung.

Frauen sind auch in Thüringen am Arbeitsmarkt 
noch oft  benachteiligt. Sie erhalten weniger 
Lohn, haben schlechtere Aufstiegschancen 
und müssen sich vielfach doppelt und dreifach 
beweisen. Für uns ist Geschlechtergerechtig-
keit auch in der Wirtschaft spolitik zentral. Wir 
stehen ohne Wenn und Aber für gleiche Chan-
cen und Parität und für gleichen Lohn für gleich-
wertige Arbeit.

Thüringen ist auf Menschen angewiesen, die 
aus anderen Regionen der Welt zu uns kom-
men. Ohne sie wird es uns nicht gelingen, die 
Wirtschaft skraft  Thüringens zu erhalten und 
bestehende Strukturen des Gemeinwesens zu 
bewahren. Als GRÜNE setzen wir uns daher für 
die Freizügigkeit innerhalb Europas ein. Dazu 
gehört aus unserer Sicht auch, dass wir den 
Menschen das Ankommen in Thüringen nicht 
durch unnötige Bürokratie erschweren.

Die Anerkennung ausländischer Abschlüsse 
sollte folglich weiter vereinfacht, ein Rechtsan-
spruch auf Beratung selbstverständlich und, wo 
nötig, Nachqualifi zierung angeboten werden. 
Insbesondere für Flüchtlinge und Asylsuchende 
wollen wir die noch immer viel zu hohen Hürden 
zur Aufnahme einer Beschäft igung absenken.
Außerdem treten wir dafür ein, Unternehmen 
und Behörden dabei zu unterstützen, ihre inter-
kulturelle Kompetenz zu stärken und ein bes-
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seres Angebot an Sprach- und Integrations-
kursen sowie einen erleichterten Zugang zu
Bildungs-, Sport- und Kulturangeboten zu ge-
währleisten. Wir sagen allen, die in Thüringen 
leben und arbeiten wollen: Herzlich willkom-
men!

Wirtschaft  gezielt fördern

Wir wollen für die verschiedenen Wirtschaft s-
bereiche zielgenaue Förderinstrumente ent-
wickeln. Branchen und Projekte, die sich 
besonders den Herausforderungen des 21. 
Jahrhunderts stellen und sich dabei einer 
nachhaltigen, sozial-ökologischen Wirtschaft  
verschrieben haben, verdienen unsere gezielte 
Unterstützung.

Angesichts des absehbaren Rückgangs der zur 
Verfügung stehenden fi nanziellen Mittel set-
zen wir verstärkt auf sogenannte revolvierende 
Fonds*, bei denen die Förderung in die Fonds 
zurückfl ießt. Förderkredite und Beteiligungs-
kapital erleichtern einen guten Start neuer 
Produkte und Dienstleistungen. Dies zahlt sich 
langfristig auch für die Geldgeberinnen und 
Geldgeber aus. Wir setzen uns zugleich dafür 
ein, dass die Einhaltung von Umwelt- und Sozial-
standards stärker in die Praxis der öff entlichen 
Förderung bestehender Unternehmen einbezo-
gen wird.

Handwerk hat grünen Boden

Das Thüringer Handwerk als „Ausrüster der 
Energiewende“ ist für uns GRÜNE ein zentraler 
Partner bei der ökologischen Modernisierung 
unseres Landes. Beim Bau energieeff izienter 
Gebäude, der energetischen Sanierung, dem 
Denkmalschutz und dem Ausbau erneuerbarer 
Energien sind wir auf kundige Fachleute des 
Thüringer Handwerks angewiesen. Es leistet 
einen wichtigen Beitrag für die Zukunft sfähig-
keit Thüringens und stärkt die regionale Wert-
schöpfung im Freistaat. Grüne Politik steht für 
eine konsequente Förderung von erneuerbaren 
Energien und Energieeff izienz: Wir schaff en mit 
unserem Programm die Voraussetzungen dafür, 

dass dem Handwerk in den kommenden Jahr-
zehnten die Arbeit nicht ausgeht.

Eine Kultur ganzheitlichen Denkens und wirt-
schaft lichen Handelns liegt uns sehr am Herzen. 
Nur mittels konsequenter Förderung und Un-
terstützung, bspw. durch umfassende Beratung 
und Begleitung, Gründungswerkstätten oder 
einfacheren Zugang zu Gründungskapital, kön-
nen wir Gründerinnen und Gründern den Weg 
in die eigene Existenz erleichtern. Bereits in der 
Oberstufe und in berufl ichen Schulen wollen 
wir ein Verständnis für wirtschaft liches Handeln 
stärker vermitteln.

Die Kammern sind aufgefordert, ihren Mitglie-
dern mehr Einfl uss auf ihre Entscheidungen 
einzuräumen. Die Pfl ichtmitgliedschaft  in den 
Kammern wollen wir perspektivisch abschaf-
fen.

Regional ist erste Wahl

Grüne Wirtschaft spolitik beinhaltet einen we-
sentlichen Beitrag dazu, dass möglichst viele 
Produkte aus regional verfügbaren Rohstoff en 
im Freistaat entstehen, verarbeitet und konsu-
miert werden. Wir setzen uns dementsprechend 
für eine noch stärkere Kooperation regionaler 
Unternehmen ein.

Wir wissen aber auch um die globalen Zusam-
menhänge, in denen Thüringens Wirtschaft  
steht. Wir wollen gute Bedingungen schaff en, 
damit innovative Ideen, Dienstleistungen und 
Waren „Made in Thüringen“ auch weiterhin 
weltweit Gefallen fi nden. Daher machen wir uns 
für ein umfassendes und eff izientes Konzept der 
Außenwirtschaft sförderung mit ökologischen 
und sozialen Kriterien stark.

Zugleich werben wir in der Bildungs- und Öff ent-
lichkeitsarbeit dafür, dass sich unsere Wirt-
schaft  ihrer Verantwortung im globalen Kontext 
bewusst wird. Auf Bundes- und Europaebene 
sowie im Gespräch mit internationalen Partne-
rinnen und Partnern wollen wir uns dafür ein-
setzen, das Auslagern von Umweltzerstörung 

I. Anders wachsen. Umwelt, Wirtschaft  und Menschen zusammen denken.

18

I. Anders wachsen. Umwelt, Wirtschaft  und Menschen zusammen denken.



und sozialer Ausbeutung in andere Länder zu 
beenden. Folglich drängen wir darauf, Unter-
nehmen, die in anderen Ländern gegen soziale 
und ökologische EU- und UN-Standards versto-
ßen oder der Korruption überführt werden, mit 
einer Sperre für öff entliche Ausschreibungen 
und Fördergelder belegen zu können.

Energieeff izient und ressourcenschonend 
wirtschaft en

Unternehmen und Institutionen benötigen 
unsere aktive Unterstützung, um sich auf die 
Folgen der zu erwartenden Rohölknappheit 
angemessen vorzubereiten. Wir werden ihnen 
darüber hinaus helfen, die Organisation ihrer 
Arbeit und Produktion auf ein nachhaltiges 
Wirtschaft en umzustellen. Dies ist mitunter mit 
erheblichen Kosten verbunden, die sich erst 
nach mehreren Jahren rentieren. Daher wollen 
wir attraktive Investitionskredite anbieten, um 
die Zeiträume bis zum Erreichen von Einspar-
eff ekten zu überbrücken. An unserer Seite sehen
wir hier auch die lokalen Stadt- und Gemeinde-
werke.

Bei der prognostizierten Bevölkerungs- und 
Wirtschaft sentwicklung reichen die aktuellen 
technologischen Innovationen nicht aus, um 
nachhaltige Ressourcennutzung zu erreichen 
und Umweltzerstörung zu beenden. Daher 
fi nden in unserer grünen Innovationsstrate-
gie neben technischen auch gesellschaft liche 
Innovationen Platz. Wir wollen Ideen, die ein 
gutes Leben in den Regionen langfristig sicher-
stellen, gezielt fördern. Im Vordergrund stehen 
dabei Initiativen, die die regionale Wirtschaft  
stärken und ihre Krisenanfälligkeit verringern, 
z.B. durch die Reduzierung der Abhängigkeit 
von Rohstoff importen. Wir folgen dem Prinzip 
„Global denken – lokal handeln“. Ansätze der 
Gemeinwohl-Ökonomie, bspw. Energiegenos-
senschaft en, Tauschringe oder Gemeinschaft s-
gärten, unterstützen und stärken wir.

Schnelle Internetzugänge für alle 
Thüringerinnen und Thüringer

Thüringen ist zwischenzeitlich nahezu fl ächen-
deckend mit breitbandigen Internetzugängen 
versorgt, sei es per Kabel oder über Mobilfunk. 
Doch diese bleiben weit zurück hinter den aktu-
ellen Standards und vor allem hinter den tech-
nischen Erfordernissen einer umfassenden Teil-
habe am digitalen Leben. Langsame Verbindun-
gen sind ein stetes Ärgernis für die Betroff enen 
und schaden dem Wirtschaft sstandort. Dies be-
triff t vornehmlich die ländlichen Räume, aber 
auch Städte wie Jena.

Wir GRÜNE stehen für eine echte Breitband-
off ensive durch die Thüringer Landesregierung. 
Der beschleunigte Ausbau insbesondere von 
Glasfaserzugängen ist eine Investition in die Zu-
kunft  unseres Landes. Dort, wo Kommunen und 
Landkreise diesen Ausbau schultern, bedürfen 
sie einer unbürokratischen Unterstützung des 
Landes bei der Planung und Investition. Ebenso 
notwendig ist es, Land und Kommunen eff ek-
tiv zu koordinieren, um wechselseitige Vorteile 
bei der Instandsetzung von Straßen, Schienen 
und dem Bau von Versorgungsleitungen für den 
Breitbandausbau zu nutzen.
 
Verwaltung geht mit gutem Beispiel voran

Auch die Landesbehörden können sich der 
sozial-ökologischen Modernisierung unserer 
Wirtschaft  nicht entziehen. Grüne Politik unter-
stützt daher die Modernisierungsprozesse in 
den Verwaltungseinheiten des Landes. Innova-
tive und fl exible Arbeitszeitmodelle, Geschlech-
tergerechtigkeit, Chancengleichheit, Arbeits-
schutz und faire Löhne gehören zu den viel-
fältigen Möglichkeiten, mit denen Institutio-
nen des Landes Beispiele guter Praxis geben 
können. Von einer eff izienten und möglichst 
unbürokratischen Verwaltung mit motivierten 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern profi tiert die
Attraktivität des Wirtschaft sstandortes Thürin-
gen erheblich.

Wir setzen uns dafür ein, die vorhandenen Be-
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schaff ungs- und Vergaberichtlinien ebenso wie 
das Thüringer Vergabegesetz zu novellieren. 
Das Land und die Kommunen können durch die 
Vergabe von Auft rägen an externe Unterneh-
men an der Durchsetzung neuer Umwelt- und 
Sozialstandards mitwirken. Insbesondere fol-
gende Kriterien sollten mit in die Beschaff ungs- 
und Vergabepraxis einfl ießen:

 der Einsatz von ressourcenschonenden 
     Produkten und Materialien,
 Rücknahme und Recycling von 
     Altprodukten,
 der Einsatz von Technologien, die die 
     eff izienteste Ressourcennutzung in der  
     jeweiligen Branche ermöglichen,
 regionale Orientierung bei der Beschaff ung  
     von Materialien und Geräten,
 Tarifentlohnung,
 die Förderung von Frauen,
 familienfreundliche Arbeitszeitregelungen.

Das Land benötigt darüber hinaus eine ange-
messene IT-Strategie. Wir wollen, dass bei der 
Beschaff ung von Informations- und Kommu-
nikationstechnologien verstärkt auf Möglich-
keiten der Green-IT* zurückgegriff en wird. Bei 
der Inanspruchnahme von digitalen Produkten, 
Soft ware und wissenschaft lichen Ergebnissen 
streben wir freie und off ene Standards und 
Lizenzen an.

Gutes Leben ist mehr als nur Wirtschaft s-
wachstum

Das Ziel grüner Wirtschaft spolitik ist nicht das 
Wachstum an sich, sondern das gute Leben
aller. Daher sind wir von BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN der Überzeugung, dass das Bruttoin-
landsprodukt (BIP) als alleiniger Indikator für 
die Beurteilung der Entwicklung eines Landes 
ungeeignet ist. Das BIP berücksichtigt weder 
die Nebeneff ekte des Wirtschaft ens, etwa Um-
welt- und Gesundheitsschäden, noch den Ver-
lust natürlicher Ressourcen. Auch gibt es keine 
Auskunft  über soziale Faktoren wie Krimina-
lität, soziale Spaltung und Ausgrenzung oder 
den Verlust an Lebensqualität durch Stress und 

Leistungsdruck. Selbst die wachsende Kluft  
zwischen Arm und Reich hat keinerlei Auswir-
kungen auf diese Kennzahl. Daher setzen wir 
uns dafür ein, einen umfassenderen Index, 
z.B. den bereits erprobten Regionalen Wohl-
fahrtsindex (RWI), ergänzend in die gesell-
schaft liche Berichterstattung und ihre politi-
sche Diskussion einzubringen. Weil ein solcher 
Index auch ökologische und soziale Faktoren 
mit einbezieht, wird die Gesamtentwicklung 
der individuellen Lebensqualität und des gesell-
schaft lichen Wohlergehens deutlicher erkenn-
bar. Langfristig wollen wir – dem Beispiel der 
OECD folgend – das BIP durch einen ganzheitli-
chen Index ersetzen.

Konkret wollen wir:

•  regionale Wirtschaft s- und Warenkreis 
      läufe stärken,

•  eine Breitbandoff ensive für Thüringen,

•  die vereinfachte Anerkennung auslän-
      discher Abschlüsse.

I.3. Thüringen ist erneuerbar – für die 
Energien der Zukunft

Kohle, Öl und Gas stehen uns nur noch in sehr 
eingeschränktem Maß zur Verfügung. Zudem 
schadet ihr Einsatz massiv unserer Umwelt. Da-
bei sind Alternativen längst möglich. Verschie-
dene Studien belegen: 100 Prozent erneuerbare 
Energien bis 2040 – dieses Ziel ist realistisch. 
Wir machen uns dafür stark, dass Thüringen es 
als eines der ersten Bundesländer erreicht. Als 
wichtiges Etappenziel schlagen wir vor, bis 2020 
60 Prozent des Stromverbrauchs und 35 Pro-
zent des End-Energieverbrauchs aus erneuerba-
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ren Energien dezentral vor Ort zu erzeugen. Dies 
gelingt nur, wenn wir kräft ig Energie einsparen: 
z.B. durch besser gedämmte Häuser, be-
darfsgerechte Mobilitätssysteme, eff izientere 
Heizungspumpen und weniger Stand-by-Ver-
brauch.

Die Energiewende sichert Arbeitsplätze in Bil-
dung und Handwerk, Industrie und Forschung 
sowie die Beteiligung von Bürgerinnen und 
Bürgern bei der Erzeugung, z.B. in Energie-
genossenschaft en. Unsere Vision ist ein Thürin-
gen, das seine Möglichkeiten nutzt und mehr 
Energie erzeugt als verbraucht. Das spart eine 
Menge Geld, denn für den Import von fossilen 
Energieträgern müssten Land und Kommunen, 
Wirtschaft  und Privathaushalte dann nicht 
mehr jedes Jahr Milliarden ausgeben.

Thüringen als Vorreiter bei 
Eff izienzsteigerung und Energiesparen

Wir GRÜNE wollen mit nachhaltigen Ver-
kehrskonzepten unsere Abhängigkeit vom Öl 
verringern. Zudem lässt sich Energie auch mit 
unseren Gebäuden sparen. Mit Anreizen pla-
nen wir, dazu beizutragen, dass jedes Jahr zwei 
Prozent aller Gebäude saniert werden. Darüber 
hinaus streben wir an, die Gebäude und Liegen-
schaft en der Landesebene klimaneutral zu ent-
wickeln. Für Neubau und Vollsanierung soll ab 
2015 der Plusenergiestandard* gelten. Neben 
hervorragenden Energiestandards werden wir 
Qualitätsstandards zum nachhaltigen Bauen 
einführen. Für alle öff entlichen Gebäude wird 
der Goldstandard der „Gesellschaft  für nachhal-
tiges Bauen“* verbindlich festgelegt. Darüber 
hinaus beabsichtigen wir, bis 2020 durch ein 
gezieltes Landesförderprogramm in ganz Thü-
ringen 100 Schulen im Plusenergiestandard* zu 
sanieren oder neu zu bauen.

Die Sonne schickt keine Rechnungen

Viel zu wenige Sonnenstrahlen werden in Thü-
ringen in Energie verwandelt. Um dieses Poten-
zial wirksamer auszuschöpfen, wollen wir die 
Solarkraft nutzung ausbauen – ob auf Dächern, 

an Fassaden oder an Autobahnen. Eine wichtige 
Perspektive liegt für uns in der Integration der 
Fotovoltaik in die Energie- und Gebäudetech-
nik. Das 1000-Dächer-Programm* sollte aus 
unserer Sicht deshalb so umgebaut werden, 
dass Solarstrom und -wärme sowie ihre Spei-
cherung besser zusammengeführt werden. 
Mittels Pilot- und Demonstrationsprojekten 
mit dem Schwerpunkt Eigenversorgung lässt 
sich der regionale Markt in Thüringen weiter 
erschließen und diese heimische Basis für den 
Export nutzen. Die Verwendung von Solarwärme
zur Warmwasserbereitung und Raumheizung 
wollen wir in dem angestrebten Gebäudesanie-
rungsgesetz verankern und dadurch stärken. 
Damit können Wohnungsgesellschaft en sowie 
Vermieterinnen und Vermieter zum verstärkten 
Einsatz von Solarwärme angeregt werden.

Windräder – ja, bitte!

Insbesondere die Windkraft  an Land ist dank 
des Erneuerbaren-Energie-Gesetzes (EEG) ne-
ben der Fotovoltaik inzwischen zur preiswer-
testen Form der Stromerzeugung geworden. 
Sie ist kostengünstiger als Kohle und Atom. Um 
Thüringen unabhängig von Stromimporten zu 
machen, bedarf es nur zwei Prozent der Landes-
fl äche. Die regionalen Planungsgemeinschaft en 
benötigen bindende Vorgaben, um die dafür 
erforderlichen Flächen auszuweisen. Mit ver-
bindlichen Regelungen wollen wir sowohl den 
Vogel- und Fledermausschutz berücksichtigen 
als auch der Ausweisung weiterer Windvorrang-
gebiete* entsprechenden Raum bieten. Damit 
schaff en wir planerische Sicherheit bezüglich 
des weiteren Ausbaus der Windkraft  an Land 
und sorgen für einen Ausgleich von Naturschutz 
und klimapolitischen Zielstellungen. Dabei ist 
in jedem Fall unstrittig: Im Nationalpark Hai-
nich und ähnlichen Naturschätzen haben Wind-
kraft anlagen nichts zu suchen.

Bioenergie nachhaltig erzeugen

Die Biomasse hat ihren festen Platz im erneuer-
baren Energiemix – allerdings belastet eine 
einseitige Bevorzugung von Mais in Biogasan-
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lagen Boden und Umwelt. Andere Feldfrüchte, 
z.B. Hülsenfrüchte düngen ganz nebenbei auf 
natürliche Weise den Boden mit Stickstoff  oder 
fallen wie biogene Reststoff e* bei anderen Pro-
duktionsprozessen an. Diese wollen wir künft ig 
beim Einsatz in Biogasanlagen stärker fördern. 
Thüringen muss sich dafür bei der Reform des 
Erneuerbare-Energien-Gesetzes im Bund ein-
setzen. Daneben produzieren Biogasanlagen oft  
Wärme, die kein einziges Gebäude heizt. Des-
wegen bedarf es weiterer Anreize für Wärme-
speicher und -anschlüsse sowie des Aufbaus 
dezentraler Verteilnetze.

Holz ist ein äußerst wertvoller, nachwachsender
Rohstoff . Die Holzverbrennung darf aber nur am 
Ende der Nutzungskette stehen. Neue Holzkraft -
werke zur ausschließlichen Stromgewinnung 
wird es daher mit uns nicht geben. Die Poten-
ziale der Holznutzung für große Anlagen sind 
in Thüringen erschöpft . Holztransporte über 
Tausende von Kilometern konterkarieren alle 
Bemühungen des Klima- und Umweltschutzes.

Geothermie weiter erforschen

Wir setzen uns für den Ausbau von oberfl ächen-
naher Geothermie* (bis 150 Meter Tiefe) zur 
Wärmeerzeugung ein. Zusammen mit der Nut-
zung von Solarwärme und gut gedämmten Ge-
bäuden soll die Geothermie zur Beheizung vor 
allem von öff entlichen Gebäuden zum Einsatz 
gebracht werden.

Die Nutzbarmachung der Erdwärme in tieferen 
Gesteinsschichten ist jedoch mit erheblichen 
Umweltauswirkungen und -risiken verbunden. 
Deshalb unterstützen wir die erforderliche be-
gleitende Forschung.

Dezentrale Stromerzeugung, intelligente 
Stromnetze und Speicher

Wind und Sonne produzieren Stromüberschüs-
se, die für Flauten gespeichert werden müssen. 
Wir wollen uns für die schnelle Erforschung 
und Entwicklung verschiedener Speichertech-
nologien, wie integrierte Puff erspeicher an 

Fotovoltaik- und Windkraft anlagen, einsetzen. 
Stromüberschüsse können mittels Elektrolyse 
zu Methan umgewandelt und in das Gasnetz 
eingespeist werden. Druckluft speicher und 
chemische Speicher sind wichtige Speicher-
alternativen und müssen erforscht und ange-
wandt werden. Auch Pumpspeicher können Teil 
der Lösung sein. Sie fordern allerdings oft mals 
einen zu hohen Preis von Mensch und Natur. 
Wir stehen daher für einen ergebnisoff enen 
Prozess, der die Eingriff e in die Natur und ein 
hohes Maß an Beteiligung der Bürgerinnen und 
Bürger zum Gradmesser einer Entscheidung für 
oder gegen ein Projekt macht.

Daneben hat Windgas* das Potenzial zum güns-
tigen Speicher auch für Heizung und Verkehr. 
Die Erkenntnisse aus dem Forschungskoopera-
tionsprojekt im Hessischen Biogas-Forschungs-
zentrum in Bad Hersfeld wollen wir verstetigen 
und in Thüringen zum Einsatz bringen. Mit vie-
len dezentralen Energieanlagen und Speichern 
benötigen wir bedeutend weniger Stromtras-
sen. Um das zu bewerkstelligen, planen wir, 
die Energieerzeuger am Speicherausbau zu be-
teiligen und das Bereitstellen von Speichern zu 
vergüten.

Der Um- und Ausbau der Stromnetze ist von 
elementarer Bedeutung für das Gelingen des 
Atomausstiegs und der Energiewende. Für uns 
ist klar, dies kann nur erfolgreich sein, wenn 
die Gesamtplanung transparent und für die 
breite Öff entlichkeit nachvollziehbar erstellt 
wird. Wir sind uns sicher, dass der verstärkte 
regionale Ausbau der erneuerbaren Energien 
den Ausbaubedarf im Übertragungsnetz senkt. 
Der dezentrale Ausbau der Stromversorgung 
ist und bleibt daher unser vorrangiges Ziel. 
Gleichwohl müssen auch die vorhandenen 
Übertragungsnetze fi t gemacht werden für 100 
Prozent erneuerbare Energien. Den Bedarf an 
Neubauprojekten des bisherigen Netzentwick-
lungsplans halten wir allerdings für überzogen. 
Einen unbegründeten Leitungsausbau und un-
nötige Umweltbelastungen lehnen wir ab. Wir 
setzen uns stattdessen für eine Überprüfung 
der geplanten Nord-Süd-Trassen und für eine 
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anschließende Priorisierung ein. Eine Chance 
liegt in intelligenten Stromnetzen. Diese sorgen 
für eine kommunikative Vernetzung und Steu-
erung von Erzeugern, Speichern und Verbrau-
chern. Diese ermöglichen eine Optimierung und 
Überwachung der verbundenen Bestandteile 
und sichern somit eine eff iziente und zuver-
lässige Energieversorgung. Durch den Ausbau 
intelligenter Stromnetze ergeben sich weiter-
hin Einsparpotenziale und es werden weniger 
Übertragungsnetze benötigt.

Der regional unterschiedliche Ausbau erneuer-
barer Energien hat in den vergangenen Jahren 
zu regional unterschiedlichen Netzentgelten 
geführt. Wir stehen dafür ein, die mit dem Netz-
ausbau verbundenen Kosten als nationale Auf-
gabe innerhalb der Bundesrepublik gerecht zu 
verteilen.

Vom Bioenergiedorf* zur 100-Prozent-Region

Indem wir Bioenergiedörfer* in die gesamte 
Region einbeziehen, lassen sich Wirtschaft s-
räume schaff en, die sich autonom mit Energie 
versorgen können. Dazu gehören Energie-
genossenschaft en, BürgerInnensolaranlagen
und lokale Stadtwerke mit mehrheitlich kom-
munaler Beteiligung. Wir werden deshalb 
Modellregionen fördern, die durch entspre-
chende Stadt-Umland-Kooperationen unter 
Beachtung der Naturverträglichkeit ihre Abhän-
gigkeit von fossilen Energieträgern reduzieren 
wollen.

Blockheizkraft werke besser integrieren

Kraft -Wärme-Kopplungsanlagen*, z.B. die zahl-
reichen Blockheizkraft werke* der Stadtwerke, 
sollen bevorzugt dann hochgefahren werden, 
wenn der Strombedarf am größten ist. Die 
über das Wärmenetz hinausgehende Speicher-
kapazität bedarf entsprechender Erweiterung,
solange thermische Speicher preisgünstiger als 
Stromspeicher zu bauen sind. Langfristig präfe-
rieren wir Blockheizkraft werke, die aus erneuer-
baren Quellen, wie z. B. Windgas*, gespeist wer-
den.

Landesentwicklungsprogramm als 
Instrumentarium nutzen

Wir wollen das Landesentwicklungsprogramm 
als zentrales Steuerinstrument zur Umsetzung 
von 100 Prozent erneuerbaren Energien nut-
zen. Den Planungsregionen sind gemäß Poten-
zialstudien Energiemengen an erneuerbaren 
Energien zugeordnet. Wir begrüßen die Ent-
scheidungsfreiheit der Planungsregionen, ihren 
Energiemix selbst zusammenzustellen. Bei der 
Biomasse sehen wir allerdings Handlungsbe-
darf, da einige Landkreise schon jetzt bspw. 
Holz von außerhalb Thüringens importieren. 
Wir fordern, Biomasse nur insoweit zu nutzen, 
wie sie vor Ort nachhaltig erzeugt werden kann.

Energie in die Hände der Bürgerinnen und 
Bürger

Die Energiewende gelingt dann am besten, 
wenn möglichst viele daran teilhaben – so viel 
dezentrale Energie wie möglich, so viel zentra-
le wie nötig! Deshalb setzen wir uns dafür ein, 
den Stromanteil zur Eigenversorgung zu erhö-
hen, die Energiegenossenschaft en eff ektiver zu 
unterstützen und die Bürgerinnen und Bürger 
besser an den Stadtwerken zu beteiligen. Ge-
nossenschaft liches Engagement kann jedoch 
noch viel mehr: Deshalb soll es auf die Bereiche 
Eff izienz, Speicher, Bereitstellung und Liefe-
rung, Mobilität und energiesparendes Bauen 
ausgeweitet werden. Die Thüringer Energie- 
und GreenTech-Agentur* kann die dafür not-
wendige Beratungsstruktur entwickeln.
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Konkret wollen wir:

•  60 Prozent Strom und 35 Prozent End-
      Energieverbrauch aus erneuerbaren 
      Quellen bis 2020,

•  BürgerInnenenergiegenossenschaft en   
      stärken,

•  ein Landesförderprogramm zur 
      Sanierung oder zum Neubau von 100   
      Schulen oder Kitas im Plusenergie-
      standard*.

I.4. Mobilität in Thüringen – für richtig 
gute Verbindungen

Wie die Modernisierung der Energiewirtschaft  
wollen wir auch die Verkehrspolitik voranbrin-
gen, um die Lebensqualität in Thüringen zu 
sichern. Grüne Verkehrspolitik umfasst dabei 
mehr als reduzierte Abgase, weniger Lärm oder 
verminderte Unfallgefahren. Vielmehr wächst 
die individuelle Freiheit – es entsteht die Chance,
weniger Auto fahren zu müssen bzw. ganz auf 
ein eigenes Auto verzichten zu können. Den 
Pendlerinnen und Pendlern sollen ausreichend 
Möglichkeiten geboten werden, sich bequem 
von Bus und Bahn befördern zu lassen oder gar 
unterwegs zu arbeiten. Darüber hinaus wächst 
mit grüner Verkehrspolitik die Freiheit derer, die 
sich nur zu Fuß oder mit dem Rad fortbewegen: 
Sie müssen nicht länger in Abgaswolken stehen 
oder weite Umwege bis zur nächsten Ampel in 
Kauf nehmen.

Laufen hat Vorrang

Die meisten Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
im Straßenverkehr nutzen zur Fortbewegung 

noch immer ihre Füße. Gleichwohl müssen oft  
Umwege genommen werden, z.B. weil es kei-
nen Zebrastreifen gibt. Wir werden Städte und 
Gemeinden dabei unterstützen, Fußwegepläne 
zu entwerfen. Zusammen mit Kindern, die in 
diese Planung aktiv eingebunden sind, entste-
hen dabei kindersichere Schul- und Freizeit-
wege. Selten sieht man heute noch Kinder auf 
der Straße spielen. Sie benötigen jedoch nicht 
nur den TÜV-geprüft en Spielplatz in der Nähe, 
sondern sollten auch ihr Wohnumfeld selbst 
entdecken können. Ein sicheres Wegenetz und 
verkehrsberuhigte Wohngebiete mit Vorrang für 
Fuß und Rad können dabei helfen.

Rauf aufs Rad

Die Thüringerinnen und Thüringer legen der-
zeit nur acht Prozent aller Wege mit dem Rad 
zurück. Gleichzeitig ist jede zweite Autofahrt 
kürzer als fünf Kilometer. Ob Wocheneinkauf 
oder das kleine Kind: Mit Pedelec*, Lastenan-
hänger oder Kinderanhänger lässt sich so man-
ches ohne Auto transportieren – wenn es Freude 
bereitet. Es bedarf eines Radwegenetzes, abge-
senkter Bordsteine, alternativer Radrouten zu 
den Hauptstraßen oder der Freigabe von Ein-
bahnstraßen für Radfahrerinnen und Radfah-
rer. Zudem fehlen Schnellradwege, Rad-Elektro-
mobilität sowie Mountainbike-Konzepte im 
Thüringer Radwegekonzept völlig: Das werden 
wir ändern.

Mehr Takt im öff entlichen Nahverkehr

Einige ärgerliche Probleme im Thüringer Nah-
verkehr, die viele von uns kennen: Aus dem 
Zug ausgestiegen, ist der Bus gerade weg oder 
kommt erst in einer halben Stunde. An Wochen-
enden gibt es zu wenig Busverkehr. Manchmal 
sind Fahrpläne an den Aushängen nur mit Mühe 
zu verstehen. Wir GRÜNE wollen, dass die Bus- 
und Bahnfahrpläne aufeinander abgestimmt 
sind. Das Grundprinzip ist dabei immer gleich: 
Der Bus oder der Zug fährt im Idealfall jede 
Stunde zur gleichen Zeit ab. Zubringer- und An-
schlussfahrten sind darauf abgestimmt, sodass 
binnen zehn Minuten die Reise fortgesetzt wer-
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den kann. Mit solch einem integralen Taktfahr-
plan lassen sich auch kleine Orte Thüringens 
wieder schneller erreichen. Mit unserem „Thü-
ringenTakt“* unterbreiten wir solche konkreten 
Vorschläge für besseren Nahverkehr. Wir schla-
gen vor, ein Schnellbusnetz aufzubauen, das die 
großen und mittleren Städte regelmäßig mit-
einander verbindet und neue Direktverbindun-
gen herstellt. Die Fahrpläne an den Haltestellen 
sollen ähnlich aufgebaut sein, sodass auf den 
ersten Blick ersichtlich ist, welcher Bus benötigt 
wird und was er kostet.

Einen Thüringer Verkehrsverbund schaff en

Wir wollen Bus- und Bahnfahren einfacher und 
somit attraktiver gestalten. Dann fahren auch 
wieder mehr Menschen mit. Doppelt so viele
sollten es in zehn Jahren sein. Dafür ist es wich-
tig, dass die Verkehrsunternehmen besser zu-
sammenarbeiten. Das ist auch deshalb nötig,
weil in vielen Landkreisen die Bevölkerung 
sinkt. Der Linienbus lohnt sich nicht immer. 
Stattdessen könnten die Nahverkehrsgesell-
schaft en Linientaxis und Rufbusse* oder auch 
Bedarfshalte einrichten. Damit das gelingt, be-
darf es eines Verkehrsverbunds für ganz Thürin-
gen. Den Hinweis auf das angebliche fi nanzielle 
Defi zit des ÖPNV lassen wir dabei jedoch nicht 
mehr gelten: Schließlich geben Kommunen und 
Land pro Einwohnerin bzw. Einwohner derzeit 
doppelt so viel Geld für den Autoverkehr aus.

Mitte-Deutschland-Bahn umsetzen

Die milliardenschwere ICE-Neubaustrecke 
durch Thüringen bringt Menschen aus Erfurt 
und Umgebung zwar schnell nach München und 
Berlin, allerdings verschlechtern sich Reisewege
für andere Orte, z.B. durch den Wegfall der 
ICE-Halte in Saalfeld, Jena oder Weimar. Die 
bisherige Landesregierung hat versprochen, 
dass die Fokussierung auf Erfurt als zentraler 
Knoten für den Nah- und Fernverkehr funktio-
nieren wird. Das muss sich jetzt beweisen. Die 
Mitte-Deutschland-Verbindung von Eisenach 
bis Altenburg ist die Hauptschlagader des ÖPNV 
in Thüringen, aber immer noch ein Nadelöhr. Zu 

dessen Beseitigung wollen wir den durchgän-
gigen zweigleisigen Ausbau und die Elektrifi -
zierung der gesamten Strecke, damit dort eine 
Regio-S-Bahn fahren und Fernverkehr realisiert 
werden kann.

Schienennetz sinnvoll gestalten

Um nachhaltig in das Schienennetz zu investie-
ren, braucht es einen Plan. Viel Geld auszugeben, 
um möglichst schnelle Punkt-zu-Punkt-Verbin-
dungen zu schaff en (wie bei der ICE-Trasse) ist 
falsch. Stattdessen wollen wir eine Vielzahl von 
Einzelinvestitionen im gesamten Streckennetz, 
damit man auch in der Fläche vorankommt. 
Solche Investitionen sind z.B. die Schließung 
der Schienenlücken der Werrabahn und der 
Höllentalbahn an der Landesgrenze zu Bayern.

Lkw auf die Schiene

Der Güterverkehr gehört auf die Schiene, zu-
mindest zum überwiegenden Teil – das schont 
die Umwelt, unsere Straßen und nicht zuletzt 
unsere Nerven, weil es weniger Staus gibt. 
Zahlreiche Wirtschaft sunternehmen möchten 
diese Möglichkeit nutzen, können es aber bis-
lang nicht, da die meisten Gewerbegebiete nur 
an die Straße angebunden sind. Zusammen mit 
der Wirtschaft  werden wir ein Konzept für den 
Schienengüterverkehr in Thüringen entwickeln.

Straßenerhalt vor Neubau

In Thüringen sind kaum neue Straßen erforder-
lich. Fragwürdige Großprojekte, bspw. die Rhön-
querung (B 87n) oder die Neutrassierung der 
B 19 bei Eisenach, lehnen wir daher entschieden 
ab. Viele Straßenprojekte der vergangenen 20 
Jahre haben sich als zu groß ausgelegt erwiesen 
und erreichen deshalb die vorhergesagten Ver-
kehrsmengen nicht annähernd. Die bisherige
Landesregierung kennt jedoch kein Ende der 
teuren Asphaltorgie und will sogar die B 7
zwischen Erfurt und Weimar vierspurig ausbau-
en – parallel zur sechsspurigen A 4. Und das, ob-
wohl sich zahllose Straßen in einem desolaten 
Zustand befi nden und viele Menschen bereits 
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seit Jahren auf versprochene Ortsumgehungen 
warten. Wir wollen die fi nanziellen Ressourcen 
vor allem nutzen, um das vorhandene Straßen-
netz wieder instand zu setzen. Umgehungs-
straßen sollten in erster Linie in jenen Orten 
entstehen, in denen Anwohnerinnen und An-
wohner beträchtlich unter den Fahrzeuglawi-
nen leiden, z. B. in Großengottern, Wasungen 
oder Leimbach.

Carsharing ausbauen

Ein Auto steht durchschnittlich 23 Stunden am 
Tag nutzlos vor der Tür. Es verbraucht Platz 
und kostet eine Menge Geld. In einigen Städten 
gibt es dazu eine echte Alternative: Carsharing, 
also das gemeinschaft liche Nutzen eines Autos. 
Wir unterstützen den Ausbau von Carsharing-
Stationen, denn ein Carsharing-Auto ersetzt 
statistisch bis zu zehn Pkw. Das schaff t Platz für 
Natur und Kinderspiel. Im ländlichen Raum wie-
derum bieten privates Carsharing oder lokale 
Mitfahrbörsen eine gute Ergänzung zum ÖPNV 
und ermöglichen auch unabhängiger vom Geld-
beutel, Pkw zu nutzen, statt sie zu besitzen.

Elektromobilität richtig fördern

Verkehr braucht bisher vor allem eines – Erd-
öl. Deutschland befi ndet sich diesbezüglich in 
einem Abhängigkeitsverhältnis, schließlich 
müssen 98 Prozent des Erdöls importiert wer-
den. Das ist für unsere Wirtschaft  ein zu großes 
Risiko. Elektromobilität gehört bereits heute zu 
unserem Alltag. Viele Züge und die Straßenbah-
nen werden elektrisch betrieben. Wir möchten 
dies gern auch auf Busse und Pkw ausweiten. 
Denn sonnengetankte Elektrofahrzeuge – auch 
im Carsharing – verpesten die Luft  nicht mehr. 
Wir unterstützen die Forschung an umwelt-
freundlichen und leistungsstarken Akkus und 
die weitreichende Bereitstellung einer Lade-
infrastruktur, die Strom aus erneuerbaren Ener-
gien liefert. Nur wenn die Infrastruktur vorhan-
den ist, erhalten die Thüringerinnen und Thü-
ringer eine tatsächliche Chance umzusteigen.

Alternative Antriebe erforschen

Auf lange Sicht muss es Ziel sein, den Energie-
verbrauch des Verkehrs aus erneuerbaren Ener-
giequellen zu decken. Um dieses Ziel zu errei-
chen, sollte eine umfassende Forschungs- und 
Förderpolitik begonnen werden. Ob Elektro, 
Wasserstoff  oder Windgas* der Antrieb der Zu-
kunft  sein wird, ist noch unklar, deshalb treten 
wir für eine ergebnisoff ene Forschung und den 
Einsatz in Modellregionen ein.

Lebensqualität durch angepasste 
Geschwindigkeit

An Überwegen passieren nach wie vor schlim-
me Unfälle. Off enbar sind viele Beschilderun-
gen so, dass Autofahrerinnen und Autofahrer
sie zu leicht übersehen. Wir schlagen vor, 
Geschwindigkeit vor allem über bauliche Ver-
änderungen zu steuern. Bunte Säulen, von 
Kindern entworfene Zebrastreifen und künst-
liche Verengungen signalisieren Autofahrerin-
nen und Autofahrern: Vorsicht, hier sind viele 
Menschen unterwegs! Das ist oft  wirkungsvol-
ler als ein Tempolimit auf einer schnurgeraden, 
breiten und langweiligen Straße.

Gleichzeitig wollen wir die Kommunen bei Über-
legungen zu Geschwindigkeitsbegrenzungen 
in Wohngebieten unterstützen. Denn auch hier 
gilt: Sicherheit geht vor. Bei Tempo 30 kommt 
ein Auto bereits nach 13 Metern zum Stehen. 
Pkw-Fahrerinnen und Fahrer mit 50 km/h haben 
da noch nicht einmal angefangen zu bremsen.

Flugverkehr – so viel wie nötig, so wenig wie 
möglich

Thüringen benötigt keinen Flughafen, für den 
es kein tragfähiges Zukunft skonzept gibt und 
durch den massenweise öff entliches Geld ver-
brannt wird. Der Traum vom „Internationalen 
Verkehrsfl ughafen Erfurt-Weimar“ ist endgültig 
ausgeträumt. Er ist nicht der unverzichtbare 
Standortfaktor, als den ihn einige immer noch 
anpreisen. Spätestens mit der Fertigstellung 
der ICE-Trasse rücken die Flughäfen Frankfurt/
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Main, Leipzig-Halle und Nürnberg so nah an 
Thüringen heran, dass es keinerlei Grund mehr 
gibt, einen eigenen Flughafen vorzuhalten.

Barrieren abbauen

Das Verkehrssystem in Thüringen birgt noch im-
mer viele Tücken. Wir wollen, dass die verschie-
denen Verkehrswege und Fortbewegungsmittel 
möglichst ohne zusätzliche Erschwernisse von 
allen Menschen in Anspruch genommen werden 
können. Wir setzen uns daher für eine möglichst 
weitgehende Barrierefreiheit ein. Wir denken 
dabei nicht nur an Menschen im Rollstuhl oder 
mit Rollator, sondern auch an Menschen mit 
Kinderwagen, Kinderfahrradanhängern und 
vollbepackten Fahrrädern. Außerdem setzen 
wir uns dafür ein, dass Haltestellen für ältere 
und sehbehinderte Menschen kein zusätzliches 
Hindernis darstellen. Wir wollen erreichen, dass 
Informationen gut lesbar und auch akustisch 
abrufbar sind. 

Konkret wollen wir:

•  einen Verkehrsverbund im 
      ThüringenTakt* etablieren,

•  Rad- und Fußwegenetze ausbauen,

•  Straßenerhalt vor Neubau.

I.5. Unser täglich Brot – für eine nach-
haltige Land- und Forstwirtschaft

Brot, Wurst, Käse, Milch, Gemüse: Selbstver-
ständlich und oft  zu wenig hinterfragt stehen 
die Produkte der Land- und Ernährungswirt-
schaft  jeden Tag aufs Neue auf unseren Tischen. 
Zudem sind Landwirtschaft s- und Lebensmittel-
betriebe besonders in ländlichen Regionen 
wichtige Arbeitgeber. Viele Produkte der Thü-
ringer Landwirtschaft  genießen zu Recht einen 
guten Ruf weit über die Landesgrenzen hinaus. 
Oft mals leistet die Bewirtschaft ung zusätzlich 
einen wertvollen Beitrag zur Pfl ege und zum 
Schutz unserer Landschaft , der über den wirt-
schaft lichen Ertrag hinausgeht. Wir wollen die 
Thüringer Landwirtschaft  fördern und unter-
stützen und die Pfl ege der Schätze unserer 
Landschaft en honorieren.

Gute Böden, gute Produkte

Landwirtschaft s- und Lebensmittelbetriebe 
sind wichtige Arbeitgeber in ländlichen Räu-
men. Das wichtigste Produktionsmittel für die 
Landwirtschaft  ist ein gesunder Boden. Mit grü-
ner Landwirtschaft spolitik wollen wir deshalb 
alle Anstrengungen darauf richten, den Zustand 
der Thüringer Böden zu verbessern. Dafür müs-
sen Förderprogramme an die Einhaltung sinn-
voller Fruchtfolgen* sowie an Maßnahmen zur 
Förderung des Bodenlebens gebunden werden. 
Überdies sind Böden durch die große Nachfrage 
zu Spekulationsobjekten geworden, die Pacht-
preise gestiegen – diesen Entwicklungen wollen 
wir durch klare Regelungen im Grundstücks-
verkehr Einhalt gebieten.

Ganz klar: regional ist öko

Der ökologische Landbau in einer kleinteiligen 
Agrarstruktur erfüllt am besten die Erforder-
nisse einer zukunft sfähigen Landwirtschaft . 
Schließlich ist er ausgesprochen gut geeignet, 
um die natürlichen Lebensgrundlagen Boden, 
Wasser und Luft  zu schützen und gleichzeitig 
eine artgerechte Haltung von Tieren zu gewähr-
leisten. Die stetig wachsende Nachfrage nach 

  Straßenerhalt vor Neubau.
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ökologisch erzeugten Lebensmitteln beweist, 
dass der Ökolandbau auch in der Bevölkerung 
eine immer größere Wertschätzung genießt.

Unser Ziel ist, im Jahr 2020 mindestens zehn 
Prozent der landwirtschaft lichen Fläche Thü-
ringens ökologisch zu bewirtschaft en. Dafür 
wollen wir umstellungswillige Agrarbetriebe 
stärker fördern. Durch die generell angestrebte 
Ausrichtung der Förderpolitik auf Ressourcen-
schonung, Umwelt- und Tierschutz gewinnt der 
Ökolandbau zusätzliche Wettbewerbsvorteile 
gegenüber konventionellen Betrieben. Gleich-
zeitig planen wir, die praxisorientierte wissen-
schaft liche Grundlagenforschung für den ökolo-
gischen Landbau deutlich voranzutreiben.

Die Nachfrage nach regional erzeugten Produk-
ten nimmt zu. Das Angebot dafür ist allerdings 
noch viel zu klein – das hier produzierte Obst 
und Gemüse reicht nicht aus, sodass es teilweise
importiert werden muss. Auch werden viele 
Produkte in Thüringen noch nicht weiterverar-
beitet und veredelt. Wir wollen mehr regionale 
Wertschöpfungsketten, das heißt in Thüringen 
angebautes Getreide wird in Thüringen zu Brot, 
Gebäck oder Müsli verarbeitet und hier ver-
kauft . Daher ist es in unseren Augen sinnvoll, 
die Kooperation zwischen Landwirtschaft s- 
und Wirtschaft sministerium zu intensivieren 
und regionale Produkte gezielt zu bewerben. 
Durch den Aufbau vielfältiger regionaler Verar-
beitungs- und Vermarktungsstrukturen sowie 
die Vernetzung von Landwirtschaft , Handwerk 
und Tourismus entstehen regionale Kreisläufe. 
Diese schaff en und sichern Arbeitsplätze, auch 
in bisher strukturschwachen Regionen. Sie ver-
ringern die Transportwege und stärken insge-
samt die Resilienz* Thüringens.

Agro-Gentechnik braucht niemand

Wir GRÜNE sagen ganz klar Nein zum Einsatz 
von gentechnisch veränderten Organismen in 
der Thüringer Landwirtschaft . Die Bilanz nach 
25 Jahren Agro-Gentechnik ist ernüchternd: 
herbizidresistente Superunkräuter, insektizid-
resistente Schädlinge, unfruchtbare Tierherden,

hunderttausende Bäuerinnen und Bauern mit 
Knebelverträgen und immer mehr Menschen, 
die auf unserer Erde Hunger leiden. Die Gen-
technik hat in der Landwirtschaft  keine Proble-
me gelöst, sie hat viele noch weiter verschärft . 
Dabei gibt es genug Möglichkeiten, die Mensch-
heit zu ernähren – z. B. durch ökologische Land-
wirtschaft , Sortenzüchtung und vor allem eine 
gerechte Bodenpolitik. Wir wollen deshalb das 
„Aktionsbündnis für eine gentechnikfreie Land-
wirtschaft  in Thüringen“ ideell und fi nanziell 
unterstützen.

Der Freistaat Thüringen hat die Gefahren der 
Agro-Gentechnik erkannt und ist dem „Euro-
päischen Netzwerk gentechnikfreier Regionen“ 
beigetreten. Wir werden uns dementsprechend 
für eine umfassende Kennzeichnungspfl icht 
auch für Produkte von Tieren, die mit gentech-
nisch veränderten Stoff en gefüttert wurden, 
und klare Haft ungsregeln für Schäden durch 
den Anbau von gentechnisch veränderten Orga-
nismen einsetzen.

Bienenfreundliche Landwirtschaft 

Bienen sind für das Ökosystem, die Tiere und 
unsere Ernährung unersetzlich, denn 80 Pro-
zent der 2.000 bis 3.000 heimischen Nutzpfl an-
zen sind von der Bestäubung durch Bienen 
abhängig. Neben dem Verbot bienengefähr-
dender Pfl anzenschutzmittel ist die Bereitstel-
lung quantitativ und qualitativ ausreichender 
Futterpfl anzen im Sommer und im Herbst die 
wichtigste Voraussetzung für ihren Schutz. Wir 
engagieren uns dafür, dass dies bei der Aus-
richtung der kommenden Agrar-Förderperiode 
der EU von 2014 bis 2020 berücksichtigt wird. 
Wir wollen den Erhalt von Feldrainen und das 
Anlegen von zusätzlichen Blühstreifen unter-
stützen. Flächendeckende Monokulturen gilt 
es zu vermeiden. Auch bei der anstehenden 
Novellierung des Erneuerbare-Energien-Geset-
zes müssen Belange der Pfl anzenvielfalt und 
des Bienenschutzes im Bereich Biomassenut-
zung eine größere Rolle spielen als bisher.
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Landwirtschaft  als Partnerin der 
Energiewende begreifen

Die energetische Nutzung von Biomasse 
aus Reststoff en, wie Gülle, Bioabfall und 
Grünschnitt aus der Landschaft spfl ege hat Vor-
rang vor dem Anbau von Energiepfl anzen wie 
Mais oder Raps. Deren weiterer Anbau ist eng 
mit naturschutzfachlichen Zielen, der nachhal-
tigen Landnutzung und der Erweiterung der 
Flächen für den Ökolandbau abzustimmen. 
Um mehr Vielfalt auf den Acker zu bekommen, 
bieten sich einheimische Energiepfl anzen an.
Die Dächer von Ställen, Wohn- bzw. Wirtschaft s-
gebäuden eignen sich hervorragend für groß-
fl ächige Solaranlagen. In Verbindung mit den 
Produzentinnen und Produzenten von Solar-
zellen und Windrädern kann die Landwirtschaft  
einen wichtigen Beitrag zur Energiewende in 
Thüringen leisten. Wir wollen deshalb die um-
weltfreundliche Energieerzeugung in landwirt-
schaft lichen Betrieben auch in Zukunft  fördern 
und setzen uns für entsprechende Initiativen 
auf Bundesebene ein.

Schluss mit industrieller Massentierhaltung

Alle Lebewesen verdienen es, dass wir respekt-
voll mit ihnen umgehen. Obwohl der Tierschutz 
in der Thüringer Verfassung verankert ist, sieht 
die Praxis oft  anders aus. Im Freistaat leiden 
viele Tiere Qualen – ob beim Transport, in zu 
engen Ställen oder in Schlachthöfen. Die nach 
einem kurzzeitigen Rückgang in den 1990er 
Jahren wieder wachsende Zahl an industriel-
len Tierhaltungsanlagen schaff t insbesondere 
für die strukturschwachen neuen Bundeslän-
der eine Vielzahl an Problemen, die eine öko-
nomisch, ökologisch und sozial nachhaltige 
Entwicklung der ländlichen Räume behin-
dert. Entgegen der Einschätzung der Landes-
regierungen der neuen Bundesländer führt die 
industrielle Tierhaltung weder zu spürbar mehr 
Arbeitsplätzen noch zu einer erhöhten Wert-
schöpfung oder gar zu funktionierenden Kreis-
läufen der Regionalwirtschaft . Im Gegenteil: Die 
industrielle Tierhaltung belastet die Umwelt, 
insbesondere unsere natürlichen Lebensgrund-

lagen. Der weiterhin geplante Zubau von über-
dimensionierten Tierhaltungsanlagen führt zur 
Aufgabe von kleineren Anlagen. Industrielle 
Tierhaltung ist eine Ursache dafür, dass sich die 
ländlichen Räume leeren und nicht mehr als at-
traktive Lebensräume wahrgenommen werden. 
Dies hat Konsequenzen sowohl für die struk-
turelle Entwicklung des ländlichen Raums als 
auch für die touristischen Potenziale.

Wir werden die gesetzlichen Möglichkeiten aus-
schöpfen, um einen weiteren Ausbau der indus-
triellen Massentierhaltung zu verhindern. Wir 
wollen Tierhaltung, aber sie muss artgerecht 
sein. Der Bau und die Erweiterung von großen 
Anlagen zur massenhaft en Zucht von Nutztieren 
darf nicht weiter mit öff entlichen Mitteln ge-
fördert werden. Wir setzen uns dafür ein, dass 
verbindliche Vorgaben für artgerechte Haltung, 
z. B. Bestandsobergrenzen, Auslauf- und Weide-
gebot, rechtlich verankert werden. Qualzüch-
tungen und unnötige körperliche Eingriff e wie 
Schwanzverkürzungen bei Schweinen werden 
wir über die Änderung des Tierschutzgesetzes 
unterbinden. Der Einsatz von Medikamenten 
und Hormonen soll auf ein Minimum reduziert 
werden. Wir planen deshalb, Umstellungspro-
gramme für artgerechte Tierhaltung zu initiie-
ren. Die Weidehaltung und Grünlandnutzung 
werden wir ausbauen und Programme für den 
Erhalt der genetischen Vielfalt in der Tierhal-
tung unterstützen.

Tierschutz stärken

Die Arbeit der Tierheime und Tierschutzvereine
ist vor allem für den Schutz der Haustiere uner-
lässlich. Ihre Arbeit verdient mehr Aufmerksam-
keit und Förderung! Die wertvolle ehrenamtli-
che Arbeit erhält folglich nur mit auskömmlich 
fi nanzierten Tierheimen eine solide Basis. Den 
Tierschutzbeirat der Landesregierung wollen 
wir stärken. Wir werden uns zudem für die Ein-
führung eines Verbandsklagerechts für aner-
kannte Tierschutzverbände einsetzen.
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Forstwirtschaft  nachhaltig gestalten

Die Thüringer Waldfl ächen übernehmen wichti-
ge natürliche Funktionen. Sie bieten vielfältigen 
Tier- und Pfl anzenarten eine Heimat und tra-
gen zur Artenvielfalt im Freistaat bei. Der Wald 
dient dem Schutz des Bodens und des Wassers. 
Er liefert einen zentralen Beitrag zum Klima-, 
Immissions-, Lärm und Sichtschutz. Für uns 
Menschen ist der Wald Ort der Ruhe und Erho-
lung. Nicht ohne Grund ist der Thüringer Wald 
bei Gästen aus nah und fern so beliebt. Auch 
deshalb wollen wir mindestens 25.000 Hektar 
des Staatswaldes bis zum Jahr 2018 aus der 
forstwirtschaft lichen Nutzung nehmen. Bei der 
Auswahl der Flächen orientieren wir uns an der 
Machbarkeitsstudie von BUND und NABU aus 
dem Jahr 2013. Gleichwohl ist unser Wald ein 
Wirtschaft sfaktor. Die Holzwirtschaft  ist seit 
jeher ein wichtiger Teil der regionalen Wirt-
schaft . Dennoch müssen wir Maß halten, 
damit wir unseren Wald nicht schädigen.  In den 
Wirtschaft swäldern werden forstlich ungenutz-
te Altholzinseln als Trittsteinbiotope* ausge-
wiesen. Alte Buchenwälder werden besonders 
schonend genutzt. Wir streben kurzfristig eine 
Zertifi zierung aller Staatswälder nach dem 
FSC-Standard* an.

Wir GRÜNE wollen arten- und strukturreiche, 
naturnahe und gesunde Wälder, die die biologi-
sche Vielfalt der Waldökosysteme erhalten und 
sie vor Übernutzung schützen. Wir befürworten 
eine nachhaltige, schonende und naturgemäße 
Waldbewirtschaft ung ohne Kahlschläge. Um 
die Artenvielfalt zu erhöhen, streben wir einen 
Umbau der Altersklassenwälder* und Nadel-
baummonokulturen an. Wir wollen vorwie-
gend Dauerwälder mit Mischwaldbeständen 
aus standortheimischen Baumarten aufbauen. 
Diese machen unseren Wald robuster gegen-
über klimatischen Veränderungen und Schäd-
lingsbefall.

Thüringen braucht ein modernes Waldgesetz, 
das den Herausforderungen des Klimawandels 
entspricht und mehr biologische Vielfalt för-
dert. Dafür werden wir uns engagieren.

Jagd – wo es sein muss

Wir unterstützen eine Bejagung, die die Wild-
dichte in Thüringen auf ein Niveau senkt, das 
Pfl anzenwuchs ohne teuren Zaunbau und 
Pfl anzung ermöglicht. Eine trophäenorientierte
Jagd lehnen wir ab. Im Jagdgesetz soll der 
Grundsatz „Wald vor Wild“ gelten. Nach dem 
Vorbild des Bundesjagdgesetzes wollen wir die 
Verpfl ichtung zur Wildtierfütterung aufheben, 
da der Mensch in diesen natürlichen Kreislauf 
möglichst wenig eingreifen sollte.

Konkret wollen wir:

•  auf mindestens zehn Prozent der land-
      wirtschaft lichen Nutzfl äche Ökoland- 
      bau,

•  keine Massentierhaltung und besseren 
      Tierschutz für Nutz- und Haustiere,

•  25.000 Hektar Wald von der 
      Bewirtschaft ung freistellen.

I.6. Der Mensch geht vor – für einen 
effektiven Schutz der Verbraucherin-
nen und Verbraucher

Wir schreiben den Schutz der Verbraucherinnen 
und Verbraucher groß. Der ruinöse Preiskampf 
um die billigsten Produkte schadet letztendlich 
uns allen. Denn für die vermeintlich günstigen 
Waren werden schlechte Arbeitsbedingungen 
und Ausbeutung, minderwertige Qualität, Um-
weltzerstörung und Gesundheitsschäden in 
Kauf genommen. Kaff eepfl ückerinnen, die an 
den Bohnen kaum noch etwas verdienen oder 
Masthähnchen, die in ihrem kurzen Leben nie 

      Bewirtschaft ung freistellen.

MACH  ES  MÖGLICH.
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das Tageslicht erblicken, sind nur zwei Beispiele
dafür, wie notwendig eine Umorientierung hin 
zu einem nachhaltigen Wirtschaft en ist. Mit 
dem Einkaufskorb können wir alle Politik ma-
chen, z. B. indem wir Kaff ee und Schokolade aus 
fairem Handel erstehen, Gemüse aus regionaler 
Erzeugung kaufen, zu einem Ökostromanbieter
wechseln oder Recyclingpapier benutzen. 
So betreiben wir als Verbraucherinnen und 
Verbraucher aktive Entwicklungs-, Landwirt-
schaft s-, Energie- und Umweltpolitik. Da soll 
noch einer sagen, man könne nichts verändern!

Verbraucherzentralen stärken

Unabhängige Verbraucherzentralen helfen, sich 
im Produkt- und Dienstleistungsdschungel zu 
orientieren und die Rechte der Verbraucherin-
nen und Verbraucher einzuklagen. Doch Thürin-
gen hat die Landesmittel für die Verbraucher-
schutzzentralen drastisch reduziert. Notwendig 
ist aber nicht weniger, sondern mehr: mehr 
Beratung, mehr Informationsangebote, mehr 
und strengere Kontrollen, z.B. bei der Veteri-
när- und Lebensmittelüberwachung. Verstöße 
gegen VerbraucherInnenschutzinteressen müs-
sen öff entlich gemacht werden, um die Men-
schen nicht zu gefährden. Dazu bedarf es einer 
verbesserten Zusammenarbeit der staatlichen 
Kontrollstellen mit personell und fi nanziell gut 
ausgestatteten Verbraucherzentralen.

Auch die kleinsten Verbraucherinnen und 
Verbraucher schützen

Wir wollen, dass unsere Kinder an den Schu-
len auch einen nachhaltigen Konsum kennen-
lernen, bspw. wie man sich beim Einkaufen 
– egal ob im Laden oder im Netz – am besten 
informiert. Wichtig ist uns dabei Aufklärung 
statt Werbung an und in den Schulen. An den 
Thüringer Hochschulen fordern wir ebenfalls 
klare Regeln für Werbung und Sponsoring, um 
sowohl die Freiheit von Lehre und Forschung 
zu gewährleisten als auch sinnvolle Formen 
von Sponsoring und Stift ungswesen zu ermög-
lichen.

Im Herbst 2012 erkrankten mehr als 1.000 Kinder
in Mitteldeutschland an verkeimten Erdbeeren 
aus China – und das zur besten Obsterntezeit. 
Wir setzen uns dafür ein, dass die Kriterien 
„regional“, „saisonal“ und „bio“ auch in Schu-
len und Kindereinrichtungen zur ersten Wahl 
werden. Wir unterstützen Partnerschaft en von 
öff entlichen Einrichtungen mit heimischen 
Erzeugerinnen und Erzeugern – insbesondere 
den Kindergärten und Schulen wollen wir da-
bei mehr Einfl uss auf die Auswahl des Essen-
angebotes gewähren. Essenanbieterinnen und 
-anbieter sollen dementsprechend sowohl Zu-
taten wie Zubereitungsformen transparent 
off enlegen.

Besser informiert am Einkaufsregal

Wir wollen die Informationsmöglichkeiten der 
Verbraucherinnen und Verbraucher erleichtern: 
Die Ampelkennzeichnung von Lebensmitteln 
unterstützten wir ebenso wie die Verpfl ichtung 
alles zu benennen, was in einem Produkt steckt. 
Denn manche Produkte sind nicht so ökolo-
gisch, wie ihre klangvollen Bezeichnungen
suggerieren – so lassen sich die Informa-
tionsmöglichkeiten der Verbraucherinnen und 
Verbraucher erleichtern und der „Label-Wald“ 
lichten. Thüringen muss sich deshalb für die 
Überarbeitung des Verbraucherinformations-
gesetzes einsetzen.

Datenschutz stärkt die Selbstbestimmung

Der NSA-Skandal sorgt nach wie vor für große 
Empörung. Doch es sind nicht nur staatliche 
Stellen, die in den vergangenen Jahren massiv 
in die Privatsphäre der Bürgerinnen und Bürger 
eingedrungen sind. Auch die Wirtschaft  interes-
siert sich vermehrt für unsere Vorlieben und 
Kaufgewohnheiten. Wir wollen jedoch keine 
gläsernen Verbraucherinnen und Verbrau-
cher. Generell muss vielmehr die sogenannte 
„Opt-in-Regelung“ gelten: Daten dürfen nur 
mit unserer aktiven Einwilligung erhoben, ge-
speichert, bearbeitet, ausgewertet oder weiter-
gegeben werden. Andernfalls wird uns unsere 
Entscheidungsfreiheit genommen.
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Wir GRÜNE erteilen jeder Art von Vorratsdaten-
speicherung eine klare Absage. Wir setzen uns 
dafür ein, dass die Datensammelwut privater 
und staatlicher Stellen stark eingeschränkt 
wird. Die Erhebung von und der Handel mit 
personenbezogenen Daten dürfen nur mit aus-
drücklicher Zustimmung der betreff enden Per-
sonen erfolgen und sind gesetzlich eindeutig zu 
regeln.

Konkret wollen wir:

•  Verbraucherzentralen stärken,

•  gutes, gesundes und regionales Essen 
      in Schulen und Kindergärten,

•  Datenschutz verbessern.

I.7. Nachhaltiger Tourismus als 
Wirtschaftsfaktor

Der Tourismus ist im Freistaat einer der wich-
tigsten Wirtschaft sfaktoren – nicht nur in den 
ländlichen Regionen, sondern auch in unse-
ren Städten. Thüringen lockt mit einzigartigen 
Landschaft en und weltbekannten Kulturstätten 
jährlich Millionen Reisende in den Freistaat. Wir 
wollen einen sanft en und nachhaltigen Touris-
mus fördern, der den Gästen attraktive, erhol-
same Angebote unterbreitet und dabei Natur 
und Umwelt auch für künft ige Besucherinnen 
und Besucher bewahrt. Daher werden wir ge-
meinsam mit unseren Partnerinnen und Part-
nern in den Umwelt- und Naturschutzverbän-
den, mit den regionalen Tourismusverbänden 
sowie den naturnah wirtschaft enden Landwir-
tinnen und Landwirten ein Leitbild des nachhal-
tigen Tourismus entwickeln. Auf dessen Basis 

können unsere charakteristischen Kultur- und 
Naturlandschaft en auskömmlich fi nanziert und 
gepfl egt und Thüringens Tourismusangebote an 
die Wünsche der Gäste angepasst werden.

Qualität im Tourismus weiter verbessern

Wir von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN nehmen be-
sonders die Bedürfnisse von Familien in den 
Blick und fördern attraktive Familien- sowie 
Kinder- und Jugendkonzepte – sowohl bei den 
Unterkünft en als auch bei den Tagesprogram-
men. Dazu ist die Zusammenarbeit zwischen der 
öff entlichen Hand und den privaten Anbieterin-
nen und Anbietern weiter zu verbessern. Unser 
Ziel ist, dass sich unsere Gäste schnell heimisch 
fühlen: Qualitätsservice, attraktive Unterkünft e
für jedes Budget, Familienfreundlichkeit, ein-
heitliche Ausschilderung und Wegführung 
sowie ein vertakteter öff entlicher Verkehr in 
allen Regionen gehören für uns dazu. Gerade 
die ländlichen Gebiete haben noch viel Poten-
zial, als Tourismusregion entdeckt zu werden. 
Ob Bauernhof- oder Landurlaub, Gastronomie 
mit heimischen Produkten, Handwerkskunst 
zum Anfassen – wichtig ist eine abgestimmte, 
gemeinsame Vermarktung.

Rad- und Wandertourismus fördern

Der Rad- und Wandertourismus ist bereits heute 
sowohl bei den Thüringerinnen und Thüringern 
als auch bei den Gästen des Freistaats sehr be-
liebt. Wir wollen ihn weiter ausbauen und seine 
Attraktivität erhöhen. Wir setzen uns dafür ein, 
dass das überregionale Radwegenetz in Verant-
wortung des Landes erweitert, gepfl egt und 
besser vernetzt wird. Ein weiteres Vorhaben 
ist die stärkere Verknüpfung von Fahrrad- und 
Wassertourismus. Wir engagieren uns für die 
Weiterentwicklung der Rad- und Wanderwege 
entlang des Grünen Bandes und machen so die 
jüngere Geschichte lebendig.

Touristische Investitionen mit Weitblick

Der fortschreitende Klimawandel wird in den 
kommenden Jahrzehnten große Auswirkun-
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gen auf das touristische Angebot im Freistaat 
haben. Der Bau neuer Abfahrtspisten bspw. 
ist vor dem Hintergrund der abnehmenden 
Schneesicherheit in den Mittelgebirgen nicht 
mehr zeitgemäß, größere Investitionen in den 
Ausbau des Wintersports im Thüringer Wald 
und im Harz sind folglich zu überprüfen. Wir 
wollen stattdessen stärker in die Barrierefrei-
heit touristischer Angebote investieren, um 
Thüringen für alle Menschen erleb- und erfahr-
bar zu machen.

Konkret wollen wir:

•  den Rad- und Fußwanderweg entlang  
      des Grünen Bandes ausbauen,

•  familienfreundliche und barrierefreie 
      Angebote erweitern,

•  Kultur- und Naturlandschaft en 
      auskömmlich fi nanzieren.      auskömmlich fi nanzieren.

MACH  ES  MÖGLICH.

ZWEITSTIMME  GRÜN!
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Der Mensch steht für uns im Mittelpunkt. Grüne Politik geht auf die Vielfalt der Men-
schen ein. Wir wollen soziale Gerechtigkeit für alle – für Paare, für Singles, für Alleiner-
ziehende, für Kinder, für Menschen mit und ohne Behinderungen, für Lernschwache, 
für Hochbetagte und Pfl egebedürft ige, für Regenbogen- und Patchworkfamilien, für 
lesbische und schwule Paare. Wir stehen dafür ein, dass die Einkommensunterschiede
in Thüringen wieder kleiner werden. Das stärkt den Zusammenhalt der Gesellschaft  und 
ermuntert Menschen, am gemeinsamen guten Leben im Land mitzuwirken.

Bildung ist für uns eine der zentralen Gerechtigkeitsfragen unserer Gesellschaft . Sie ist der 
Schlüssel zu einem selbstbestimmten Leben, ermutigt zu Demokratie und entscheidet maß-
geblich über die Teilhabe an unserer Gesellschaft  und die Chancen in der Arbeitswelt. Auf 
dem Weg zu echter Bildungsgerechtigkeit gibt es in Thüringen noch viel zu tun – sei es beim 
gemeinsamen längeren Lernen oder der inklusiven Schule. Wir denken Bildung ganzheitlich 
und vielfältig: von der frühkindlichen Bildung über das Schulwesen, den Hochschul- und 
Wissenschaft sbereich bis hin zur Erwachsenenbildung. Denn Lernen gehört zum ganzen 
Leben. Bildungsinvestitionen haben für uns daher Vorrang, auch in Zeiten knapper Kassen!

Soziale Herkunft  darf nicht schwerer wiegen als das Talent und die Leistung unserer Kinder. 
Wir nehmen deshalb die Frage sozialer Mobilität in unserer Gesellschaft  vermehrt in den Blick 
und denken Sozialpolitik, Bildungspolitik und Wirtschaft spolitik stärker zusammen. Wenn 
wir früh anfangen, zu fördern, können wir die Armut von morgen verhindern. Obschon sich 
die Kinderarmut in vielen Regionen Thüringens deutlich reduziert hat, bedarf es weiterhin 
gezielter und individueller Förderung für jene, die sonst von Anfang an außen vor bleiben.

Grüne Politik orientiert sich an den Bedürfnissen der Menschen. Dazu gehören u. a. Familien-
hebammen und die Freiheit der Wahl darüber, wo die Geburt stattfi ndet, Kindertagesstätten 
ohne Standardabsenkung bei der Betreuung, weniger Stress am Arbeitsplatz sowie eine aus-
reichende ärztliche Versorgung im ländlichen Raum. Dort benötigen wir mehr Verlässlichkeit 
für Angebote wie Jugendverbands- und Sozialarbeit sowie Bildungsangebote und Sportför-
derung, um Rechtsextremismus und Rassismus, aber auch Homophobie von Anfang an vor-
zubeugen. Bildungs-, Sozial- und Kulturpolitik gehören zusammen: Der Mensch wäre nicht 
Mensch ohne Kultur. Wir wollen aus diesem Grund ein Kulturfördergesetz, in dem Breiten-, 
Sozio- und Hochkultur ihren Platz haben und sich gegenseitig befördern.

II. Bildung und Kultur, Familien und Soziales: 
GRÜN ist für alle da
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II.1. Alle für alle: 
Grüne Familienpolitik

Familie ist überall dort, wo Menschen unter-
schiedlicher Generationen Verantwortung 
für- und miteinander teilen, füreinander ein-
stehen und sorgen. Für all diese Menschen 
wollen wir Politik machen. Wir GRÜNE stehen 
für eine Generationenpolitik, die die Bedürf-
nisse von Jung und Alt zusammen denkt und 
nicht gegeneinander ausspielt. Wir stehen für 
eine Politik, die Familien mit ihren individu-
ellen Bedürfnissen stärkt. Das beginnt für uns 
mit der Korrektur familienpolitischer Fehlent-
scheidungen früherer Regierungen, z.B. mit der 
Aufl ösung der Stift ung FamilienSinn. Politik 
muss selbst die Verantwortung für die Familien-
förderung übernehmen und sie nicht einer 
kaum überprüfbaren, mit sich selbst beschäf-
tigten Stift ung überlassen. Auch das Thüringer 
Erziehungsgeld ist ein Instrument, das die tat-
sächlichen Erfordernisse von Familien nicht in 
den Blick nimmt. Wir wollen echte Wahlfrei-
heit und sind sicher: Investitionen in qualitativ 
hochwertige Bildungs- und Betreuungsstruktu-
ren sind die beste Unterstützung für Familien.

Familien haben mehr und vor allem nicht nur 
fi nanzielle Unterstützung verdient. Die vor-
handenen, fachlich guten familienpolitischen 
Instrumente, bspw. Familienhebammen, die 
Arbeit der Jugend- und Sozialämter, der freien 
Träger und die Jugendverbandsarbeit wollen 
wir stärken und besser koordinieren. Unter-
stützung heißt für uns aber auch: Wir wollen für 
Paare mit Kinderwunsch den Zugang zu Adop-
tion und künstlicher Befruchtung vereinfachen.

Die Veränderungen in der Arbeitswelt stellen 
Eltern bei der Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf vor neue Herausforderungen. Die Ant-
worten der Politik dürfen sich nicht darauf
beschränken, Betreuungseinrichtungen an-
zupassen. Wir streben eine Verbesserung der 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf für alle 
Elternteile und Familienkonstellationen an. 
Dazu gehören bedarfsgerechte Kita-Plätze 
und Betreuungsangebote, familienfreundliche 

Arbeitsbedingungen für Frauen und Männer, 
passende Teilzeitangebote auch für Väter. Vor 
allem aber wollen wir Alleinerziehende und 
Familien auf dem Weg in die Berufstätigkeit 
unterstützen – sei es durch gezielte Beratung 
beim (Wieder-)Einstieg oder durch begleitende 
Qualifi zierungs- und Weiterbildungsmaßnah-
men.

Für den Schutz der Kleinsten

Die Kleinsten und Schwächsten unserer Gesell-
schaft  brauchen unsere besondere Aufmerk-
samkeit. Deshalb wollen wir den Kinderschutz 
ausbauen und das Einlade- und Meldesystem 
zum Kinderarztbesuch entbürokratisieren. 
Mit uns werden die Kommunen dabei unter-
stützt, Präventionsketten aufzubauen und 
fortzuentwickeln, die die Beratung und Be-
gleitung werdender Eltern von Anfang an in 
den Mittelpunkt stellen. Angesichts der Um-
setzung der Regelungen des Bundeskinder-
schutzgesetzes und des etablierten Netzes an 
Kinder- und Jugendschutzdiensten sollten 
die bestehenden Netzwerke konsolidiert und 
weiterentwickelt werden. Unsere Präventions-
kette bringt Hebammen, Familienhebammen 
und das System der „frühen Hilfen“ für einen 
besseren Kinderschutz zueinander.

Familien verdienen guten Service: 
Familienzentren und Familienberatung

Grüne Politik will die Kommunen dabei un-
terstützen, Kindertagesstätten, Mehrgene-
rationenhä user, aber auch Grundschulen zu 
Familienzentren auszubauen. Familien be-
klagen zu Recht zu viele Wege und Bürokratie 
für die Organisation ihres Alltags. Daher ist es 
unser Ziel, Familien einen besseren Überblick 
und mehr Klarheit zu verschaff en, indem wir 
Familien-Service-Büros in den Kommunen 
fördern. Außerdem werden wir sicherstellen, 
dass Frauen auch künft ig wohnortnah eine ver-
trauensvolle, fachlich hochwertige und welt-
anschaulich neutrale Beratung in Schwanger-
schaft skonfl iktberatungsstellen erhalten.
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Konkret wollen wir:

•  die Präventionskette zum Kinderschutz 
      ausbauen,

•  die lokalen Bündnisse für Familie 
      reaktivieren,

•  durch passgenaue und gute Arbeit für 
      Eltern Kinderarmut nachhaltig 
      beenden.

II.2. Die besten Kitas für unsere Kinder

Jedes Kind wird in den frühen Jahren entschei-
dend geprägt – es sollte die bestmöglichen 
Bedingungen erhalten. Wir wollen Eltern einen 
Rechtsanspruch auf einen Kitaplatz von Geburt 
an ermöglichen. Gleichzeitig ist es aber unser 
Ziel, Eltern und Kindern ausreichend Zeit für 
sich zu ermöglichen und sie in dieser frühen 
Phase des Lebens intensiv zu unterstützen. 
Dank des Kitagesetzes haben wir in der Fläche 
ein gutes Kita-Angebot in Thüringen. Jetzt gilt 
es, die Qualität frühkindlicher Bildung zu stei-
gern. Dazu benötigen wir u.a. mehr qualifi zier-
tes Personal. Wir müssen in Thüringen folglich 
mehr Erzieherinnen und Erzieher ausbilden, 
einstellen und sie gerecht und anständig ent-
lohnen.

Absenkungen der qualitativen Standards bei 
der Kita-Betreuung wird es mit uns nicht geben. 
Im Gegenteil: Wir müssen da, wo es zusätzlichen 
Bedarf gibt, gemeinsam mit den Kommunen 
schnell weitere Kita-Plätze schaff en und die 
Betreuungsrelationen verbessern. Damit das 
Geld vom Land für die Kitas auch tatsächlich 
dort ankommt, wo es gebraucht wird, wollen 
wir dieses künft ig zweckgebunden an die Kom-

munen ausreichen. Unser Ziel sind durchgängig 
hohe fachliche Standards in der frühkindlichen
Bildung, auch beim Übergang in die Grund-
schule. Dazu wollen wir stabile kommunale 
Netzwerke von Kitas und Grundschulen auf-
bauen und fördern und den Thüringer Bildungs-
plan mit mehr Leben füllen. Auch wollen wir 
Kitas zu Eltern-Kind-Zentren erweitern, die 
Kinderbetreuungsangebote mit weiteren Ange-
boten für Familien und Kinder, etwa Beratun-
gen, Sprachkursen, integrations- und arbeits-
marktorientierten Angeboten kombinieren.

Arbeitsbedingungen der Erzieherinnen und 
Erzieher verbessern

Bessere frühkindliche Bildung, Erziehung und 
Betreuung geht nur mit gut ausbildeten Erzie-
herinnen und Erziehern und pädagogischem 
Personal. Diese benötigen eine praxisnahe und 
fachlich fundierte Ausbildung, für die auch die 
nötigen Ausbildungskapazitäten bereitgestellt 
werden müssen. Darüber hinaus bedarf es mehr 
und vielfältigerer berufsbegleitender Weiterbil-
dungsmöglichkeiten für berufstätige Erzieherin-
nen und Erzieher. Zudem streben wir einen an-
gemessenen Anteil akademisch ausgebildeter
Fachkräft e in unseren Kitas an. Die Ausbildung 
soll sich stärker am Leitbild der Inklusion* 
orientieren.

Gute Arbeit braucht guten Lohn und Wertschät-
zung. Erzieherinnen und Erzieher verdienen 
ein faires Einkommen für ihre Arbeit und adä-
quate Arbeitsbedingungen. Psychische und 
physische Belastungen lassen sich durch eine 
bessere Aus- und Weiterbildung sowie durch 
Prävention am Arbeitsplatz reduzieren. Die 
Fachberatung wollen wir ausbauen. Daneben 
setzen wir uns dafür ein, den Männeranteil in 
den Kitas kontinuierlich zu erhöhen.

Hohe Qualität und faire Beiträge

Wir wollen nicht, dass Kinder aufgrund zu ho-
her Elternbeiträge von frühkindlicher Bildung 
ausgeschlossen werden. Angesichts der sich 
verschärfenden Finanzlage in den Kommunen 
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sollte das Land verbindliche Vorgaben über die 
Höhe und die soziale Staff elung der Elternbeiträ-
ge machen und mehr Transparenz über die Höhe 
der Gebühren schaff en. Als einen wichtigen
Schritt in Richtung Gebührenfreiheit wollen wir 
das erste Kitajahr perspektivisch beitragsfrei 
gestalten.

Hervorragende Kitas brauchen starke Eltern-
vertretungen. Daher machen wir uns für ein 
Verbandsklagerecht auch für die Kita-Landes-
elternvertretung stark.

Konkret wollen wir:

•  Ausbau von Kitas zu Eltern-Kind-
      Zentren,

•  die Ausbildung und die Bezahlung der 
      Erzieherinnen und Erzieher verbessern,

•  sozial verträgliche Kita-Gebühren.

II.3. Bildung öffnet die Tore zur Welt!

Wir von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wollen gute 
Schulen für Thüringen – vielfältig, chancen-
gerecht, durchlässig, inklusiv und diskrimi-
nierungsfrei. Dieses Ziel ist ambitioniert, aber 
notwendig. Zu viele Schülerinnen und Schüler 
verlassen unsere Schulen ohne einen Schul-
abschluss. Der Unterschied zwischen den leis-
tungsstärksten und den leistungsschwächsten 
Schülerinnen und Schülern eines Jahrganges 
beträgt mittlerweile mehr als zwei Schuljahre. 
Damit darf sich niemand abfi nden, das wollen 
wir ändern: Wir setzen auf individuelle Förde-
rung, längeres gemeinsames Lernen, bessere 
Ganztagsangebote und inklusiv arbeitende 

Schulen. Wir brauchen eine verlässliche Perso-
nalpolitik und an Heterogenität orientierte Aus- 
und Weiterbildung für Lehrkräft e. Die schuli-
sche Vielfalt und das anregende Miteinander 
von staatlichen und freien Schulen gilt es zu 
erhalten. Die Qualität jeder einzelnen Schule ist 
uns wichtig. Dafür wollen wir ein umfassendes 
modernes Qualitätsmanagement* im gesamten 
Schulwesen einführen.

Länger gemeinsam lernen

Die überwiegende Mehrheit in Thüringen be-
fürwortet die Idee des längeren gemeinsamen 
Lernens. Daher plädieren wir dafür, Schluss 
zu machen mit der viel zu frühen Trennung 
nach der vierten Klasse. Alle Schülerinnen und 
Schüler sollten im ganzen Land die Möglichkeit 
erhalten, länger gemeinsam lernen zu können 
und den bestmöglichen Bildungsabschluss in 
einer Schule für alle zu erreichen. Die Vorran-
gigkeit des gegliederten Schulwesens in der 
Verfassung wollen wir beenden. Uns ist jedoch 
wichtig, dass die Weiterentwicklung der Thürin-
ger Schullandschaft  nicht in einem Schulstreit 
endet. Wir stehen für die Verständigung aller im 
Sinne eines Schulfriedens.

Kinder brauchen Zeit für mehr: mehr Förderung, 
mehr individuelle Angebote, mehr moderne 
Pädagogik. Dafür bieten unsere Grundschulen 
und Horte bereits sehr gute Voraussetzungen. 
Wir planen den Ausbau von Ganztagsschulen,
die verstärkt auf die Rhythmisierung des Ler-
nens* setzen. Hier kann in Phasen von Unter-
richt, Selbstlern-Projekten und Freizeit kind-
gerechter gelernt werden, Hausaufgaben kön-
nen wegfallen.

Es ist vielfach pädagogisch erwiesen, dass das 
unfreiwillige Sitzenbleiben keinem Kind hilft  
und Ressourcen verschwendet. Stattdessen 
bedarf es einer intensiveren individuellen För-
derung. Schulen müssen aus unserer Sicht frei 
darüber bestimmen können, ob sie diese Praxis 
anwenden. Entscheiden sie sich gegen Klassen-
wiederholungen, sollen diese Schulen dement-
sprechend zusätzliche personelle und sächliche 
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Ressourcen erhalten.

Für unsere Kinder ist Schule aber nicht nur ein 
Lern-, sondern auch ein Lebensort. In allen 
Schulen sollten Schulsozialarbeiterinnen und 
Sozialarbeiter sowie Sonderpädagoginnen und 
Sonderpädagogen fest zum Kollegium gehören 
und eng mit unabhängig arbeitenden Schul-
psychologen zusammenarbeiten, um den unter-
schiedlichen Problemlagen der Schülerinnen 
und Schüler gerecht zu werden und Kontinuität 
zu gewährleisten. Wir möchten dafür ausrei-
chend Stellen schaff en.

Inklusive Schule für alle

Jedes Kind hat ein Recht auf gute Bildung. 
Deshalb hat sich Deutschland verpfl ichtet, dass 
auch Kinder mit sonderpädagogischem Förder-
bedarf allgemeinbildende Schulen besuchen 
können. Wir wollen, dass künft ig alle Schulen 
in Thüringen guten inklusiven Unterricht für 
alle Kinder anbieten und dafür die notwendigen
sächlichen, räumlichen und personellen Voraus-
setzungen schaff en. Inklusive Schule kann nur 
gemeinsam gelingen: Wir nehmen die Ängste
und Sorgen der Eltern und der Lehrkräft e ernst 
und suchen gemeinsam nach Wegen, diese 
abzubauen und die Entwicklung von pädago-
gischen Konzepten voranzutreiben. Unsere
Kinder sollten es uns wert sein, hier nicht 
nachzulassen oder gar zu bremsen. Uns geht 
es darum, die beste Bildung für jedes Kind an
genau dem Lernort zu ermöglichen, welcher die 
bestmöglichen Bedingungen für den oder die 
Einzelne bietet. Hierbei sind die Förderzentren 
und die Sonderpädagoginnen und Sonderpäda-
gogen für uns kompetente Partner.

Demokratische Schule: 
Schule der Demokratie

Wir wollen unsere Schulen zu Orten gestalten, 
die mehr Demokratie und Partizipation wagen. 
Demokratische Grundsätze erlernt man am bes-
ten durch Mitmachen und Beteiligung. Schü-
ler- und Jugendparlamente werden wir deshalb 
fördern und auch die Schülerinnen- und Schü-

lervertretung stärken. Darüber hinaus enga-
gieren wir uns dafür, Schulen und Eltern mehr 
Mitsprache und Entscheidungsmöglichkeiten 
bei der Schulentwicklung und Personalauswahl 
einzuräumen.

Einseitige politische Bildung an Schulen lehnen 
wir ab. Die Bundeswehr kann nur gemeinsam 
mit zivilen Friedensinitiativen Gesprächspart-
ner für Schule sein. Geheimdienste haben an 
Schulen, in der Bildung und Prävention keinen 
Platz. Politische Bildung unter dem Deckman-
tel der Berufsberatung an Schulen sehen wir 
kritisch.

Nur mit gut ausgebildeten Lehrerinnen und 
Lehrern ist gute Schule zu machen

Gute Schule braucht selbstverständlich best-
möglich ausgebildete und motivierte Lehrkräft e.
Daher legen wir Wert auf eine verlässliche Per-
sonalpolitik, die bereits bei der Aus- und Fort-
bildung der Lehrerinnen und Lehrer die rich-
tigen Weichen für eine chancengerechte und 
inklusive Schule stellt. Uns geht es darum, die 
angehenden und die berufstätigen Lehrkräft e 
fi t zu machen für die kommenden bildungs-
politischen Herausforderungen, insbesondere 
in Didaktik, Methodik, geschlechtersensibler 
Bildung und Medienkompetenz. Wir werden 
daher die Personalentwicklung im Schulbereich 
kontinuierlich vorantreiben und die Thüringer 
Lehrerinnen- und Lehrerbildung modernisie-
ren.

Um junge Menschen für den Beruf der Lehrerin 
und des Lehrers zu gewinnen, muss auch das 
Lehramtsstudium attraktiver werden. Für das 
Studium wollen wir perspektivisch landesweit 
die Struktur eines sechssemestrigen Bachelor- 
und eines viersemestrigen Masterstudiums um-
setzen und die Praxisanteile weiter verstärken. 
In der Masterphase soll ein Praxissemester fest-
geschrieben und der Vorbereitungsdienst für 
alle Lehrämter auf 18 Monate reduziert werden. 
Der Umgang mit Heterogenität muss selbstver-
ständlicher und verpfl ichtender Baustein bei 
der Lehrerausbildung für alle Lehramtsstudie-
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renden sein. Um die Lehrerinnen- und Lehrer-
fortbildung zu stärken, planen wir, die Budgets 
für die schulinterne Fortbildung zu erhöhen so-
wie Fortbildung generell verbindlicher und den 
individuellen Anforderungen entsprechender 
zu gestalten.

Thüringer Lehrerinnen und Lehrer sollten per-
spektivisch gleich bezahlt werden. Es ist nicht 
nachvollziehbar, warum Grundschullehrkräft e 
mit vergleichbaren fachlichen Qualifi kationen 
schlechter vergütet werden als ihre Kollegin-
nen und Kollegen an weiterführenden Schulen. 
Diese Ungerechtigkeit werden wir beenden 
– genauso wie schlecht entlohnte, befristete 
Minijob-Verträge für Horterzieherinnen und 
-erzieher. Die Wiedereinführung der Verbe-
amtung für Lehrkräft e in Thüringen sehen wir 
dagegen grundsätzlich und mit Blick auf die 
Finanzlage in Thüringen kritisch. Unstrittig ist: 
Thüringen braucht angesichts des Unterrichts-
ausfalls und der steigenden Zahl von in den 
Ruhestand gehenden Lehrkräft en mehr Lehre-
rinnen und Lehrer. Die für 2014 beschlossenen 
Neueinstellungen werden bei Weitem nicht aus-
reichen. Hier wollen wir deutlich zulegen. Dem 
Ausfall bspw. wollen wir durch eine schnelle 
Umsetzung des Vertretungspools für fl exible 
Krankheitsvertretungen eff ektiv entgegenwir-
ken.

Gleiche Chancen für freie Schulen

Wir stehen für ein vielfältiges Schulwesen und 
werden uns nicht damit abfi nden, dass freie 
Schulen gegenüber staatlichen Schulen weiter-
hin fi nanziell benachteiligt werden, obgleich 
sie den öff entlichen Bildungsauft rag erfüllen. 
Die Wahlfreiheit für Eltern sowie Schülerin-
nen und Schüler darf nicht auf der Strecke 
bleiben. Daher streiten wir GRÜNE für unsere 
Grundüberzeugungen im Umgang mit freien 
Schulen: Gleichberechtigung, Transparenz und 
Planungssicherheit für alle. Wir setzen uns da-
für ein, die Finanzhilfe für Schulen in freier Trä-
gerschaft  verfassungsgemäß und auskömmlich 
zu gestalten.

Wohnortnahe Schulen im ganzen Land

Wir wollen ein möglichst wohnortnahes, viel-
fältiges und zukunft sfähiges Schulangebot im 
Land erhalten. Klassenübergreifender Unter-
richt und längeres gemeinsames Lernen können 
dazu beitragen. Allerdings brauchen wir auch 
bessere Kriterien für eine integrierte Berufs-
schul- und Schulnetzplanung der Landkreise 
und kommunalen Schulträger. Wir haben vor, 
diese gemeinsam mit den Kommunen zu erar-
beiten, denn für eine ausreichende Vielfalt an 
qualitativ hochwertigen Bildungsangeboten 
bedarf es einer Mindestanzahl von Schülerin-
nen und Schülern. Bei den Berufsschulen ist 
die Kleinstaaterei bei der Schulnetzplanung 
aus unserer Sicht zu beenden. Maßgeblich 
dabei ist für uns, klare Mindeststandards für 
Berufsschulstandorte, die dem demografi schen 
Wandel und den Bedürfnissen der Betriebe ge-
recht werden, zu entwickeln. Wir wollen einen 
Schulgartenunterricht, der den biologischen, 
gentechnikfreien und nachhaltigen Anbau er-
fahrbar macht.

Konkret wollen wir:

•  längeres gemeinsames Lernen,

•  die Voraussetzungen für guten und  
      inklusiven Unterricht schaff en,

•  mehr Lehrerinnen und Lehrer für 
      weniger Schulausfall.      weniger Schulausfall.
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II.4. Gute und faire Ausbildung
und lebenslanges Lernen

Berufsorientierung und Berufswahl 
verbessern

Eine frühzeitige, vielfältige und praxisnahe Be-
rufswahlorientierung in unseren Schulen ist 
wichtiger denn je. Uns kommt es darauf an, dass 
sich die Berufsorientierungsangebote an den 
Interessen der Schülerinnen und Schüler aus-
richten und möglichst jahrgangs- und fächer-
übergreifend organisiert sind. Zudem braucht 
es viele außerschulische Partner wie Betriebe 
und Unternehmen in stabilen Netzwerken und 
die entsprechende pädagogische und organisa-
torische Begleitung, die wir fördern werden.

Unser Ziel ist es, allen Jugendlichen genügend 
Berufswahlmöglichkeiten zu bieten. Die Thürin-
ger Unternehmen sind dabei gefordert, mehr 
betriebliche Ausbildungsangebote zu schaff en, 
auch um den eigenen zukünft igen Fachkräft e-
bedarf zu decken. Die Schulsozialarbeit nimmt 
bei der Schullaufbahnberatung und der Ausbil-
dungsberatung einen immer größeren Stellen-
wert ein.

Ein Azubi-Ticket für Thüringen schaff en

Angesichts der in Thüringen sehr niedrigen 
Ausbildungsentgelte und der weiter werden-
den Wege im Berufsschulnetz bedarf es bei den 
Fahrtkostenregelungen für Berufsschülerinnen 
und Berufsschüler neuer Regelungen. Eine so-
lidarische Lösung in Form eines Azubi-Tickets 
analog zum Studierendenticket bietet sich an. 
Entscheidend für uns dabei ist, dass die Kos-
ten solidarisch von allen Beteiligten getragen 
werden. Auch die Problematik der zu hohen 
Fahrtkosten in der Sekundarstufe II gilt es anzu-
gehen. Alle Thüringer Schülerinnen und Schüler 
sollen den ÖPNV kostengünstig nutzen können. 
Langfristig setzen wir uns für ein kostenfreies 
Ticket ein.

Für eine bessere Erwachsenenbildung – 
lebenslanges Lernen fördern

Anspruch und Wirklichkeit in der Erwachse-
nenbildung klaff en viel zu stark auseinander. 
Anstatt diese auszubauen, kürzt die Landes-
regierung kräft ig bei den Zuschüssen. Wir 
GRÜNE wollen die Gestaltungsmöglichkeiten 
in der Erwachsenenbildung wieder vergrößern 
sowie die Arbeitsbedingungen und die Entloh-
nung bei den Trägern verbessern. Öff entliche 
und freie Träger der Erwachsenenbildung sollen 
so weit wie möglich gleichgestellt werden.

Thüringen kann es sich nicht leisten, mehr als 
200.000 Menschen als funktionale Analphabe-
tinnen und Analphabeten hinzunehmen. Das 
Land muss daher sein Engagement im Bereich 
Alphabetisierung deutlich verstärken und die 
Alphabetisierungsprogramme fi nanziell aufsto-
cken. Bisher wurden die Betroff enen durch die 
Angebote kaum erreicht und viele Unterneh-
men sind für das Thema wenig sensibilisiert. 
Vorhandene Bedarfe werden daher oft  nicht 
erkannt. Hier braucht es innovative Konzepte 
sowie eine stärkere Einbeziehung der Jobcenter 
und der Bundesagentur für Arbeit.

CDU und SPD verweigern den Menschen in 
Thüringen seit Jahren das Recht auf Bildungs-
urlaub. Wir werden das ändern und einen gene-
rellen Rechtsanspruch auf Bildungsfreistellung 
von fünf Tagen im Jahr einführen. Dabei stehen 
wir für einen ganzheitlichen Bildungsbegriff . 
Dieser soll sowohl allgemeine, politische und 
kulturelle als auch berufsweltbezogene Wei-
terbildung einbeziehen und das Ehrenamt im 
Freistaat durch Bildungsfreistellung stärken. 
Die Unternehmen werden demgemäß einen an-
gemessenen Ausgleich erhalten.
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Konkret wollen wir:

•  ein Azubi-Ticket einführen,

•  größere Vielfalt bei betrieblichen 
      Ausbildungsangeboten,

•  Bildungsurlaub für alle Thüringerinnen  
      und Thüringer einführen.

II.5. Junges Land, junge Leute

Wir wollen jungen Menschen jetzt mehr Mög-
lichkeiten zur Gestaltung ihrer Zukunft  bieten: 
mehr Chancen, sich in gesellschaft liche und 
politische Belange einzumischen, mehr Sicher-
heit, mehr Perspektiven. Wir werden zuhören, 
statt über junge Köpfe hinweg zu entscheiden.

Echte Mitbestimmung

Wir GRÜNE stehen für eine emanzipatorische 
Kinder- und Jugendpolitik. Kinder und Jugend-
liche haben ein Recht auf Beteiligung, sie sind 
die besten Fürsprecherinnen und Fürsprecher 
in eigener Sache. Über Kinder- und Jugendpar-
lamente mit echten Mitsprachemöglichkeiten 
sollen sie die Möglichkeit erhalten eigene Ziele 
und Interessen zu äußern, sich Konfl iktsitua-
tionen zu stellen und gemeinsam demokrati-
sche Lösungen zu entwickeln. Wir wollen ihren 
Einfl uss bei wichtigen Zukunft sentscheidungen 
stärken und ihnen Vertrauen in sich selbst und 
unsere lebendige Demokratie geben, damit sie 
später selbst zu mündigen Bürgerinnen und 
Bürgern werden.

Jugend braucht Perspektiven

Das Land Thüringen ist angesichts der Bevöl-
kerungsentwicklung darauf angewiesen, jun-

gen Menschen eine Perspektive hier im Land 
zu geben. Dazu zählt aus unserer Sicht ein 
hochwertiges und interessantes Angebot an 
Ausbildungsstellen mit entsprechend guter 
Bezahlung sowie eine verlässliche Aussicht auf 
sichere und langfristige Arbeitsverhältnisse 
nach der Ausbildung.

Junge Menschen, die einen schwierigen Start 
ins Leben hatten, brauchen besondere Auf-
merksamkeit. Wir wollen zur Bekämpfung der 
Jugendarbeitslosigkeit und Jugendarmut Be-
ratungs- und Unterstützungsangebote erhalten 
und ausbauen.

Insbesondere in den ländlichen Räumen ist 
es für junge Menschen oft mals schwierig, 
Kultur- und Freizeitangebote in den Städten 
wahrzunehmen. Wir engagieren uns für ein ju-
gendgerechtes, attraktives und vielfältiges Frei-
zeitangebot sowohl in den Städten als auch auf 
dem Land. Dafür bedarf es einer Infrastruktur, 
die für alle Kinder und Jugendliche off en und 
zugänglich ist. Wir setzen uns dafür ein, dass 
Jugendhäuser, Kultureinrichtungen und Sport-
stätten unkompliziert und bequem mit dem 
öff entlichen Personennahverkehr erreichbar 
sind.

Verlässliche Angebote für Jugendliche

Den Trägern der Jugend- und Jugendverbands-
arbeit wollen wir Planungssicherheit geben 
und in der Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit 
und schulbezogenen Jugendsozialarbeit aus-
reichende Mittel zur Verfügung stellen. Ehren-
amtliches Engagement muss hier besonders 
gefördert werden. Jugendarbeit muss noch 
mehr Jugendliche mit Migrationshintergrund 
einbeziehen. Dabei ist interkulturelle Bildung 
ein wichtiger Faktor – sowohl für Jugendliche 
mit als auch ohne Migrationshintergrund.

Die werteorientierte Jugendverbandsarbeit 
in Thüringen spiegelt mit ihren Angeboten die 
Vielfalt der Bedürfnisse junger Menschen in un-
serer Gesellschaft  wider. Wir von BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN unterstützen und fördern den 

      und Thüringer einführen.      und Thüringer einführen.      und Thüringer einführen.
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eigenständigen Lernort Jugendverbandsarbeit, 
der von jungen Menschen selbst organisiert, 
gemeinschaft lich gestaltet und mitverantwor-
tet wird, als wichtigen Beitrag zur Demokratie- 
und Kompetenzentwicklung. Die Partnerschaft  
mit dem Landesjugendring Thüringen und den 
darin vertretenen Jugendverbänden hat für uns 
einen hohen Stellenwert.

Jugendsozialarbeit

Jugendsozialarbeit braucht eine stabile Basis. 
Gut ausgebildete Fachkräft e und ehrenamtlich 
Tätige, die sich Tag ein Tag aus für das Wohl und 
die Entwicklung der Kinder und Jugendlichen 
einsetzen, brauchen gute Arbeitsbedingungen 
sowie eine faire Bezahlung oder Vergütung 
und langfristige Perspektiven. Wir GRÜNE ma-
chen uns dafür stark, die Professionalität in 
der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen nicht 
kurzfristigen Einsparungen zu opfern. Eine ver-
lässliche Jugendhilfeplanung auf kommunaler 
Ebene sowie auf Landkreis- und Landesebene 
ist dafür die Voraussetzung.

Konkret wollen wir:

•  mehr Kinder- und Jugendparlamente   
      in Thüringer Kommunen,

•  qualitative Jugendarbeit und Jugend-
      sozialarbeit langfristig sichern,

•  bessere Beratung junger Arbeits-
      suchender und gut bezahlte 
      Ausbildungsstellen.

II.6. Grüne Wissenschafts- und 
Hochschulpolitik kürzt nicht bei der 
Zukunft

Thüringen verfügt über eine vielfältige, tradi-
tionsreiche Hochschullandschaft , die vielen 
jungen Menschen den Weg zu höherer Bildung 
öff net und gleichzeitig vielen Wissenschaft le-
rinnen und Wissenschaft lern die Möglichkeiten 
für Spitzenforschung bietet. Vier Universitäten, 
vier Fachhochschulen, eine Musikhochschule,
zwei private Hochschulen und zahlreiche Aka-
demien bieten großartiges Potenzial, um Thü-
ringen zum Land der Innovationen und vielfäl-
tigen Ideen zu machen. Doch dazu müssen wir 
die Freiheit der Wissenschaft  ernst nehmen 
und den Universitäten und Hochschulen aus-
reichend Mittel und Ressourcen zur Verfügung 
stellen, mit denen ihnen Gestaltungsspielraum 
und Entwicklungsmöglichkeiten eröff net wer-
den. Wir wollen attraktive Hochschulen für Stu-
dierende, für Wissenschaft lerinnen und Wissen-
schaft ler, für Thüringen.

Hochschulentwicklungsplanung

Thüringen benötigt dringend eine strategische 
und nachhaltig wirkende Hochschulentwick-
lungsplanung. Diese Planung, deren Leitlinien 
und Eckpunkte regelmäßig durch den Thüringer 
Landtag diskutiert und beschlossen werden, 
muss aus unserer Perspektive heraus gemein-
sam mit den Hochschulen forciert werden. So 
können Anreize für mehr Kooperation und sinn-
volle Synergien, bspw. Hochschulverbünde, 
Kooperationsplattformen und gemeinsame 
Angebote, geschaff en und dadurch die Profi l-
bildung der Hochschulen unterstützt werden.

Besser fi nanzieren – in Köpfe investieren

Ausgezeichnete Lehre und originelle Forschung 
gehen Hand in Hand. Doch die Streichung von 
Studiengängen, der zunehmende Personal-
abbau, der Anstieg prekärer Beschäft igungs-
verhältnisse und die immer größer werdende 
Raumknappheit an den Hochschulen zeigen, 
dass wir von einer auskömmlichen Grund-
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fi nanzierung der Hochschulen bislang noch 
weit entfernt sind. Dabei rechnet sich jeder in 
Wissenschaft  und Hochschulen investierte Euro 
für unser Land vielfach. Wir wollen die Grund-
fi nanzierung der Hochschulen wieder ausrei-
chend und verlässlich gestalten. Indes sind wir 
uns der schwierigen Haushaltslage des Landes 
bewusst. Uns geht es darum, in einem ersten 
Schritt die zukünft igen Kostensteigerungen in 
der neuen Rahmenvereinbarung von 2016 bis 
2020 wieder vollumfänglich abzubilden.

Wir werden uns außerdem auf Bundesebene
dafür einsetzen, dass der Bund sowohl in der 
außeruniversitären Forschung als auch bei der 
Grundfi nanzierung der Hochschulen mehr Ver-
antwortung übernimmt und das Kooperations-
verbot in der gesamten Bildung endlich fällt. 
Dadurch frei werdende Landesmittel sollen zur 
besseren Grundfi nanzierung der Hochschulen 
genutzt werden, um auch die Abhängigkeit von 
der Drittmitteleinwerbung zu reduzieren und 
eine qualitativ hochwertige Lehre zu gewähr-
leisten. Die Mittel des Hochschulpaktes sollen 
gänzlich bei den Studierenden ankommen und 
so vor allem die Qualität der Studienplätze 
sichern. Insgesamt wollen wir uns dafür stark 
machen, dass die staatlichen Ausgaben für For-
schung und Lehre in Thüringen durch Bundes- 
und Landesmittel steigen.

Für mehr Bildungsqualität und für gute Arbeit 
an unseren Hochschulen

Bildung braucht Zeit – auch an der Hochschule. 
Studieren heißt für uns, wissenschaft liches 
Arbeiten zu lernen, selbstständiges Denken zu 
entwickeln und auf die Berufstätigkeit vorzu-
bereiten – individuell und frei von Zwängen. 
Die Studienangebote müssen daher mit den 
Lebens- und Lernbedingungen von Studieren-
den vereinbar sein und erfordern mehr Indi-
vidualität, Flexibilität und eine verbesserte 
Betreuung. Die Studierenden brauchen insge-
samt mehr Zeit und Raum, um Wissen zu vertie-
fen und zu forschen. Der Stellenwert der Lehre 
an unseren Hochschulen muss dazu deutlich 
aufgewertet und die Bachelor- und Master-

studiengänge zeitlich gelockert werden.

Für manche Studierende ist Wissenschaft  ein 
Traumberuf. Was ist das aber für ein Traum, in 
dem Kurzzeitbefristung, Teilzeitverträge und 
prekäre Arbeitsbedingungen in den letzten 
Jahren immer mehr zugenommen haben? Der 
Großteil der Beschäft igten im akademischen 
Mittelbau hat heute eine befristete Stelle. Mehr 
als ein Drittel arbeitet ungewollt in Teilzeit. 
Statt möglichst viel Personal für wenig Geld ein-
zustellen, wollen wir GRÜNE dafür sorgen, dass 
mehr reguläre und unbefristete Arbeitsplätze 
geschaff en werden – vor allem dort, wo dauer-
haft  Lehr- und Prüfungsaufgaben erfüllt wer-
den. In den Ziel- und Leistungsvereinbarungen 
setzen wir uns dafür ein, mit den Hochschulen 
verbindliche Übereinkommen zu treff en: zum 
Abbau prekärer Arbeitsverhältnisse und für 
gute Arbeit. Lehrbeauft ragte und Lehrkräft e 
für besondere Aufgaben sollen besser entlohnt 
werden und auch die Bezahlung sowie die per-
sonalrechtliche Vertretung studentischer Hilfs-
kräft e wollen wir verbindlich regeln.

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Quali-
fi kationsphase sind auf Sicherheit und Plan-
barkeit angewiesen. Es bedarf daher strikterer 
Vorgaben für die Betreuung der Promotion und 
einer gesunden Balance zwischen Lehrver-
pfl ichtungen und Forschungszeit. Wir wollen 
mehr Junior-Professuren, denen zudem mehr 
als bisher die Möglichkeit zur Lebenszeitanstel-
lung (Tenure Track) eingeräumt wird.

Thüringen in der Welt – Die Welt in Thüringen

Wir wollen zusammen mit den Thüringer Hoch-
schulen eine Internationalisierungsstrategie 
auf den Weg bringen. Internationalität von Stu-
dium, Lehre und Forschung muss im 21. Jahr-
hundert für unsere Hochschulen zum Selbstver-
ständnis gehören. Wir wollen in der Forschung 
internationale Partnerschaft en fördern und in 
der Lehre die Zahl der Studierenden, die im Lau-
fe des Studiums einen Auslandsaufenthalt ab-
solvieren, deutlich erhöhen. Wir streben weiter-
hin die Internationalisierung des Lehrkörpers 
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an und wollen die Thüringer Hochschulen durch 
Verbindungsbüros und „Botschaft er“ besser in 
anderen Regionen repräsentieren lassen.

Für mehr Gleichstellung und Familien-
freundlichkeit im Wissenschaft sbereich

Nur etwa 15 Prozent der Professuren sind in 
Thüringen durch Frauen besetzt. Wir wollen mit 
grüner Hochschulpolitik den Frauenanteil unter 
den Professuren und in den Führungsgremien 
der Hochschulen und Wissenschaft seinrich-
tungen erhöhen. Wir stellen daher die Weichen 
für eine konsequente Gleichstellungspolitik: 
Frauenförderung soll künft ig zu einer Pfl icht-
aufgabe für alle Hochschulen und öff entlichen 
Forschungseinrichtungen werden. Wir setzen 
uns für die Stärkung der Gleichstellungsbeauf-
tragten ein.

Auch die Arbeits- und Studienbedingungen sind 
aus unserer Sicht konsequent familienfreund-
licher zu gestalten. Dafür benötigen wir stetig 
zunehmende Teilzeitstudiengänge, auch in Fä-
chern mit Numerus clausus, mehr Möglichkei-
ten einer fl exibleren Organisation von Studium, 
Praktika und Prüfungen und eine Finanzierung 
des Studiums, die den Lebenswirklichkeiten 
der Studierenden Rechnung trägt. Wir wollen  
bspw., dass das BAföG künft ig auch ein Teil-
zeitstudium für alle Studiengänge ermöglicht. 
Starre Regelstudienzeiten halten wir nicht für 
zeitgemäß, Zwangsexmatrikulationen lehnen 
wir ab. Vielmehr ist uns wichtig, eine bessere 
Balance herzustellen zwischen dem Zeitauf-
wand für das Studium und begleitender beruf-
licher Tätigkeit, der Erziehung von Kindern oder 
der Pfl ege von Angehörigen. Daher wollen wir in 
Thüringen mehr berufsbegleitende Studiengän-
ge ermöglichen.

Hochschulen öff nen und demokratisieren

Wir halten es für unabdingbar, dass gesell-
schaft liche Vielfalt auch auf dem Campus an-
kommt – das schließt junge Menschen aus 
bildungsfernen Familien und Menschen mit 
Migrationshintergrund ganz besonders ein. 

Berufstätigen mit einer abgeschlossenen Be-
rufsausbildung und ausreichender Berufserfah-
rung sowie Menschen mit Fachhochschulreife 
wollen wir den Zugang zu Hochschulen auch 
ohne Abitur ermöglichen. Bei den Auswahl-
verfahren für zulassungsbeschränkte Studien-
gänge sollen ehrenamtliches Engagement und 
soziale Aspekte stärker als bisher berücksichtigt 
werden. So werden wir den unterschiedlichsten 
Bildungsbiografi en gerecht und eröff nen neue, 
wirksame Wege gegen den Fachkräft emangel.

Hochschulen avancieren mit zunehmender 
Vielfalt unter den Studierenden und Lehrenden 
auch mehr und mehr zu Orten gesellschaft licher 
Vielfalt. Eine diversitätsgerechte Gestaltung der 
Studieneingangsphase, Mentoring-Program-
me* und vereinfachte Anerkennungsverfahren 
von im Ausland erworbenen Studienleistungen 
sind daher dringend geboten. Wir werden dies 
unterstützen und in allen Hochschulen veran-
kern. Zur Förderung des barrierefreien Studi-
ums und zur Umsetzung der Konvention über 
die Rechte von Menschen mit Behinderungen 
im Hochschulbereich wollen wir ein Landespro-
gramm aufl egen. Darüber hinaus ist die Über-
gangsquote vom Bachelor zum Master aus un-
serer Sicht kontinuierlich zu erhöhen.

Insbesondere spielt eine gute und auskömm-
liche Studienfi nanzierung eine maßgebliche 
Rolle dafür, ob sich junge Menschen für ein 
Studium entscheiden. Wir setzen uns daher auf 
Bundesebene für eine kurzfristige Erhöhung der 
BAföG-Fördersätze sowie der Elternfreibeträge 
ein. Mittelfristig wollen wir das BAföG eltern-
unabhängiger gestalten. Dazu schlagen wir das 
Zwei-Säulen-Modell vor, das aus einem eltern-
unabhängigem Zuschuss und einem Bedarfszu-
schuss besteht. Langzeitstudiengebühren pla-
nen wir abzuschaff en – letztlich unterlaufen sie 
das Recht auf Bildung: Betroff en sind vor allem 
Studierende mit Kind, ehrenamtlich Aktive so-
wie diejenigen, die zur Finanzierung ihres Stu-
diums einer Erwerbstätigkeit nachgehen. Den 
Hochschulen werden wir Ersatzmittel aus dem 
Landeshaushalt zur Verfügung stellen.

II. Bildung und Kultur, Familien und Soziales: GRÜN ist für alle daII. Bildung und Kultur, Familien und Soziales: GRÜN ist für alle da
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Die Studierenden sowie die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter müssen in alle Entscheidun-
gen über die künft ige Ausrichtung ihrer Hoch-
schulen paritätisch eingebunden werden. Wir 
engagieren uns für durchgehend demokratisch 
verfasste Bildungseinrichtungen. Demokrati-
sche Prinzipien, Mitbestimmung aller Status-
gruppen und die Suche nach gemeinschaft lich 
getragenen Entscheidungen werden wir daher 
konsequent fördern. Die Kompetenzen und Mit-
wirkungsrechte des Senats sollen ausgebaut 
werden. Die Hochschulräte wollen wir abschaf-
fen und die Profi lbildung der Hochschulen, die 
Schwerpunktsetzung in Forschung und Lehre 
sowie die Weiterentwicklung des Studienan-
gebots zurück in die demokratisch verfassten, 
internen Hochschulgremien verlegen.

Exzellente Forschung mit transparenter 
Finanzierung

Die Vielfalt der Thüringer Forschungs- und Tech-
nologielandschaft  werden wir erhalten und wei-
ter stärken. Wir setzen uns zudem dafür ein, ge-
meinsam mit allen Beteiligten eine landesweit 
aufeinander abgestimmte und ganzheitlich 
getragene Forschungsstrategie für Thüringen 
zu entwickeln. Das Landesprogramm „ProEx-
zellenz“* soll ehrlich und transparent evaluiert 
werden. Zur Stärkung der Forschungsorientie-
rung an Fachhochschulen ist es erforderlich, 
die Zugangshemmnisse von Fachhochschulab-
solventinnen und -absolventen zur Promotion
abzubauen. Kooperative Promotionen und 
gemeinsame Graduiertenschulen wollen wir 
fördern. Zu prüfen ist, ob nicht auch einzelnen 
Professuren an Fachhochschulen das Promo-
tionsrecht verliehen werden kann.

Mit der zunehmenden Anzahl an eingeworbe-
nen Drittmitteln steigt die Gefahr einer zu star-
ken, unsachgemäßen Einfl ussnahme der Privat-
wirtschaft  auf die Wissenschaft . Daher gibt es 
berechtige Forderungen nach mehr Transpa-
renz im Wissenschaft sbereich. Wir sind dafür, 
Bestandteile von Kooperationsvereinbarun-
gen von Hochschulen und Unternehmen unter 
Wahrung der verfassungsrechtlichen Maßgaben 

verpfl ichtend zu veröff entlichen. Da im Ge-
gensatz zur öff entlichen Forschungsförderung 
bisher keine einheitlichen und verbindlichen 
Regelungen für die Ausgestaltung und den 
Abschluss von Kooperationsvereinbarungen 
zwischen Hochschulen und Unternehmen er-
kennbar sind, werden wir diese gemeinsam mit 
den Hochschulen schaff en. Damit lässt sich die 
Freiheit von Forschung und Lehre besser schüt-
zen. Drittmittel dienen nicht der Finanzierung 
von Lehraufgaben, daher lehnen wir Drittmittel 
zur Finanzierung der Hochschullehre ab. Die 
Zahl an Tierversuchen in Thüringen wollen wir 
soweit wie möglich reduzieren und methodi-
sche Forschungsvorhaben zur tierfreien For-
schung fördern.

Forschung und Wissenschaft  erfordern den 
freien Austausch von Wissen und Forschungs-
ergebnissen. Dieser Austausch darf nicht durch 
Kostenbarrieren und Gewinnstreben behin-
dert werden. Wir sprechen uns für das Open-
Access-Prinzip aus: Die Ergebnisse von For-
schungsvorhaben, die mit öff entlichen Geldern 
fi nanziert wurden, sollen gemäß dieses Prinzips 
gebührenfrei im Netz zugänglich gemacht und 
genutzt werden können.

Wir werden zudem die nachhaltigkeits- und frie-
densorientierte Forschung stärken. Insbeson-
dere bei der Problemdefi nition und Themen-
entwicklung von Forschungsauft rägen seitens 
des Landes wollen wir die zivilgesellschaft li-
chen Akteurinnen und Akteure stärker einbe-
ziehen. Da Hochschulen und öff entliche For-
schungseinrichtungen auch gesellschaft lich in 
der Verantwortung stehen, Lösungsansätze für 
gesellschaft liche Probleme zu entwickeln und 
friedliche Konfl iktlösungen zu suchen, lehnen 
wir Kooperationen oder Drittmittelprojekte 
mit der Rüstungsindustrie und dem Militär ab. 
Daher setzen wir uns für eine gesetzlich veran-
kerte Zivilklausel ein.
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Konkret wollen wir:

•  eine strategische Hochschulentwick-
      lungsplanung mit auskömmlicher 
      Grundfi nanzierung,

•  die Zugangsvoraussetzungen für 
      Hochschulen vielfältiger gestalten, 
      die Hochschulen öff nen und 
      demokratisieren,

•  einen Abbau prekärer Beschäft igungs-
      verhältnisse im akademischen 
      Mittelbau.

II.7. Gute Arbeit für Thüringen

Der Thüringer Arbeitsmarkt hat sich in den 
letzten Jahren trotz Wirtschaft skrise robust 
entwickelt. Die Arbeitslosigkeit ist niedrig und 
liegt teils unter der einiger alter Bundeslän-
der. In manchen Thüringer Regionen herrscht 
faktisch Vollbeschäft igung. Das bedeutet aber 
nicht, dass wir die Hände in den Schoß legen 
können. Dieser Aufschwung geht nämlich bspw. 
an Langzeitarbeitslosen und Menschen mit Ver-
mittlungshemmnissen weiter vorbei. Noch im-
mer gibt es Lohnunterschiede zwischen Ost und 
West und zwischen Frauen und Männern bei 
gleichwertiger Arbeit. Nach wie vor können viel 
zu viele Menschen vom Lohn ihrer Arbeit nicht 
leben. Überdies haben Frauen größere Nach-
teile am Arbeitsmarkt und arbeiten zu einem 
erheblichen Teil in Teilzeit. Wir machen uns da-
her mit grüner Politik für einen gerechten und 
inklusiven Arbeitsmarkt stark, auf dem jedem 
Menschen die Möglichkeit off ensteht, einer 
den eigenen Fähigkeiten und Interessen ent-
sprechenden Erwerbsarbeit nachzugehen. Wir 
stehen für gerechten Lohn, die Einhaltung von 

sozialen Standards im Arbeitsalltag und einen 
umfangreichen Arbeitsschutz.

Den Mindestlohn grün ausgestalten

Auch im Jahr 2014 liegt der Durchschnittsver-
dienst der Thüringerinnen und Thüringer noch 
deutlich unter dem anderer Bundesländer. 
Daher setzen wir uns dafür ein, dass der ge-
setzliche Mindestlohn bereits vor 2017 kommt 
und die geplanten Ausnahmeregelungen für 
bestimmte Branchen abgeschaff t werden. Wir 
haben bereits 2012 ein fundiertes, gut umsetz-
bares Mindestlohngesetz im Land vorgelegt.

Diskriminierungsfreie Arbeitswelt

Darüber hinaus gehen wir weiterhin gegen die 
nach wie vor existierende Ungleichbehandlung 
der Geschlechter vor und treten einer Benach-
teiligung von Migrantinnen und Migranten so-
wie von Menschen mit Behinderung entschie-
den entgegen. Gleiche Arbeitsleistung muss 
mit gleichem Lohn vergütet werden. Aufstiegs-
chancen dürfen nicht durch Geschlecht, Behin-
derungsgrad oder Herkunft  verbaut werden. 
Wir unterstützen entsprechende Initiativen auf 
Bundesebene und engagieren uns dafür, die 
Einhaltung von Sozialstandards verstärkt zu 
überprüfen. Dadurch wird es uns gelingen, un-
lautere Mittel der Wettbewerbsverzerrung zu 
unterbinden.

Attraktive Arbeitsbedingungen

Eltern wünschen sich mehr Zeit für ihre Kinder 
und eine bessere Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf. Wir wollen für familiengerechtere 
Arbeitsmodelle und eine Arbeitskultur werben, 
die den Wert der Arbeit nicht an Anwesenheit 
bemisst, sondern an der Qualität der Ergebnis-
se. Teilzeit darf nicht länger automatisch ein 
Karrierehindernis sein.

Ziel sollte es sein, über das gesamte Arbeits-
leben hinweg eine gesunde Balance zwischen 
Arbeit, Familie, privaten Interessen, Weiter-
bildung und bürgerschaft lichem Engagement 
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herzustellen. Auch dürfen den Menschen für die 
Pfl ege von Familienangehörigen keine berufl i-
chen Nachteile entstehen. Dazu bedarf es fl exib-
ler Arbeitszeitmodelle und einer altersgerech-
ten Arbeitsorganisation. Auch die Modelle zum 
Übergang in den Ruhestand können in vielen 
Bereichen weiter fl exibilisiert werden.

Grüne Familienpolitik erkennt die Vielfalt der 
Familienformen an, baut Infrastruktur aus, die 
Familien unterstützt, setzt auf zielgenaue und 
bedarfsgerechte fi nanzielle Unterstützung, 
engagiert sich für eine neue Zeit- und Lebens-
phasenpolitik, setzt auf Geschlechtergerech-
tigkeit und fordert eine Arbeitswelt, die Zeit für 
Familie und Verantwortung schaff t.

Immer mehr Menschen werden wegen höherer 
Ansprüche an die Leistungsfähigkeit, Flexibi-
lität und Mobilität im Beruf krank. Hier ist es 
einerseits Aufgabe der Politik, stärker auf die 
Notwendigkeit von Präventionsmaßnahmen 
und Gesundheitsförderung am Arbeitsplatz 
hinzuweisen und diese zu fördern. Das Land als 
Arbeitgeber kann andererseits mit gutem Bei-
spiel vorangehen und ein Handlungskonzept 
für die Verbesserung des betrieblichen Arbeits-
schutzes, der Gesundheitsförderung und Sozial-
fürsorge sowie des betrieblichen Gesundheits-
managements vorlegen. Augenmerk ist dabei 
auf jenes Personal zu richten, das besonderen 
körperlichen oder psychischen Belastungen 
ausgesetzt ist, z.B. Polizeibedienstete oder 
Lehrkräft e.

Flexibilität in der Leiharbeit belohnen

Trotz ihrer hohen Flexibilität im Einsatz und der 
damit verbundenen Unsicherheit in der Pla-
nung des eigenen Berufslebens erhalten Leih-
arbeiterinnen und Leiharbeiter oft mals deutlich 
weniger Lohn als die Stammbelegschaft . Ihre 
Verträge sind darüber hinaus in der Regel befris-
tet. Dabei ist die gute Entwicklung auf dem Thü-
ringer Arbeitsmarkt auch sehr diesem Einsatz 
und dieser Flexibilität geschuldet. Die Flexbili-
tät in der Leiharbeit muss durch einen besseren 
Lohn vom ersten Tag an honoriert werden. Miss-

brauch in Betrieben lässt sich durch eine feste 
Maximalquote für Leiharbeit begegnen.

Starke Frauen in Wirtschaft  und Politik

Obwohl Frauen gute Unternehmerinnen sind, 
wagen nur wenige den Schritt in die Selbst-
ständigkeit. Wir wollen mehr Frauen als Unter-
nehmerinnen gewinnen und streben eine spe-
zielle Beratung und Gründungsförderung von 
Frauen an. Zudem arbeiten wir für eine 50-Pro-
zent-Quote von Frauen in den Aufsichtsräten 
und für eine Erhöhung des Frauenanteils in 
wissenschaft lichen Führungspositionen durch 
Zielvereinbarungen. Wir stehen dafür, dass 
Frauen tatsächlich die Hälft e der Macht und die 
Hälft e der Verantwortung bekommen und sind 
gewillt, den Frauenanteil in den Kommunal- 
und Landesparlamenten zu erhöhen.

Konkret wollen wir:

•  betriebliche Gesundheitsfürsorge 
      stärken,

•  Frauenquote in Führungspositionen 
      und ein Paritégesetz,

•  fl exible Arbeitsbedingungen und 
      Arbeitszeitmodelle.      Arbeitszeitmodelle.

MACH  ES  MÖGLICH.
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II.8. Grüne Gesundheits- und Pflege-
politik: solidarisch, bedarfsgerecht, 
wohnortnah und präventiv

Wer krank wird, muss sich auf eine gute ge-
sundheitliche Versorgung verlassen können. 
Wir von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN setzen uns 
für eine bedarfsgerechte ärztliche, pfl egerische 
und psychosoziale Versorgung für alle ein – un-
abhängig vom sozialen Status, dem Alter, von 
der Herkunft  oder dem Geschlecht. Eine gute 
Gesundheitsversorgung ist für uns GRÜNE ein 
wichtiger Bestandteil der sozialen Daseinsvor-
sorge, sie ist ein Querschnittsthema für viele 
Politikbereiche. Menschen und ihr soziales Um-
feld sollen im Mittelpunkt einer integrativen 
Versorgung stehen, bei der alle ambulanten und 
stationären Leistungsanbieterinnen und -anbie-
ter zusammenarbeiten. Die starre Trennung der 
Sektoren und die daraus resultierenden Brüche 
und Doppelstrukturen in der Versorgung wollen 
wir überwinden. Das gelingt uns aber nur, wenn 
die Politik für den Gesundheits- und Pfl egebe-
reich stärker Verantwortung übernimmt.

Sektorenübergreifende 
Gesundheitsversorgung

Wir GRÜNE stehen dafür ein, den öff entlichen 
Gesundheitsdienst zu stärken und zu regiona-
len Gesundheitszentren aufzuwerten. Darunter 
verstehen wir Einrichtungen, die unter einem 
Dach die verschiedenen Beratungsdienste, 
Selbsthilfen und Sozialstationen bündeln, die 
vor Ort gebraucht werden. Dazu wollen wir 
auch die Zusammenarbeit zwischen stationä-
ren und ambulanten Anbieterinnen und Anbie-
tern festigen, umfassende „Medizinische Ver-
sorgungszentren“ mit angestellten Ärztinnen 
und Ärzten ausbauen und über Teamlösungen 
bessere Arbeitsbedingungen schaff en.

Krankenhäuser nehmen im Rahmen einer inte-
grativen Versorgungslandschaft  ebenfalls eine 
wichtige Position ein. Dabei ist die wohnortna-
he Grund- und Notfallversorgung zu erhalten, 
spezifi zierte Versorgung und Hochleistungsme-
dizin dagegen können konzentriert werden. Im 

Sinne der Patientinnen und Patienten setzen 
wir uns für mehr Qualität, Kooperation und Be-
darfsorientierung im gesamten Behandlungs-
prozess ein. Wir setzen uns dafür ein, dass die 
drei forensischen Kliniken* des Maßregelvoll-
zugs wieder in Trägerschaft  des Landes über-
nommen werden. Diesen Rückführungsprozess 
wollen wir in der nächsten Legislatur anstoßen 
und auf den Weg bringen.

Für eine gute Gesundheitsversorgung müssen 
aber auch die Arbeitsbedingungen in der Bran-
che stärker in den Blick genommen werden. 
Die zunehmende Arbeitsverdichtung und vor 
allem ein massiver Abbau von Pfl egestellen 
gefährden die Versorgungsqualität und die 
Patientinnen- und Patientensicherheit. Deshalb 
planen wir die Entwicklung eines umfassen-
den Personalmanagements, das sowohl gutes 
Gesundheitsmanagement und faire Arbeitszeit-
gestaltung als auch gute Qualifi kationsmöglich-
keiten bietet.

Eine gute Gesundheitsversorgung vor Ort

Die demografi sche Entwicklung, der Wandel des 
Ärztinnen- und Arztberufes und die Honorar-
entwicklung in den Heilberufen stellen Thürin-
gen vor große Herausforderungen. Wir haben 
einen zunehmenden Ärztinnen-,  Ärzte- und 
Pfl egefachkräft emangel insbesondere in länd-
lichen Räumen. Wir brauchen ein neues Den-
ken und die Bereitschaft  aller Akteurinnen und 
Akteure, sich auf Veränderungen einzulassen. 
Zusammenarbeit, Bündelung und Vernetzung 
von Ressourcen sind unsere Leitlinien für eine 
nachhaltige, an den Bedürfnissen der Patientin-
nen und Patienten orientierte Gesundheitsver-
sorgung.

Eine optimale regionale Versorgung erfordert 
vor allem die Stärkung der Hausärztinnen und 
Hausärzte. Durch ihre Nähe und langfristige 
Bindung zu den Patientinnen und Patienten 
stehen sie im Zentrum der ganzheitlichen Vor-
sorge. Um dem Ärztinnen- und Ärztemangel zu 
begegnen, setzen wir auf Motivation und eine 
neue Attraktivität der hausärztlichen Tätigkeit. 
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Deren  Lotsenfunktion, die unnötige  Mehrfach-
untersuchung und -behandlung vermeidet, 
wollen wir stärken. Maßnahmen wie Rotations-
systeme, Teilzulassungen von Ärztinnen und 
Ärzten oder mobile Fahrdienste federn die be-
reits jetzt bestehende regionale Unterversor-
gung ab.

Wir wollen das Modell der Gemeindeschwestern 
in Thüringen fest installieren, denn sie können 
Hausbesuche abhalten, Prävention betreiben 
und vor allem patientinnen- und patientenorien-
tierte, gesprächsintensivere medizinische Be-
treuung und Beratung ermöglichen.

Medizinische Behandlung frei von 
Diskriminierung

Wir streben ein inklusives Gesundheitssystem 
entsprechend der UN-Behindertenrechtskon-
vention an, das auf die Bedürfnisse der Men-
schen mit Behinderungen umfassend eingeht. 
Hier hat Thüringen deutlichen Nachholbedarf: 
Gerade einmal 17 Prozent der Thüringer Ärztin-
nen und Ärzte können eine barrierefreie Versor-
gung gewährleisten.

Wir benötigen aber auch eine interkulturelle 
Öff nung in der Gesundheitsversorgung. Für 
Flüchtlinge und Menschen „ohne Papiere“ muss 
ein Zugang zur gesundheitlichen Grundversor-
gung jederzeit sichergestellt sein.  

Unser Ziel sind mündige Patientinnen und 
Patienten, die mitreden und gestalten können 
– wir setzen uns für eine echte Stärkung der 
VerbraucherInnenrechte ein. Eine unabhängige 
PatientInnenberatung wollen wir stärken und 
den Datenschutz auch in diesem Bereich ernster
nehmen.

Prävention hat Priorität

Krankheiten zu verhindern, ist besser und güns-
tiger als sie zu behandeln. Prävention und Ge-
sundheitsförderung wollen wir daher zu einer 
festen Säule des Gesundheitswesens ausbauen. 
Dazu bedarf es einer umfassenden Strategie 

der Gesundheitsprävention, in der die Aktivi-
täten von Bildungseinrichtungen, Kinder- und 
Jugendhilfe, Frühförderung, Gesundheitsein-
richtungen und Kostenträger stärker struktu-
riert und vernetzt werden. Auch die gesund-
heitsfördernde Gestaltung der Arbeitswelt, die 
Vermeidung von Lärm und Schadstoff en in der 
Stadt- und Landesplanung, kinderfreundliche 
Wohnquartiere und die Schulung von Eltern 
und Angehörigen sowie vor allem die Bekämp-
fung von Armut und deren Folgen müssen als 
Präventionsmaßnahmen berücksichtigt wer-
den.

Kinderschutz steht bei uns an erster Stelle. 
Frühkindliche Prävention bietet im Idealfall 
intakte Netzwerke, ausgezeichnete Qualität, 
hervorragend ausgebildetes Personal und pass-
genaue Hilfen. Daran wollen wir arbeiten und 
u.a. die Rolle der Hebammen und Familien-
hebammen stärken, weil sie auch im Bereich 
der frühkindlichen Prävention eine wichtige 
Schlüsselfunktion einnehmen. An der Schwelle 
ins Leben stellen Hebammen eine unerlässli-
che Hilfe und Unterstützung für die Betreuung 
und Beratung werdender Mütter und Väter dar. 
Darum kämpfen wir für eine angemessene Ent-
lohnung und Anerkennung ihrer Arbeit sowie 
die Freiheit und Möglichkeit der Eltern, darüber 
zu entscheiden, wo die Geburt stattfi ndet – sei 
es im Geburtshaus, in der Klinik oder zu Hause. 
Wir setzen uns weiter dafür ein, freien Hebam-
men einen erschwinglichen Versicherungs-
schutz zu gewährleisten. Für mehr Kinderschutz 
benötigen wir zudem eine umfassende Präven-
tionskette von der Schwangerschaft  bis zum 
Schuleintritt. Wir wollen Kinderschutzdiens-
te im Rahmen der Präventionskette fl ächen-
deckend ausbauen.

Drogen- und Suchtpolitik

Die Prohibition, also die bisherige strafrecht-
liche Sanktionierung von Drogenkonsum, ist 
gescheitert. Deswegen müssen wir uns grundle-
gend umorientieren und Legalisierungskonzep-
te ins Auge fassen. Wer gesundheitsschädlichen 
Konsummustern wirklich sinnvoll begegnen 
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will, muss akzeptierend an Konsumentinnen 
und Konsumenten herantreten und darf sie 
nicht kriminalisieren. Dabei setzen wir auf 
einen Dreiklang aus Prävention, Hilfe und Ent-
kriminalisierung. Anstelle der gescheiterten 
repressiven Drogenpolitik bedarf es einer an 
den tatsächlichen gesundheitlichen Risiken 
orientierten Regulierung. Darüber hinaus ist ein 
erster Schritt zur Entkriminalisierung die Erhö-
hung der „geringen Mengen“ bei Cannabispro-
dukten auf zehn Gramm. Weiterhin wollen wir 
„Drug-Checking“*-Angebote und Drogenkon-
sumräume, in denen Hilfsmittel für den siche-
ren Konsum bereitgestellt werden, einführen.

Wer abhängig ist, braucht Hilfe und keine Straf-
verfolgung. Deshalb wollen wir die Sucht- und 
Drogenberatung fi nanziell erhalten und perso-
nell ausbauen, damit individuell auf die Men-
schen mit Suchtproblemen eingegangen wer-
den kann. Wir werden die Aufklärung über die 
Suchtmittel im Schul- und Jugendbereich vor-
antreiben. Kinder und Jugendliche stark zu ma-
chen, ist die beste Drogenprävention. Zudem 
haben wir vor, den Besitz und Konsum von Can-
nabis und anderen, nicht legalen psychotropen 
Substanzen zu entkriminalisieren und unter-
stützen die Einführung eines Pilotprojektes zur 
geregelten Abgabe von Cannabis in Apotheken.

Aktiver NichtraucherInnenschutz hat für uns 
weiterhin hohe Priorität. Über ein umfassen-
des Nichtraucherschutzgesetz nach bayrischem 
Vorbild wollen wir die Bürgerinnen und Bürger 
in einem Volksentscheid abstimmen lassen.

Menschenwürdige Pfl ege sichern und die 
Pfl egebranche stärken

Thüringen steht angesichts des zunehmenden 
Anteils älterer und pfl egebedürft iger Menschen 
und des gleichzeitig sinkenden Angebots po-
tenzieller Fachkräft e vor der Herausforderung, 
eine qualitativ hochwertige Pfl egeversorgung 
sicherzustellen. Wenn es um gerechte Löhne, 
Familienfreundlichkeit und gesellschaft liche 
Anerkennung in der Pfl egebranche geht, ist 
der Freistaat bisher Schlusslicht. Das werden 

wir ändern. Denn gute Pfl ege geht uns alle an: 
Menschen, deren Eltern gepfl egt werden,
Erwachsene, deren Kinder der Pfl ege bedürfen, 
und ältere Menschen, die selbst pfl egebedürft ig 
sind.

Unser Land braucht eine bedarfsgerechte 
Pfl egeinfrastruktur, die ein Höchstmaß an 
Selbstständigkeit ermöglicht. Wir von BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN setzen deshalb auf das Konzept 
„ambulant vor stationär“: Wir wollen hochwer-
tige ambulante, aber auch teilstationäre Pfl ege-
infrastrukturen in Wohnortnähe stärken und 
ausbauen. Neben den traditionellen Pfl egehei-
men soll vor allem der Erhalt von bestehenden 
Wohngemeinschaft en und der Ausbau neuer 
Wohn- und Versorgungsformen unterstützt 
werden. Gute Pfl ege braucht auch gute Bera-
tung, vor allem für Angehörige. Wir wollen das 
Netz der Pfl egestützpunkte in Thüringen weiter 
ausbauen und guter Pfl ege so dauerhaft  Unter-
stützung geben. Unsere Zukunft sperspektive 
für das Wohnen im Alter ist ein Leben in kleinen 
sozialen Netzen, mit Wohn- und Hilfeangeboten 
und Versorgungssicherheit im Ort oder Stadt-
teil. Wir wollen Orte der Begegnung fördern und 
das Zusammenleben der Generationen erleich-
tern.

Die Sozialwirtschaft  zählt mit mehr als sieben 
Prozent Bruttowertschöpfung* zu einem der 
wichtigsten Wirtschaft szweige bundesweit. In 
manchen Regionen Thüringens stellt sie sogar 
die größte Branche dar. Zusätzlich dazu enga-
gieren sich viele Menschen ehrenamtlich in 
Hospizen, als gesetzliche Betreuerinnen und 
Betreuer oder in Vorständen von Vereinen. Sie 
alle gilt es nach den Regeln und Prinzipien der 
guten Arbeit zu unterstützen.

Wir engagieren uns dafür, die Position des Pfl e-
gepersonals zu stärken und die Attraktivität 
der Pfl egeberufe zu steigern. Damit die Pfl ege 
selbst nicht zum Pfl egefall wird, brauchen wir 
ein Bündel an Maßnahmen. Ganz vorn steht 
dabei die gerechte Entlohnung des Pfl egeper-
sonals. Es ist nicht hinnehmbar, dass Thüringen 
bundesdeutsches Schlusslicht in der Bezahlung 
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von Pfl egeleistungen ist, indem für gleiche Leis-
tungen deutlich weniger gezahlt wird als im 
Bundesdurchschnitt. Darüber hinaus müssen 
wir dafür sorgen, dass bspw. über eine Pfl ege-
kammer die Interessen der Beschäft igten ange-
messener vertreten werden.

Die solidarische Ausbildungsumlage ist wieder 
einzuführen, um die Wettbewerbsnachteile für 
die Einrichtungen, die ausbilden, zu beseitigen 
und die Finanzierung der praktischen Ausbil-
dung anzuheben. Außerdem bedarf es eines 
wirksameren Qualifi kations- und Ausbildungs-
angebots. Verantwortungsvolle Berufe verdie-
nen adäquate Arbeitsbedingungen. Wir setzen 
uns deshalb für einen höheren Personalschlüs-
sel, die Schulgeldfreiheit für Schülerinnen und 
Schüler in der Erstausbildung an allen Schulen 
für Pfl ege- und Gesundheitsberufe sowie gute 
(Wieder-)Einstiegsmöglichkeiten in den Beruf 
ein. Zudem wollen wir die Weiterbildung ehren-
amtlich engagierter Menschen zu Alltagsbeglei-
terinnen und -begleitern kranker und pfl egebe-
dürft iger Menschen fördern und ausbauen.

Würde bis zum Lebensende

Zu einem guten Gesundheitswesen gehört es 
auch, Sterbenden ein Lebensende in Würde und 
Selbstbestimmung zu ermöglichen. Wir wollen 
ein menschenwürdiges Lebensende schwerst-
kranker Menschen sicherstellen und setzen uns 
für einen fl ächendeckenden Ausbau der pallia-
tivmedizinischen Versorgung von wohnortna-
hen Hospizeinrichtungen sowie ambulanten 
Hospizdiensten ein, die sich an den individuel-
len Wünschen und Bedürfnissen, aber auch an 
den Wertvorstellungen der Patientinnen und 
Patienten und ihrer Angehörigen ausrichtet.

Erstklassige medizinische Versorgung für alle

Die Krankenversicherung muss in Zukunft  auch 
unter den Bedingungen des demografi schen 
Wandels eine gute gesundheitliche Infrastruk-
tur sichern und nachhaltig fi nanzieren. Deshalb 
werden wir uns auf Bundesebene weiterhin 
für die solidarische grüne Bürgerversicherung 

starkmachen. Diese kann Strukturdefi zite und 
Gerechtigkeitslücken in der Krankenversiche-
rung schließen sowie die Qualität und Patien-
tinnen- und Patientenorientierung steigern.

Medizinischen Nachwuchs sichern

Wir sind davon überzeugt, dass der Numerus 
clausus als primäre Voraussetzung zur Zulas-
sung zum Medizinstudium nicht allein geeignet 
ist, um die Motivation für und Befähigung zum 
Arztberuf darzustellen. Stattdessen beabsichti-
gen wir, die optimalen Bewerberinnen und Be-
werber verstärkt durch Aufnahmetests für die 
medizinischen Studiengänge zu fi nden. Sowohl 
die Ausbildung als auch der Arztberuf selbst 
müssen patientinnen- und patientenorientier-
ter sowie familienfreundlicher werden.

Konkret wollen wir:

•  wohnortnahe Gesundheitsversorgung 
      stärken,

•  Abwendung des Pfl egenotstands und 
      Einrichtung einer Pfl egekammer,

•  mehr Familienhebammen in Thüringen 
      ausbilden und einsetzen.      ausbilden und einsetzen.

MACH  ES  MÖGLICH.

ZWEITSTIMME  GRÜN!
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II.9. Grüne Kulturpolitik schafft Werte 
für Thüringen

Thüringen lebt von seiner reichhaltigen und 
vielfältigen Kulturlandschaft . Das Kunst- und 
Kulturleben hat lange Tradition und ist Teil des 
überregionalen Renommees des Freistaates. 
Nicht zuletzt ist es ein wichtiger Wirtschaft s-
faktor. Dennoch haben Kunst und Kultur längst 
nicht den politischen Stellenwert in Thüringen, 
den sie verdienen. So fi ndet Kulturpolitik im 
Thüringer Landtag maßgeblich bisher nur dann 
statt, wenn über den Landeshaushalt disku-
tiert wird. In den Thüringer Kommunen ist die 
Finanzlage prekär. Kunst und Kultur werden 
daher oft  nur noch als kostspielige freiwillige 
Leistungen angesehen. Finanzielle Problemla-
gen und Kürzungen sind daher fast überall an 
der Tagesordnung. Dieser Entwicklung werden 
wir mit grüner Kulturpolitik entgegentreten. 
Wir machen uns dafür stark, Kunst und Kultur 
in Thüringen spartenübergreifend zu stärken. 
Dadurch können wieder die nötigen Freiräume 
geschaff en werden, um wichtige gesellschaft li-
che und künstlerische Impulse zu setzen.

Wir von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wollen damit 
den für ein modernes und weltoff enes Land so 
notwendigen intensiven geistigen Austausch, 
das off ene Denken und die kulturelle Vielfalt 
im Land, in den Städten wie in den ländlichen 
Regionen erhalten. Besonderen Stellenwert hat 
für uns die kulturelle Bildung. Wir engagieren 
uns dafür, mehr Menschen als bisher an das 
künstlerische und kulturelle Geschehen heran-
zuführen. Und wir wollen ganz bewusst auch 
eine junge, dynamische und vor allem kreative 
Kultur fördern und damit die kulturelle Vielfalt 
in Thüringen erweitern.

Besser fördern! – Für ein Kulturfördergesetz 
für Thüringen

Transparente und verlässliche Strukturen in der 
Kulturförderung Thüringens sind bisher nicht 
zu erkennen. Das wollen wir in der kommenden 
Legislatur mit einem spartenübergreifenden 
Kulturfördergesetz ändern. Die Förderstruktu-

ren der bedeutsamen überregionalen Kulturin-
stitutionen, z.B. der Theater und Orchester 
sowie der Klassik Stift ung Weimar, sollen dafür 
in den Blick genommen und – wenn nötig – 
sinnvoll neu organisiert werden. Einen weiteren 
Raubbau, wie er in den letzten Jahren an vielen 
Thüringer Theatern und Orchestern stattge-
funden hat, verträgt unsere Kulturlandschaft  
nicht. Wir werden diesen folglich verhindern 
und mittelfristige Planbarkeit sichern. Darüber
hinaus ist es uns wichtig die Breitenkultur, 
Soziokultur, Freie Szene und die kulturelle 
Bildung zu stärken. Dabei darf die vermeintliche 
„Hochkultur“ nicht gegen die unabhängige Kul-
turszene ausgespielt werden. Uns geht es um 
einen angemessenen Leistungsausgleich, der 
positive Anreize zur Kooperation schaff t. Auch 
das Verhältnis von institutioneller und projekt-
bezogener Förderung ist aus unserer Sicht zu 
überdenken.

Kulturelle Bildung nachhaltig verankern

Wir stehen für ein ganzheitliches, lebenslang 
angelegtes kulturelles Bildungskonzept. Kul-
turelle Bildung bedeutet für uns auch nach-
haltige Entwicklung. Damit kulturelle Bildung 
in unseren Bildungseinrichtungen nachhaltig 
verankert werden kann, planen wir, künft ig den 
Kitas und Schulen eigene Budgets für Kunst und 
Kultur zur Verfügung zu stellen. Damit können 
individuelle Kunst- und Kulturkonzeptionen 
umgesetzt werden. Das Bundesprogramm 
„Kulturagenten“* wollen wir für Thüringen 
weiterführen und auf mehr Schulen ausweiten. 
Möglichst viele Kunst- und Kultureinrichtungen 
im Land sollen sich mit ihrer Vielfalt in die kultu-
relle Bildungsarbeit einbringen können. Das ge-
schieht bereits oft  und in vielerlei Hinsicht. Wir 
werden zukünft ig darauf achten, dass sich be-
sonders die durch das Land geförderten Kunst- 
und Kultureinrichtungen im Rahmen ihrer Mög-
lichkeiten für kulturelle Bildung engagieren. 
Schon jetzt sind viele Theater, Orchester und 
Museen in Thüringen in der kulturellen Jugend-
bildung, der kulturellen Erwachsenenbildung 
und anderen Formen der Vermittlung von kul-
turellen und künstlerischen Inhalten und Dar-
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stellungsformen aktiv. Dieser Einsatz verdient 
volle Unterstützung und Förderung.

Unabhängige Freie Szene stärken

Wir haben vor, die Thüringer Kulturszene insge-
samt zu stärken. Dazu dürfen wir neben der in-
stitutionellen Kulturszene die Freie Szene nicht 
aus dem Blick verlieren. Deren Lebendigkeit 
und Vielfalt bedarf gezielter Förderung. Dafür 
wollen wir mehr Freiräume für Kunst und Kultur 
in Städten und auf dem Land schaff en. Diskus-
sionen um die Wertigkeit von Kunstformen und 
Kunstszenen erübrigen sich aus unserer Sicht 
und sollten sich daher auch nicht in der Förde-
rung niederschlagen: Wir brauchen jede Form 
künstlerischen Ausdrucks.

Projektmanagerprogramm* ausbauen – 
Kulturrat stärken

Erforderlich ist eine Neukonzipierung des so-
genannten „Thüringer Projektmanagerpro-
gramms“* für den Kulturbereich. Dazu muss die 
Befristung der Förderung auf mindestens drei 
Jahre verlängert werden. Kulturelle Projekte 
sollten durch eine Aufbau-, Verwirklichungs- 
und Evaluationsphase gekennzeichnet sein, 
damit sie nicht nur transparent, sondern auch 
eff izient ausgestaltet werden können. Dies 
sichert zusätzlich eine gewisse Verlässlichkeit, 
die der Förderung der kulturellen Arbeit unmit-
telbar zugutekommt. Auch eine unterjährige 
Förderung soll ermöglicht werden. Den Thü-
ringer Kulturrat wollen wir stärken, indem er 
als kompetenter Partner wirksamer in die Pro-
jektförderung und Zusammenarbeit mit dem 
zuständigen Ministerium einbezogen wird.

Thüringer Museen fördern

Museen sind herausragende Träger der kultu-
rellen Bildung im Bereich der Heimatpfl ege und 
Wissensvermittlung. Lokal erfolgreiche Aus-
stellungskonzepte, die neben der Tradition vor 
allem auch die kritische Auseinandersetzung 
mit der Gesellschaft  in Gegenwart und Zukunft  
abbilden, wollen wir von Landesseite fördern. 

Kinder und Jugendliche in Schule und Ausbil-
dung sollen kostenfreien Zugang erhalten.

Nach der enormen Reduzierung des Personals 
seit 1990 ist es dringend geboten, weiteren 
Personalabbau zu verhindern. Zudem haben 
wir vor, wieder Perspektiven für gut ausbildete 
Fachkräft e im Museumsbereich zu schaff en, in-
dem wir z. B. ein Programm für Volontärinnen 
und Volontäre aufl egen.

Bibliotheken braucht das Land

Flächendeckende Bibliotheksangebote sind für 
uns eine feste Säule unserer Kulturlandschaft . 
Dort, wo die Finanzierung fester Bibliotheken 
schwierig wird, können regelmäßig verkehren-
de Bibliotheksbusse fl exible Alternativen sein. 
Grundlage für ein attraktives Angebot ist eine 
gemeinsam mit den Bibliotheken entwickelte 
Bibliothekenentwicklungsplanung. Außerdem 
wollen wir den Kommunen über ein Zwei-Säu-
len-Finanzierungsmodell – feste Zuschüsse für 
Anschaff ungen einerseits, Förderung innovati-
ver Ansätze in der kulturellen Zusammenarbeit 
andererseits – mehr Spielräume bei der Förde-
rung der Bibliotheken geben. Wir wollen, dass 
sich mehr öff entliche Bibliotheken an der Thü-
ringer Onlinebibliothek (ThueBIBnet) beteiligen 
und werden dies von Seiten des Landes unter-
stützen.

Musikschulen stärken

Die 25 kommunal getragenen Musikschulen 
leisten einen wertvollen Beitrag für die musi-
kalische Bildung. Derzeit sind jedoch nur ein 
Drittel der Beschäft igten an Musikschulen fest 
angestellt. Das Land und die Kommunen stehen 
in der Verantwortung, diesen Anteil zu erhöhen 
und Qualität in der Bildungsarbeit zu begüns-
tigen. Wir setzen uns deshalb dafür ein, die 
Mittel für die Musik- und Jugendkunstschulen 
anzuheben und in unserem Kulturfördergesetz 
verbindliche Regelungen zur künft igen Finan-
zierung der Musikschulen seitens des Landes 
festzulegen.
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Kulturfi nanzierung transparent und 
auskömmlich gestalten

Die ansteigenden Tarif-, Material- und Betriebs-
kosten machen auch vor den Kulturinstituti-
onen nicht halt. Kultur benötigt daher mehr 
fi nanzielle Mittel. Unser Ziel ist es, die Selbstaus-
beutung in Kunst und Kultur zu verringern und 
eine Professionalisierung zu ermöglichen. Dazu 
wollen wir den kommunalen Finanzausgleich 
kulturfest gestalten. Zurzeit sind kulturelle Leis-
tungen der Kommunen als freiwillige Leistung 
nicht vor Kürzungen geschützt. Wir streben mit 
unserem Kulturfördergesetz an, die Kulturför-
derung zur Pfl ichtaufgabe der Kommunen zu 
erheben, damit die entsprechenden Aufgaben, 
z. B. Theater, Museen, Heimatkultur und Sozio-
kultur, verlässlich fi nanziert werden.

Konkret wollen wir:

•  mit einem Kulturfördergesetz die 
      Förderstrukturen der Kultur in 
      Thüringen vom Kopf auf die Füße 
      stellen,

•  die Freie Szene und kulturelle 
      Bildung stärken,

•  das Projektmanagerprogramm* 
      auf jeweils drei Jahre verlängern.

II.10. Thüringen in Bewegung

Mit grüner Sportpolitik wollen wir bessere Rah-
menbedingungen für Breiten- und Spitzensport 
schaff en und insbesondere den Breitensport 
stärker fördern. Dabei gilt es, die Angebote für 
Kinder und Jugendliche sicherzustellen. Sport 
bedeutet für uns jedoch viel mehr als nur Ver-
einssport. In den Städten haben Kinder zu we-
nige Bewegungsmöglichkeiten direkt vor der 
Tür oder in ihrem Wohnviertel. Wir haben vor, 
Kindern durch Verkehrsberuhigung, bespiel-
bare Elemente auf Kinderwegen und sichere 
Wegenetze zum nächsten Wäldchen wieder 
mehr Freiheit für ihr individuelles Sportpro-
gramm zu geben.

Wir brauchen nicht nur genügend Sportstätten, 
sondern vor allem im Nachwuchsleistungssport 
eine kontinuierliche Förderung von Trainerin-
nen- und Traineranstellungen. Fanprojekte leis-
ten wichtige Arbeit in der Jugendsozialarbeit, 
antirassistischen Bildungsarbeit sowie präven-
tiven Fanarbeit und verdienen deshalb unse-
re volle Unterstützung. Ihre Co-Finanzierung 
durch das Land wollen wir langfristig sicher-
stellen. Der Dialog mit den Fans sollte immer 
im Vordergrund stehen. Die Fankultur ist für uns 
Teil und Ausdrucksform einer lebendigen Zivil-
gesellschaft .

Konkret wollen wir:

•  Breitensport insbesondere im ländli-
chen Raum stärker fördern,

•  Kindern mehr Möglichkeiten für Sport 
und Spiel bieten,

•  Fanprojekte unterstützen.

II. Bildung und Kultur, Familien und Soziales: GRÜN ist für alle da

  Fanprojekte unterstützen.

MACH  ES  MÖGLICH.

ZWEITSTIMME  GRÜN!
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III.1. Für eine offene, inklusive und 
gerechte Gesellschaft

Geschlechtergerechte Demokratie für alle

Gelebte Gleichberechtigung ist ebenso wie 
echte Gleichstellung nach wie vor ein unein-
gelöstes Versprechen in Thüringen. Die letzten 
Jahre verdeutlichen: Eine Ministerpräsidentin 
an der Spitze des Landes ist noch lange keine 
Garantin für gelebte Geschlechterdemokra-
tie. Wirklich zukunft sfähige Politik umfasst 

einen diff erenzierten Blick auf die Geschlech-
ter – mit Geschlechtergerechtigkeit, Antidis-
kriminierungsarbeit und der nachdrücklichen 
Förderung von Frauen. Eine Demokratie der 
Gleichheit, frei von Diskriminierung, ist die 
Verwirklichung gesellschaft licher Freiheit, von 
der alle Bürgerinnen und Bürger profi tieren. 
Konkret bedeutet das, der Benachteiligung von 
Frauen in vielen Bereichen entgegenzuwirken – 
angefangen bei der schlechteren Bezahlung von 

Freiheit ist für uns vor allem Auft rag, sich für die Freiheit derjenigen Menschen einzuset-
zen, die sie aus unterschiedlichsten Gründen nicht haben oder eingebüßt haben. Menschen, 
die unter häuslicher Gewalt leiden, brauchen Schutz – genauso wie die Opfer von Zwangs-
prostitution, über die die Landesregierung zu wenige Informationen hat. Die Freiheit, hier 
zu bleiben, wollen wir Flüchtlingen geben, die nach wie vor in unwürdige Verhältnisse 
abgeschoben werden. Schwule und Lesben stoßen noch immer an Grenzen, ihre Lebensform 
frei zu leben. Ein Aktionsplan, der die Schulen als Orte der Aufklärung einbezieht, ist ein 
erster richtiger Schritt. Aufklärung ist Daueraufgabe auch bei der Bekämpfung des Rechts-
extremismus.

Frei von Barrieren – für zahlreiche Menschen mit Behinderungen ist das in vielen Bereichen 
ein nicht eingelöstes Versprechen. Wir wollen Barrierefreiheit zügiger umsetzen. Oft  sind 
es nur Kleinigkeiten, die aus Unachtsamkeit vergessen werden und zu unnötigen Barrieren 
führen.

Bei der Gleichstellung von Frauen kommen wir viel zu langsam voran. Da wo Freiwilligkeit 
nichts ändert, sind wir für die Einführung von abgestuft en Quotenregelungen.

Informationsfreiheit und Transparenz beim Handeln von Politik und Verwaltung – einer 
großen Anzahl von Bürgerinnen und Bürgern werden sie nach wie vor vorenthalten. Wir 
stehen dafür, dass sich Menschen ihre gesetzlich zustehenden Informationsrechte nicht 
mühsam erkämpfen müssen. Wir engagieren uns dafür, dass Menschen mitreden und 
mitentscheiden können, auch über die Zukunft  Thüringens. Eine Gebietsreform führt nur zu 
Akzeptanz, wenn wir sie mit den Menschen gemeinsam gestalten. Dass Bürgerinnen und 
Bürger nicht über ein Gesetz entscheiden dürfen, weil es den Haushalt betriff t, ist aus 
unserer Sicht nicht nachvollziehbar.

III. Freiheit bewahren und Zukunft gestalten
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Frauen und der geringen Frauenerwerbsquote. 
Wir fordern eine geschlechtergerechte Beset-
zung von Stellen in der öff entlichen Verwaltung 
und in öff entlich-rechtlichen Landesgremien 
sowie eine Frauenquote in Aufsichtsräten. Auch 
der Frauenanteil in der Wissenschaft  ist zu er-
höhen. Bei allen politischen Maßnahmen der 
Landesregierung und beim Landeshaushalt ist 
eine Folgenabschätzung hinsichtlich der Gleich-
stellung der Geschlechter (Gender-Budgeting*) 
vorzunehmen.

Antidiskriminierungspolitik für Thüringen

Unsere Gesellschaft  beruht auf dem Prinzip der 
Gleichheit aller. Viel zu oft  aber werden Men-
schen aufgrund ihres Alters, ihres Geschlechts, 
ihrer ethnischen Zugehörigkeit, ihrer Herkunft , 
wegen einer Krankheit bzw. Behinderung, ihrer 
sozialen Stellung oder ihrer sexuellen Orientie-
rung und geschlechtlichen Identität ungleich 
behandelt und diskriminiert.

Wir GRÜNE haben uns zum Ziel gesetzt, ein 
Antidiskriminierungsgesetz für Thüringen zu 
schaff en, welches sich an den europäischen 
Antidiskriminierungsrichtlinien orientiert. Das 
Gesetz soll sowohl alle Beschäft igten innerhalb 
der Landesverwaltungen vor Diskriminierungen 
schützen, als auch alle Bürgerinnen und Bürger 
vor Diskriminierungen durch Bedienstete des 
Freistaats. Wir streben die Einrichtung einer un-
abhängigen Antidiskriminierungsstelle an und 
wollen ein umfassendes Verbandsklagerecht 
gewährleisten.

Thüringen inklusiver

Die Würde des Menschen ist unteilbar, in ihr 
werden unsere Individualität und Vielfalt als 
Geschenk gewürdigt. Dennoch fi nden sich in 
allen Bereichen unseres täglichen Lebens und in 
unseren Köpfen Barrieren und Vorurteile gegen-
über Menschen, insbesondere gegenüber Men-
schen mit Behinderungen. Es sollte unser aller 
Ziel sein, diese Vorurteile und Barrieren, diese 
Diskriminierung abzubauen und zu beseitigen. 
Dass dies keine leichte Aufgabe ist, wissen wir. 

Gleichwohl wollen wir gemeinsam mit den Be-
troff enen die UN-Behindertenkonvention zügig 
umsetzen.

In Thüringen fehlt nach wie vor ein Behinder-
tengleichstellungsgesetz. Sondereinrichtungen
für Menschen mit Behinderungen sollen in 
Thüringen bald der Vergangenheit angehö-
ren, damit alle Menschen gleichberechtigt und 
selbstbestimmt miteinander leben können. Wir 
GRÜNE stehen für eine Politik, die allen Men-
schen, unabhängig von ihren Einschränkun-
gen, Teilhabe und Mobilität ermöglicht. Dafür 
sind Verkehrswege und Bahnhöfe, öff entliche 
Einrichtungen, Sport- und Kulturstätten kon-
sequent barrierefrei zugänglich zu machen. Im 
neuen Behinderten- und Gleichstellungsgesetz 
soll es unserer Meinung nach keinen Kostenvor-
behalt geben.

Keine Angst vor dem demografi schen Wandel

Wir Thüringerinnen und Thüringer leben immer 
länger. Was jeden einzelnen von uns freut, stellt 
unser Land vor neue Herausforderungen. Poli-
tik muss die Folgen des demografi schen Wan-
dels stärker in den Blick nehmen und die resul-
tierenden Veränderungen im gesellschaft lichen 
Zusammenleben aktiv gestalten. Mit unserer 
grünen Politik unterstützen wir Menschen, die 
sich für neue Wohnformen im Alter und das Zu-
sammenleben unterschiedlicher Generationen 
einsetzen,  bspw. in Nachbarschaft s- oder in 
Freiwilligenzentren. Darüber hinaus möchten 
wir die dafür nötige soziale und technische In-
frastruktur und Eigeninitiativen fördern, kleine 
soziale Netze aufbauen und die Menschen in die 
Gestaltung ihrer Wohnquartiere einbeziehen. 
Unser Ziel ist es, allen Menschen auch im hohen 
Alter die Gelegenheit für ein selbstbestimmtes 
und eigenverantwortliches Leben zu bieten.

Wir streben kleine, barrierefreie und – im Be-
darfsfall – betreute Wohneinheiten für alte und 
pfl egebedürft ige Menschen an: sowohl in den 
Städten als auch auf dem Land. In den großen 
Städten wollen wir generationenübergreifende 
Wohn- und Stadtteilprojekte voranbringen, wie 

III. Freiheit bewahren und Zukunft  gestaltenIII. Freiheit bewahren und Zukunft  gestalten
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sie in anderen Bundesländern teilweise bereits 
realisiert wurden.

Mobilität ist gerade im Alter ein hohes Gut und 
Ausdruck von Selbstbestimmung und Teilhabe. 
Auch hier bedarf es alternativer Denkweisen 
und neuer Antworten: Der ÖPNV sollte nicht 
weiter reduziert, sondern verbessert und aus-
gebaut werden. Es ist unumgänglich, die be-
sonderen Bedürfnisse älterer Menschen bei der 
Verkehrsgestaltung, der Stadtplanung, der ge-
sundheitlichen Versorgung, dem Verbraucher-
schutz und durch das Angebot spezifi scher Pro-
dukte und Dienstleistungen zu berücksichtigen.

Demografi scher Wandel darf nicht länger als 
Schrecken an die Wand gemalt werden. Viel-
mehr muss er als Auff orderung für Veränderung 
und Anpassung verstanden werden. Nur so wird 
es uns gelingen, Thüringen für alle bis ins hohe 
Alter lebenswert zu gestalten.

Thüringen unter dem Regenbogen

So vielfältig wie die Thüringerinnen und Thürin-
ger sind, so vielfältig ist auch ihre Art zu leben 
und zu lieben. Jeder Mensch, jede Liebe, die 
auf gegenseitiger Achtung und auf Augenhöhe 
beruht, verdient unseren Respekt. Oft  erfahren 
aber gerade junge Menschen, deren Liebes- 
oder Lebensentwürfe sich von denen der Mehr-
heit abheben, Ausgrenzung, Diskriminierung 
oder seelische und/oder körperliche Gewalt. Wir 
haben vor, mit einem „Thüringer Aktionsplan 
für Akzeptanz und Vielfalt“ Antidiskriminie-
rungspolitik zu einer Querschnittsaufgabe zu 
machen und damit an einem gesellschaft lichen 
Klima der Off enheit und des Respekts gegen-
über Lesben, Schwulen, Bisexuellen, Trans-
sexuellen, Transgender und intergeschlecht-
lichen Menschen (LSBTTI) zu arbeiten. In die 
Entwicklung des Programms werden wir die 
breite Vielfalt der Vereine und Initiativen im 
LSBTTI-Bereich einbeziehen und ihr zivilgesell-
schaft liches Engagement durch kontinuierliche 
Förderung verstetigen.

Unsere besondere Aufmerksamkeit gilt der 

Aufklärung und Bildungsarbeit, denn Off enheit 
und Respekt beginnen bereits auf dem Schul-
hof. Damit lässt sich Vorurteilen begegnen, be-
vor sie entstehen, und der Wert gegenseitiger 
Akzeptanz vermitteln. Die Vielfalt von familiä-
ren Lebensentwürfen, von sexuellen Orientie-
rungen und geschlechtlichen Identitäten soll 
fächerübergreifend thematisiert werden. Wir 
unterstützen die Arbeit von Schulaufklärungs-
projekten.

Wir von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN setzen uns für 
die Öff nung der Ehe und das volle Adoptions-
recht für gleichgeschlechtliche Partnerschaft en 
ein. Dafür werden wir uns auch im Bund stark 
machen. Auf Landesebene wollen wir Prakti-
ken und Regelungen, die gleichgeschlechtliche 
Partnerschaft en und Regenbogenfamilien dis-
kriminieren, aus Gesetzen, Verordnungen und 
Verwaltungsvorschrift en tilgen. Wir engagieren 
uns auch für die Abschaff ung des Blutspende-
verbots für schwule Männer und beabsichtigen, 
lesbischen Paaren den gesetzlich geregelten 
Zugang zur künstlichen Befruchtung zu ermög-
lichen.

Menschen, die in ihrer Heimat wegen ihrer sexu-
ellen Orientierung oder geschlechtlichen Iden-
tität verfolgt oder unterdrückt werden, wollen 
wir in Thüringen ein Zuhause bieten und dafür 
die entsprechenden Richtlinien zur Aufnahme 
von Asylsuchenden ändern.

Willkommen in Thüringen

Thüringen braucht eine neue Willkommens-
kultur. Viel zu oft  erfahren Menschen ausländi-
scher Herkunft  im Alltag Zurückweisungen und 
Diskriminierung durch Politik, Verwaltung und 
andere Institutionen. Dabei sollten Menschlich-
keit, Akzeptanz und ein herzliches Willkommen 
für alle selbstverständlich sein. Wir wollen, dass 
Thüringen ein weltoff enes Land ist. Das muss 
sich auch in der Politik des Landes widerspie-
geln. Eine humane Flüchtlings- und Asylpolitik, 
bei der die Bedürfnisse und die Selbstbestim-
mung der Menschen im Mittelpunkt stehen, ist 
für uns selbstverständlich. Diskriminierende 
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Regelungen werden wir abschaff en. Denn für 
uns gilt: Kein Mensch ist illegal!

Es gibt viele Gründe, warum Menschen bei uns 
Zufl ucht suchen: Krieg im Heimatland, Um-
weltzerstörung, Verfolgung, gesellschaft liche 
Diskriminierung, extreme Arbeitslosigkeit, un-
zureichende Gesundheitsversorgung und feh-
lende Bildungschancen. Wir GRÜNE setzen auf 
Bundes- und Landesebene alles daran, dass 
bspw. die Minderheitenangehörigen der Roma, 
Ashkali und Balkan-Ägypterinnen und –Ägyp-
ter* nicht mehr abgeschoben werden und 
ihnen ein dauerhaft es Bleiberecht gewährt 
wird. Auch den Familiennachzug von Flüchtlin-
gen aus Syrien wollen wir erleichtern.

Unser Ziel ist, dass die Asylsuchenden und ihre 
Familien in Thüringen ein möglichst selbstbe-
stimmtes Leben führen können. Noch immer 
werden in zwei Landkreisen Thüringens Gut-
scheine statt Bargeld an Flüchtlinge vergeben. 
Damit können Flüchtlinge nur in bestimmen 
Läden einkaufen und bekommen Restbeträge 
oft mals nicht ausgezahlt. Wir kämpfen dafür, 
dass diese entmündigende Praxis in Thüringen 
endgültig abgeschaff t wird. Außerdem stehen 
wir für eine menschenwürdige und konsequent 
dezentrale Unterbringung von Flüchtlingen in 
Wohnungen. Wir werden daher die oft  maroden 
und kaum Privatsphäre bietenden Gemein-
schaft sunterkünft e schließen. Im Bund setzen 
wir uns für die Abschaff ung des diskriminieren-
den Asylbewerberleistungsgesetzes ein. Dieses 
regelt auch die Gesundheitsversorgung der 
Flüchtlinge. In Thüringen wollen wir daher eine 
Lösung fi nden, die Flüchtlingen den Zugang 
zu medizinischer Versorgung weitestgehend 
selbstbestimmt und unkompliziert ermöglicht.

Vor allem für besonders schutzbedürft ige Men-
schen stellt die Praxis der Abschiebehaft  eine 
schwere Belastung dar. Wir streben an, diese 
repressive und oft  diskriminierende Praxis zu 
beenden und engagieren uns bis zur endgül-
tigen Abschaff ung der Abschiebehaft  auf Bun-
des- und Europaebene dafür, dieses Instrument 
deutlich zu entschärfen. Anstelle von Abschie-

behaft  planen wir, einfache Meldepfl ichten ein-
zuführen.

Gerade Migrantinnen und Migranten, Flüchtlin-
ge und Asylsuchende benötigen unsere Unter-
stützung, um selbstbestimmt leben und um-
fassend teilhaben zu können. Wir wollen ihre 
Selbstorganisation und Integration umfassend 
unterstützen. Der Spracherwerb ist hier ganz 
entscheidend. Daher haben wir vor, Sprachkur-
se für alle von Anfang an anzubieten. Darüber 
hinaus setzen wir uns für eine stärkere Verzah-
nung von Frauen- und Kinderschutz ein. Kinder, 
die von häuslicher Gewalt direkt oder indirekt 
betroff en sind, brauchen ausreichende Bera-
tungs- und Hilfsangebote, die mit denen der 
Frauenhilfestrukturen eng verbunden werden 
sollten.

Im Bundesrat machen wir uns dafür stark, Frau-
en und Mädchen, die im Ausland gegen ihren 
Willen verheiratet werden, ein Rückkehrrecht 
nach Deutschland zu bieten. Ebenso wollen wir 
Menschen, die als Ehepartnerinnen und Ehe-
partner nach Thüringen kommen, auch nach 
einer möglichen Scheidung ein eigenständiges 
Bleiberecht erhalten können.

Frauen vor Gewalt schützen

Wir räumen dem Schutz vor Gewalt gegen 
Frauen und Mädchen oberste Priorität ein und 
wollen den Opfern rechtsverbindlich Schutz 
und Hilfen bereitstellen. Dafür braucht es aus-
reichend Frauen- und Mädchenhäuser und qua-
lifi zierte Beratungsstellen. Wir GRÜNE unter-
stützen die Forderung nach einer bundesweit 
einheitlichen, bedarfsdeckenden und unbüro-
kratischen Frauenhausfi nanzierung. Sollte eine 
solche Regelung auf Bundesebene nicht zustan-
de kommen, werden wir ein entsprechendes 
Landesgesetz auf den Weg bringen.
Um Frauenhandel und Zwangsprostitution 
wirksam zu bekämpfen, sind die Betroff enen zu 
stärken. Ein dauerhaft es Bleiberecht für sie ist 
unentbehrlich.

III. Freiheit bewahren und Zukunft  gestaltenIII. Freiheit bewahren und Zukunft  gestalten
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Konkret wollen wir:

•  Gender-Budgeting* im Landeshaushalt 
      verwirklichen,

•  eine echte Willkommenskultur in 
      Thüringen durch Abschaff ung 
      diskriminierender Regelungen 
      etablieren,

•  einen „Thüringer Aktionsplan für   
      Akzeptanz und Vielfalt“ und ein 
      Antidiskriminierungsgesetz.

III.2. Für eine starke Zivilgesellschaft 
gegen rechts

Die im November 2011 aufgedeckte rassistische 
Mordserie und die weiteren terroristischen Ver-
brechen des Nationalsozialistischen Untergrun-
des (NSU) haben uns alle zutiefst erschüttert, 
zeigten sie uns doch eine neue Dimension rech-
ter Gewalt. Menschenfeindlichkeit jeglicher Art 
lauert jedoch nicht allein am rechten Rand, viel 
zu oft  hat sie ihren Ursprung in der Mitte der Ge-
sellschaft . Wir GRÜNE stehen nicht erst seit der 
Selbstenttarnung des NSU für entschlossenes 
Eintreten gegen Rechtsextremismus und strei-
ten für die Werte einer freien, demokratischen 
und pluralistischen Gesellschaft . Wir wollen 
zivilgesellschaft liches Engagement gegen Fa-
schismus, Antisemitismus und Menschenfeind-
lichkeit fördern und nach Kräft en unterstützen.

Zivilgesellschaft  stärken, extreme Rechte 
bekämpfen

Faschismus, Antisemitismus und die verschie-
denen Ausprägungen gruppenbezogener Men-
schenfeindlichkeit sind keine Phänomene an 

den Rändern der Gesellschaft . Sie haben ihre 
Ursprünge mitten unter uns. Erhebungen wie 
der jährliche Thüringen-Monitor* verdeutli-
chen immer wieder, wie weit verbreitet Res-
sentiments sind und wie gering nach wie vor 
das Vertrauen in demokratische, staatliche und 
zivilgesellschaft liche Institutionen ist.

Gerade deshalb wollen wir zivilgesellschaft li-
ches Engagement gegen jegliche Formen des 
Rechtsextremismus und gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit fördern. Hierzu gehört 
vor allem eine Kultur der Anerkennung durch 
Politik und Verwaltung, welche das Engage-
ment und den persönlichen Einsatz vor Ort 
stärkt und unterstützt. Gleichzeitig stehen wir 
für eine verlässliche und solide Finanzierung 
von zivilgesellschaft lichen Initiativen und Pro-
jekten gegen Rechtsextremismus. Eine Krimina-
lisierung dieses wichtigen Engagements lehnen 
wir ab.

Wir setzen vielmehr auf eine wirksame Stär-
kung der Demokratie und ihrer Institutionen, 
ganz besonders aber auf Demokratie- und Men-
schenrechtsbildung. Wir werden die antirassis-
tische und demokratische Bildung an Schulen 
und in der Jugendarbeit fördern. Kürzungen in 
diesem Bereich, namentlich z.B. bei der Landes-
zentrale für politische Bildung, wird es mit uns 
nicht geben. Außerdem ist es unser Ziel, eine 
lebendige Aufarbeitungs- und Erinnerungs-
kultur zu etablieren. Wir lehnen Bildungs- und 
Präventionsarbeit durch das Landesamt für 
Verfassungsschutz entschieden ab. Aus diesen 
Gründen soll das Thüringer Landesprogramm 
für Demokratie, Toleranz und Weltoff enheit 
in ein echtes und ausschließliches Programm 
gegen extreme Rechte, Rassismus, Fremden-
feindlichkeit, Antisemitismus und alle Formen 
gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit um-
gearbeitet werden.

Ehrenamtliches Engagement

Wer sich ehrenamtlich engagiert, braucht 
Unterstützung. Dafür stehen wir GRÜNE! Das 
Engagement in Sportvereinen, im Naturschutz, 

      Antidiskriminierungsgesetz.
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in der Feuerwehr, in Kinder- und Jugendver-
bänden, in Kultur- und Musikvereinen, sozialen 
Organisationen und Kirchen ist uns besonders 
wichtig. Für uns ist ehrenamtliches Engagement 
ein Kernstück der aktiven Bürgergesellschaft .

Wir GRÜNE wollen eine wirkliche Anerkennung 
des Wertes und der Wirkung des Engagements 
und der inhaltlichen Arbeit der Engagierten. Wir 
wollen dafür sorgen, dass das Gemeinwesen in 
Thüringen in den vielfältigsten Bereichen, sei 
es in Vereinen oder bei der individuellen Unter-
stützung von Einzelnen, solidarischer und de-
mokratischer wird.

Konkret wollen wir:

•  eine solide Finanzierung von Projekten 
      gegen Rechtsextremismus,

•  Stärkung der Landeszentrale für 
      politische Bildung,

•  stärkere Anerkennung von 
      ehrenamtlichem Engagement.

III.3. Demokratie lebt von der Beteili-
gung der Bürgerinnen und Bürger

Die Wurzeln von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
liegen in einer aktiven Bürgerschaft sbewegung 
– wir verstehen uns seit jeher als Partei der 
Bürger- und Freiheitsrechte. Demokratische 
Beteiligung umfasst für uns mehr als nur den 
regelmäßigen Gang zur Wahlurne. Sie ist die 
aktive Teilnahme der Menschen an der Gestal-
tung unseres Gemeinwesens. Hürden, die die-
ser Beteiligung entgegenstehen, wollen wir ab-
bauen, das zivilgesellschaft liche Engagement 

der Bürgerinnen und Bürger fördern und damit 
die Akzeptanz der Demokratie stärken. Auf 
Kommunal- und Landesebene werden wir mehr 
direkte demokratische Beteiligung ermögli-
chen: Wir streben an, dass die Bürgerinnen und 
Bürger besser informiert, gehört und aktiv in 
Planungsprozesse einbezogen werden. Wir fan-
gen damit im Landtag an und lassen alle Aus-
schüsse grundsätzlich öff entlich tagen.

Mitsprache ermöglichen

Gelebte Demokratie erfordert eine Kultur des 
Gehörtwerdens. Die Beteiligung der Bürge-
rinnen und Bürger darf nicht als störende Ein-
mischung verstanden werden. Wir wollen die 
direkte Demokratie in Thüringen stärken. Die 
Hürden für Volksbegehren und Bürgeranträge 
sollen gesenkt und das Finanztabu für Volks-
begehren* aufgehoben werden. Große Projek-
te jeder Art bedürfen der Unterstützung der 
Bürgerschaft . Wir haben uns daher zum Ziel 
gesetzt, ihre frühzeitige Beteiligung in Raum-
ordnungs- und Planfeststellungsverfahren zu 
ermöglichen. Auch vor Ort – in den Städten, 
Gemeinden und Kreisen – sollen Bürgerbegeh-
ren und -entscheide den Menschen eine Gele-
genheit für mehr Mitsprache bieten.

Transparente Politik in den Kommunal- und 
Landesparlamenten

Transparente, nachvollziehbare Entscheidungs-
prozesse sind eine wesentliche Voraussetzung 
für die Akzeptanz politischer Entscheidungen 
durch die Betroff enen. Hinterzimmerpolitik 
steht zu Recht in schlechtem Ruf, denn sie ver-
hindert eine wirksame Kontrolle der politischen 
Akteurinnen und Akteure. Wir wollen daher 
öff entliche Ausschusssitzungen der Kommu-
nal- und Landesparlamente als Standard fest-
legen, wie dies bereits in vielen anderen Bun-
desländern üblich ist. Lediglich der Schutz von 
Persönlichkeitsrechten und der Datenschutz 
sollen eine nicht öff entliche Sitzung begründen. 
Darüber hinaus planen wir, den Kommunen 
das Recht zuzusprechen, alle Unterlagen auch 
vor einer Befassung in den Räten zu veröff ent-
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lichen, sofern nicht andere gesetzliche Rege-
lungen dem entgegenstehen. Für Mitglieder 
der Kommunalparlamente ist ein erweitertes 
Auskunft srecht gegenüber den Verwaltungen 
angedacht. Weiterhin setzen wir uns für eine 
Überarbeitung des Regelwerkes für Bürgerbe-
gehren und Bürgerentscheide ein. Wir wollen 
insbesondere das Ratsbegehren und einen 
Alternativvorschlag bei Bürgerentscheiden 
durch den Rat ermöglichen. Das Verbot der 
Kopplung von Bürgerentscheiden an Kommu-
nalwahltermine soll aufgehoben werden.

Umfassende Reformen zusammen mit den 
Bürgerinnen und Bürgern gestalten

Kaum jemand bezweifelt noch, dass aufgrund 
der demografi schen und fi nanziellen Entwick-
lung im Freistaat erheblicher Reformbedarf hin-
sichtlich der Gebiets- und Verwaltungsstruktur 
besteht. Bei dem „Wie“ gibt es allerdings un-
terschiedliche Auff assungen. Wir GRÜNE stehen 
für Transparenz  – gemeinsam mit den Bürgerin-
nen und Bürgern muss eine ehrliche Diskussion 
zum Thema Verwaltungs- und Gebietsreform 
geführt werden.

Wir sind der Ansicht, dass eine solche Reform 
einen Beitrag zur Stabilisierung der Landes- 
und der Kommunalhaushalte leistet. Überdies 
kann sie Grundlage für eine schlankere, tragfä-
hige Verwaltungsstruktur sein, die auch lang-
fristig mit den zur Verfügung stehenden und 
knapper werdenden Mitteln fi nanzierbar ist. 
Wir wollen daher einen Vorschlag für die Thü-
ringer Gebietsstruktur mit direkter Beteiligung 
der betroff enen Menschen und Kommunen 
entwickeln. Das Selbstverwaltungsrecht der 
Gemeinden soll damit gestärkt und eine ihren 
Aufgaben angemessene Finanzausstattung 
garantiert werden. Für die Reform der Verwal-
tungsstrukturen bedarf es der frühzeitigen Ein-
bindung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 
Eine fortlaufende Aufgabenkritik durch unab-
hängige Stellen auf allen Verwaltungsebenen 
ist unverzichtbar.

Die Sorgen der Thüringerinnen und Thüringer 

nehmen wir ernst: Bei allen Reformbestre-
bungen werden wir berücksichtigen, dass die 
Verwaltung für die Menschen mühelos an-
sprechbar ist. Eine bürgernahe Verwaltung 
muss dabei nicht zwingend vor der Haustür 
liegen: Die Einrichtung von Bürgerbüros sowie 
der Einsatz mobiler Angebote, z.B. das „Rol-
lende Rathaus“ und der Ausbau elektronischer 
Verwaltungsverfahren, bieten dafür eine gute 
Basis. Die zukünft igen Strukturen dürfen den 
Anreiz, sich ehrenamtlich in der Kommunalpoli-
tik zu engagieren, durch regionale Distanz nicht 
mindern. Hier sind kluge Konzepte erforderlich, 
die zusammen mit den Bürgerinnen und Bür-
gern entwickelt werden.

Jugend eine Stimme geben – Wahlrecht ab 16

Wir wollen nicht nur mehr, sondern auch früher 
Demokratie wagen. Viele politische Entschei-
dungen betreff en die Lebensgestaltung junger 
Menschen, ohne dass Jugendliche durch ein 
aktives Wahlrecht Einfl uss nehmen können. 
Aus diesem Grund streben wir an, das Wahlalter 
abzusenken und Jugendlichen ab dem vollen-
deten 16. Lebensjahr die Möglichkeit zu geben, 
bei Kommunal- und Landtagswahlen abzustim-
men. Auch Bürgerinnen und Bürger ausländi-
scher Herkunft  sind von den Entscheidungen 
der Politik in ihrer Lebensgestaltung betroff en 
– ihnen möchten wir im Rahmen der Gestal-
tungsmöglichkeiten auf Landesebene mehr 
Mitbestimmung bieten und auf kommunaler 
Ebene das Wahlrecht für Drittstaatsangehörige 
schaff en.

Landtagswahlrecht reformieren

Wir setzen uns für eine Reform des Landtags-
wahlrechts ein, so dass der Einfl uss der Wäh-
lerinnen und Wähler auf die personelle Zusam-
mensetzung des Landtages gestärkt wird.

Mehr Demokratie auf Bundesebene und 
in Europa wagen

Auf Bundesebene setzen wir uns weiterhin in-
tensiv für die Einführung von Volksbegehren 
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und Volksentscheiden ein. Thüringens Zukunft  
liegt in Europa. Vom Klimawandel bis zum 
Datenschutz gilt: Unsere gesellschaft lichen 
Herausforderungen machen nicht an nationa-
len Grenzen halt. Nur gemeinsam sind wir in der 
Lage, Krisen zu überwinden und gestärkt aus ih-
nen hervorzugehen. Für viele Bürgerinnen und 
Bürger ist jedoch nicht klar, wie europäische 
Entscheidungen zu Stande kommen und wer 
für sie verantwortlich ist. Wir GRÜNE wollen die 
Europäische Union transparenter, demokra-
tischer und bürgernaher machen. Mit der Eu-
ropäischen Bürgerinitiative steht erst-
mals ein Instrument der direkten Bürger-
beteiligung zur Verfügung, das wir verbes-
sern und erweitern wollen. Gleichzeitig 
wollen wir das Europäische Parlament im 
europäischen Institutionengefüge weiter stär-
ken.

Eine lebendige und wirkungsvolle europäische 
Demokratie bedeutet, dass Entscheidungen auf 
der Ebene getroff en werden, die eff ektiv und 
mit der höchsten Legitimität agiert. Das kann 
in Brüssel geschehen, aber eben auch in Berlin 
oder in Thüringen und den einzelnen Gemein-
den. Wir brauchen handlungsfähige Regionen 
und eine bessere Zusammenarbeit der Ebenen. 
Deshalb setzen wir uns dafür ein, dass Euro-
pa stärker als bisher vor Ort stattfi ndet. Wir 
wollen Ideen und überregionale Projekte, die 
direkt aus der Bevölkerung kommen, mit Mit-
teln aus den EU-Strukturfonds fördern. Euro-
pa lebt von den Bürgerinnen und Bürgern, die 
die europäische Idee befürworten und weiter 
tragen. Bestehende Initiativen wie Schüleraus-
tauschprogramme oder Europaschulen leisten 
bereits heute viel dafür. Wir wollen sie ausbau-
en und so das europäische Bewusstsein aktiv 
fördern.

Konkret wollen wir:

•  die Thüringer Gebiets- und 
      Verwaltungsstrukturen gemeinsam 
      mit den Bürgerinnen und Bürgern 
      gestalten,

•  mehr Mitsprache, Beteiligung und 
      Transparenz in der Kommunal- und 
      Landespolitik,

•  eine Absenkung des Wahlalters auf 
      16 Jahre.

III.4. Für eine moderne, bürgerinnen- 
und bürgernahe Verwaltung

Verwaltung ist für die Bürgerinnen und Bürger 
da – nicht umgekehrt. Sie ermöglicht Freiheit 
und beschränkt sie nicht. In den vergangenen 
Jahren hat es gerade auf lokaler Ebene sicht-
bare Erfolge bei der Realisierung einer bür-
gerinnen- und bürgernahen, transparenten 
und eff izienten Verwaltung gegeben. Diesen 
Weg wollen wir weitergehen: Trotz sinkender 
Bevölkerungszahlen und des voranschreiten-
den demografi schen Wandels streben wir eine 
Verwaltung an, die als Dienstleisterin für die 
Bürgerinnen und Bürger erreichbar ist und als 
Sachwalterin für die Belange der Kommunen, 
Kreise und des Freistaates auft ritt. Dabei setzen 
wir nicht zuletzt auf die Möglichkeiten der Ver-
netzung und elektronischen Kommunikation 
unter Wahrung strenger datenschutzrechtlicher 
Standards. Diese „Verwaltung 2.0“ soll die tra-
ditionellen Angebote ergänzen, nicht ersetzen. 
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Die Bürgerinnen und Bürger informieren

Um staatliches Handeln wirklich transparent 
zu gestalten, werden wir ein neues und weit-
reichendes Informationsfreiheitsgesetz im Frei-
staat anregen. Das bestehende Thüringer Infor-
mationsfreiheitsgesetz bedarf tief greifender 
Überarbeitung. Bürgerinnen und Bürger sollen 
mehr Informationen über das Handeln von Po-
litik und Verwaltung zugänglich gemacht wer-
den, die Stärkung der Informationsrechte der 
Bürgerinnen und Bürger wollen wir in den Mit-
telpunkt stellen. Antragsfristen und Gebühren 
behindern dieses Ansinnen und werden deshalb 
so weit wie möglich entfallen. Im Ergebnis lässt 
sich mit diesem Gesetz durch umfassende In-
formationsrechte der Bürgerinnen und Bürger 
Steuerverschwendung vorbeugen, Vertrauen 
in Politik und Verwaltung ausbauen und Mitbe-
stimmung erleichtern.

Abgaben bürgerinnen- und bürgerfreundlich 
gestalten

Abgaben beim Straßenausbau oder im Abwas-
serbereich sind ein stetes Ärgernis für die Bür-
gerinnen und Bürger und in ihrer Ausgestaltung 
ungerecht – nicht selten bedrohen sie die Exis-
tenz. Wir von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN haben 
vor, dieses antiquierte System zu reformieren. 
Alle Bürgerinnen und Bürger sollen sich solida-
risch an der Finanzierung von Infrastrukturein-
richtungen beteiligen, z.B. beim Straßenausbau 
oder bei Abwasserleitungen, da diese von vielen 
Menschen gemeinschaft lich genutzt werden. 
Hierfür setzen wir auf sozial verträgliche Rege-
lungen, die sowohl das Solidaritätsprinzip als 
auch das VerursacherInnenprinzip stärker be-
rücksichtigen. Auf diese Weise wird die Gesamt-
belastung für alle niedrig gehalten und die Las-
ten des Infrastrukturausbaus werden nicht auf 
nachfolgende Generationen verschoben.

Konkret wollen wir:

•  das Abgabensystem beim Straßenbau 
      und im Abwasserbereich reformieren,

•  ein neues Informationsfreiheitsgesetz 
      für Thüringen,

•  eine einfacher erreichbare, vernetzte 
      Verwaltung.

III.5. Für eine gute Justiz- und Sicher-
heitspolitik

Wir machen uns für eine Innen- und Rechts-
politik mit präventivem Charakter stark, die 
diff erenzierte Strategien für urbane Zentren 
und den ländlichen Raum verfolgt.

Für eine gerechte und unabhängige Justiz

Wir stehen für eine eff iziente, bürgerinnen- und 
bürgernahe Justiz. Der Weg zum Gericht muss 
allen Bürgerinnen und Bürgern off enstehen. 
Rechtsberatung und die gerichtliche Durchset-
zung eigener Ansprüche dürfen nicht am Geld 
scheitern. Wir sehen deshalb mit Sorge, dass 
die Erteilung von Rechtsberatungsscheinen an 
Bedürft ige immer restriktiver gehandhabt und 
eine Einschränkung der Prozesskostenhilfe 
diskutiert wird – hier bedarf es nötiger Korrek-
turen.

Darüber hinaus sollte sich der Zuschnitt der 
Amtsgerichts- und Landgerichtsbezirke an den 
Notwendigkeiten einer Gebiets- und Struktur-
reform orientieren.

MACH  ES  MÖGLICH.

ZWEITSTIMME  GRÜN!
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Umweltkriminalität

Für den Bereich der Umweltkriminalität fordern 
wir die Schaff ung einer Schwerpunktstaatsan-
waltschaft  „Umwelt“, die über die notwendige 
Sachkenntnis und das dazugehörige Fachper-
sonal verfügt. Zudem sollte für Verwaltungs-
behörden eine Anzeigepfl icht für Umweltstraf-
taten bestehen.

Jugendstrafrecht

Wir lehnen eine Verschärfung des Jugendstraf-
rechtes ab. Das Modell der Jugendstation, wie 
es in Jena und Gera erfolgreich genutzt wird, 
wollen wir auch für Nord- und Südthüringen 
einführen. Den Neubau der gemeinsamen 
Justizvollzugsanstalt mit Sachsen in Chemnitz 
werden wir kritisch begleiten, auch im Hinblick 
auf eine energetische Ausrichtung des Baus am 
Passivhausstandard. Für Südthüringen muss 
die Zukunft  der bestehenden Vollzugsanstalten 
strukturell neu gedacht werden.

Vertrauen in die Polizei stärken

Das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in 
die Polizei ist ein hohes Gut, das durch Transpa-
renz und Nähe zu den Bürgerinnen und Bürgern 
weiter gefestigt werden kann. Wir leben in einer 
Zeit, in der bei vielen Menschen der Eindruck 
besteht, sie müssten einen Teil ihrer Freiheits-
rechte zugunsten der inneren Sicherheit auf-
geben. Dem wollen wir durch eine Novellierung 
des Thüringer Polizeiaufgabengesetzes entge-
genwirken. Nachrichtendienstliche Methoden 
und polizeiliche Ermittlungen dürfen nicht mit-
einander vermischt werden. Der reine Verdacht 
darf als Grundlage für die Verletzung der Privat-
sphäre, z. B. durch Telefonüberwachung, nicht 
ausreichen. Freiheit und Sicherheit schließen 
sich nicht aus.

Nicht immer sind Polizeikräft e davor gefeit, 
im Dienst Fehler zu begehen oder gegen das 
Verhältnismäßigkeitsgebot zu verstoßen. Wir 
wollen eine unabhängige Beschwerdestelle 
schaff en, um Vorwürfe aufklären zu können. 

Auf diesem Wege können auch Polizistinnen 
und Polizisten vor ungerechtfertigten Anschul-
digungen geschützt und das Vertrauen in die 
Polizeiarbeit gestärkt werden. Das verpfl ichten-
de Tragen von individualisierten Dienstnum-
mern bei öff entlichen Polizeieinsätzen kann 
dieses Anliegen unterstützen.

Die Zusammensetzung der Polizei sollte den 
Querschnitt der Gesellschaft  widerspiegeln. 
Wir möchten diese Vielfalt ausbauen und spre-
chen uns daher für die Erhöhung des Anteils von 
Frauen und von Menschen mit Migrationshinter-
grund in der Polizei aus.

Der Polizeieinsatz ist mit hohen körperlichen 
und psychischen Belastungen verbunden. 
Wir setzen uns dafür ein, die Gesundheitsvor-
sorge zu intensivieren und den polizeipsy-
chologischen Dienst auszubauen. Durch eine 
Betriebsklimastudie können Arbeitsabläufe, 
Arbeitszufriedenheit und besondere Belas-
tungen bei der Thüringer Polizei erfasst wer-
den und auf diesem Weg zur Verbesserung der
Arbeitsbedingungen beitragen. Im Rahmen der 
fi nanziellen Möglichkeiten setzen wir uns für 
den schrittweisen Abbau des Beförderungs-
staus und eine ausreichende haushaltärische 
Untersetzung der Dienstposten ein, um den 
Thüringer Polizeidienst gerecht und attraktiver 
für den Nachwuchs zu gestalten.

Freiwillige Feuerwehr unterstützen

Vor Ort leistet die Feuerwehr jenseits der Hilfe 
bei Bränden, schweren Unfällen oder Unwettern 
einen Beitrag zum gesellschaft lichen Leben, 
fördert den Nachwuchs und ist Begegnungs-
stätte. Die Orts- und Stadtteilfeuerwehren müs-
sen erhalten werden. Das Engagement der zahl-
reichen Freiwilligen muss bei der technischen 
Ausrüstung und bei Aus- und Weiterbildungsan-
geboten gefördert werden. Eine Eingliederung 
des Brand- und Katastrophenschutzes in die 
Kommunalabteilung des Thüringer Innenminis-
teriums unterstützten wir.

III. Freiheit bewahren und Zukunft  gestaltenIII. Freiheit bewahren und Zukunft  gestalten
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Konkret wollen wir:

•  das Polizeiaufgabengesetz novellieren,

•  die Schaff ung einer Schwerpunkt-
      staatsanwaltschaft  „Umwelt“,

•  die Erhöhung des Anteils von Frauen 
      und von Menschen mit Migrations-
      hintergrund in der Polizei.

III.6. Verfassungsschutz reformieren

Für einen demokratischen Rechtsstaat ist eine 
ausgewogene Balance zwischen individuel-
ler Freiheit und gesellschaft licher Sicherheit 
unabdingbar. Wir GRÜNE haben entschieden 
gekämpft  für eine parlamentarische Aufar-
beitung der rassistisch motivierten Mordserie 
und weiterer Verbrechen des NSU sowie für 
eine Aufklärung des Versagens der Behörden 
bei den Ermittlungen und der Suche nach dem 
fl üchtigen Trio. Die Arbeit der Untersuchungs-
ausschüsse des Deutschen Bundestages und 
der Landtage von Bayern, Sachsen und ins-
besondere Thüringen brachten ein massives, 
nie da gewesenes Versagen der Sicherheitsbe-
hörden zutage. Ursache dafür waren vor allem 
falsche Prioritätensetzungen, mangelnde Trans-
parenz und fehlende Kontrolle und Aufsicht. 
Wir von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN haben eine 
geheimdienstfreie Gesellschaft  zum Ziel, eine 
Gesellschaft , welche die im Grundgesetz garan-
tierten Rechte nicht preisgibt, sondern achtet.

Wir werden daher die Arbeit der Geheimdienste
grundsätzlich auf den Prüfstand stellen und 
die Sicherheitsarchitektur entsprechend neu 
ausrichten. Klar ist nach der Arbeit der Un-
tersuchungsausschüsse aber bereits jetzt: 

Das Landesamt für Verfassungsschutz benö-
tigt einen personellen und organisatorischen 
Neuanfang. Wir wollen als ersten Schritt das 
Landesamt in seiner jetzigen Form aufl ösen 
und als eigenständige Abteilung im Thüringer
Innenministerium neu gründen. Zusätzlich 
bedarf es einer Intensivierung der Dienst- und 
Fachaufsicht, der Stärkung der parlamenta-
rischen Kontrolle, der inhaltlichen Neuaus-
richtung und Aufgabenreduzierung sowie der 
klaren Begrenzung der nachrichtendienstli-
chen Mittel. Wir streben an, den Einsatz von 
V-Personen zu beenden und die Auswirkungen
einer wissenschaft lichen Bewertung zu unter-
ziehen.

Konkret wollen wir:

•  eine Reform des Thüringer 
      Verfassungsschutzes.

III.7. Der Landeshaushalt: 
zukunftsfähig und nachhaltig

Schuldenbremse in die Verfassung

Wir verfolgen eine nachhaltige Finanzpolitik, 
die stärker als bisher auf rentierliche Investiti-
onen und die Tilgung von Schulden abzielt. Die 
Schuldenbremse ist für uns dabei ein Baustein 
für eine zukunft sweisende Haushaltspolitik. 
Wichtig ist aber auch ein Umsteuern bei den 
Investitionen. Hier besteht großer Nachholbe-
darf. Unser Schwerpunkt liegt jetzt und künf-
tig auf Baumaßnahmen und Zuschüssen, die 
eine „doppelte Rendite“ erwirtschaft en. Wir 
fördern Zukunft sinvestitionen, die mittel- oder 
langfristig Einsparungen für das Land bedeu-
ten, z.B. durch die energetische Sanierung von 
landeseigenen Gebäuden. Auf viele derartige 
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Maßnahmen wird bisher häufi g aus Kosten-
gründen verzichtet. Wir werden darüber hinaus 
nicht notwendige und ökologisch schädliche 
Subventionen abbauen, um die frei werdenden 
Finanzmittel für zukunft sweisende Projekte, 
bspw. im Bildungsbereich zu verwenden.

Weil wir es ernst meinen mit dem Sparen, wol-
len wir die Schuldenbremse in unserer Ver-
fassung verankern. Das von uns befürwortete 
Modell einer dynamischen Schuldenbremse 
ermöglicht es, bei schwerwiegenden konjunk-
turellen Schwankungen oder unvorhersehba-
ren Ereignissen, wie z.B. einem Hochwasser 
wie im letzten Jahr, Schulden innerhalb eines 
festgelegten Rahmens aufzunehmen. Ohne eine 
Absicherung in der Verfassung wäre dies ab dem 
Jahr 2020 nicht mehr möglich. Grundsätzlich 
aber gilt: Wer in guten Zeiten Geld sinnvoll ein-
setzt, braucht im Notfall keine neue Schulden 
zu machen.

Wir wollen im Rahmen des Kommunalen Finanz-
ausgleichs die Selbstverwaltung von Gemein-
den und Kreisen sowie das partnerschaft liche 
Zusammenarbeiten von Land und Kommunen 
stärken. Das ausgewogene Verhältnis von Ein-
nahmen und Ausgaben muss dabei berücksich-
tigt werden. Wir gehen verantwortungsvoll mit 
den rückläufi gen Finanzmitteln der EU und aus 
dem Länderfi nanzausgleich um.

Gemeinsam mit den Bürgerinnen und 
Bürgern planen

Da unseren Kommunen weniger fi nanzielle 
Mittel zur Verfügung stehen, ist es umso wich-
tiger, dieses Geld sinnvoll und nachhaltig zu 
investieren. Gerade dafür braucht es breite Zu-
stimmung. Wir GRÜNE wollen die Bürgerinnen 
und Bürger stärker als bisher an der Gestaltung 
ihrer Städte und Gemeinden und der dafür er-
forderlichen Ausgabenplanung beteiligen – u. a. 
indem wir ihnen mehr Mitspracherechte bei der 
Haushaltsplanung einräumen. Deshalb setzen 
wir uns für eine Ausweitung der BürgerInnen-
haushalte in Thüringer Kommunen ein.

Auch auf der Landesebene ist eine stärkere Betei-
ligung der Bürgerinnen und Bürger in Haushalts-
fragen wünschenswert. Wir werden daher das 
Finanztabu bei Volksentscheiden* abschaff en.

Versorgungsmentalität beenden

Die zahlreichen Versorgungsskandale innerhalb 
der Thüringer Landesregierung haben gezeigt, 
dass die rechtlichen Regelungen zur Versorgung 
von Ministerinnen und Ministern und des poli-
tischen Beamtentums in Thüringen dringend 
reformiert werden müssen. Für diese Berufs-
gruppe ergeben sich, insbesondere nach dem 
Ausscheiden aus dem aktiven Dienst, Privile-
gien, deren Sinnhaft igkeit und Gerechtigkeit 
von der Mehrheit der Bevölkerung zu Recht be-
zweifelt werden.

Aber auch die ähnlichen Versorgungsregelungen
auf kommunaler Ebene für Bürgermeisterin-
nen und Bürgermeister, für Dezernentinnen 
und Dezernenten sind zu überprüfen und anzu-
passen. Eine Überarbeitung der bestehenden 
Ruhestands- und Übergangsregelungen ist an-
gesichts der ungerechtfertigten Privilegierung 
gegenüber anderen Bevölkerungsgruppen 
dringend geboten. Überdies wollen wir den 
Ratschlägen des Landesrechnungshofs folgen 
und die Anzahl der politischen Beamtinnen und 
Beamten in Thüringen reduzieren.

Konkret wollen wir:

•  die Verankerung der Schuldenbremse 
      in der Thüringer Verfassung,

•  die Abschaff ung des Finanztabus bei 
      Volksentscheiden*,

•  mehr BürgerInnenhaushalte.

III. Freiheit bewahren und Zukunft  gestalten
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III.8. Freies Internet und unabhängige 
Medien sind eine Grundlage einer 
modernen Demokratie

Starke, unabhängige Medien in Thüringen

Trotz des rasanten Bedeutungszuwachses des 
Internets in den vergangenen Jahren sind die 
klassischen Medien – neben Büchern und Kino 
vor allem Zeitungen, Hörfunk und Fernsehen – 
für viele Bürgerinnen und Bürger nach wie vor 
die am meisten genutzten Entertainment- und 
Informationsquellen. Wir setzen uns für eine 
vielfältige und unabhängige Medienlandschaft  
ein, bei der sich die klassischen Medien und 
das Internet gegenseitig ergänzen und an der 
alle teilhaben können. Wir stehen zur Bestands-
garantie des öff entlich-rechtlichen Rundfunks 
und hier insbesondere des MDR und dessen 
solider Finanzierung. Wir erwarten aber auch 
dessen qualitative Weiterentwicklung sowie 
den verantwortungsvollen und transparenten 
Umgang mit den Gebühren der Bürgerinnen 
und Bürger sowie moderne Aufsichtsstruktu-
ren. Diese Aufsicht erfordert die Repräsentation 
der gesamten Breite unserer Gesellschaft  und 
eine große Distanz zu Politik und Regierung, um 
die Unabhängigkeit der Medien zu sichern.

Jugendmedienstandort Thüringen

Wir begrüßen weiterhin die Idee, einen eigen-
ständigen multimedialen Jugendsender von 
ARD und ZDF aufzubauen und wollen dessen 
Entwicklung vorantreiben. Der Standort Erfurt 
ist mit dem Sitz des Kinderkanals und der Kin-
dermedienstift ung ideal dafür geeignet.

Medien der Bürgerinnen und Bürger fördern

An vielen Orten Thüringens gibt es nichtkom-
merzielle lokale Fernseh- und Radiostationen 
oder Zeitungsprojekte, die die Vielfalt unserer 
Medienlandschaft  bereichern. Wir streben an, 
diese Initiativen als zivilgesellschaft liche Räu-
me des Austauschs und der Debatte zu stärken 
und zu fördern. Die Zulassung nichtkommerzi-
eller Bürgerschaft sradios durch die Thüringer 

Landesmedienanstalt soll weiter vereinfacht 
werden. Auch für das nichtkommerzielle Fern-
sehen lassen sich vereinfachte Zulassungsmög-
lichkeiten eröff nen.

Thüringens Zukunft  im Internet

Das Internet ist ein Ort der Freiheit – darunter 
verstehen wir den freien Zugang zu Wissen und 
Informationen sowie einen freien Austausch 
mit unseren Nachbarinnen und Nachbarn oder 
mit den Menschen auf der anderen Seite des 
Globus. Das Internet ist kein Neuland, sondern 
digitale Heimat: Wir leben im Netz und mit dem 
Netz. Bereits heute fi ndet ein großer Teil unse-
res gesellschaft lichen Miteinanders und unseres 
wirtschaft lichen Austauschs im Internet statt, 
Tendenz rasant steigend. Die Bedeutung schnel-
ler und ungehinderter Internetzugänge wächst. 
Sie werden zur Voraussetzung für die Teilnahme 
am gesellschaft lichen Leben. Der digitale Wan-
del unserer Gesellschaft  ist in vollem Gange und 
wir wollen ihn aktiv gestalten: mit dem Schutz 
persönlicher Daten, der Sicherung des freien 
Zugangs zu Informationen sowie dem qualita-
tiven und quantitativen Ausbau der Internet-
zugänge. Netzpolitik ist für uns ganz eindeutig 
Gesellschaft spolitik.

Freier Zugang zu Wissen und Informationen

Bereits heute bietet das Internet eine ungeahnte 
Informationsfreiheit. Es ermöglicht uns damit 
eine weitreichende Teilhabe an gesellschaft li-
chen und politischen Prozessen. Wir fordern, 
dass alle Informationen, die mit öff entlichen 
Geldern durch staatliche Stellen, Forschungs-
einrichtungen oder private Unternehmen ge-
wonnen wurden, der Allgemeinheit grundsätz-
lich frei zur Verfügung gestellt werden.

Informationen sind nur dann tatsächlich frei 
erhältlich, wenn sie sich jederzeit lesen, verar-
beiten oder in andere Formate umwandeln las-
sen. Dies ist oft mals jedoch nicht der Fall, da die 
Eigentümerinnen und Eigentümer der Soft ware, 
mit der die Informationen gespeichert wurden, 
über deren Möglichkeiten und Beschränkungen
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entscheiden. Außerhalb der digitalen Welt wäre 
es undenkbar, wenn bspw. die Herstellerin oder 
der Hersteller des Papiers, auf dem Informatio-
nen gedruckt sind, darüber entscheiden könnte, 
wer diese liest oder abschreibt. Wir begrüßen 
daher den Einsatz freier Soft ware und quell-
off ener Formate* und haben vor, diesen weiter 
zu fördern. Für die von öff entlichen Verwaltun-
gen bereitgestellten Daten sollen in erster Linie 
freie Formate verwendet werden.

Zensur im Internet ist mit dem freien Austausch 
von Informationen nicht vereinbar. Wir erteilen 
daher jeder Form von Zensurbestrebungen auf 
nationaler oder europäischer Ebene eine Ab-
sage. Wir setzen insbesondere im Bereich des 
Jugendschutzes auf Aufklärung und Medien-
bildung, statt auf Zugangsbeschränkungen, die 
sich bisher immer als ineff ektiv erwiesen haben.

Öff entliches W-LAN

Öff entlich zugängliche, oft mals kostenfrei oder 
kostengünstig nutzbare W-LAN-Netze, wie sie 
in einigen Städten in den letzten Jahren durch 
Initiativen von Bürgerinnen und Bürgern ent-
standen sind, bereichern unsere Kommunika-
tionsmöglichkeiten sinnvoll. Sie tragen unseren 
Informationsbedürfnissen Rechnung und stär-
ken die Attraktivität des Tourismusangebots 
in Thüringen. Wir GRÜNE wollen diese Initiati-
ven fördern und den öff entlichen Aufbau freier 
W-LAN-Netze in den Kommunen unterstützen.

Schlüsselqualifi kation: Medienkompetenz

Der informierte, selbstbestimmte und kritische 
Umgang mit Informationen und Medien ist mehr 
denn je eine Voraussetzung für die freie indivi-
duelle Entfaltung und die Teilhabe am gesell-
schaft lichen, politischen und kulturellen Leben. 
Dennoch nehmen es meist nur die aufgeklärten 
Nutzerinnen und Nutzer des Internets genau zur 
Kenntnis, auf welche Vereinbarungen sie sich in 
der digitalen Welt einlassen. Medienkompetenz 
ist zu einer Schlüsselqualifi kation unserer Zeit 
avanciert. Wir werden daher generationsüber-
greifende Medienbildung vom Kindergarten bis 

zur Erwachsenenbildung fördern. Wir wollen 
die Ausbildung für Lehrkräft e in Thüringen um 
eine medienpädagogische Grundkomponente 
ergänzen und für Pädagoginnen und Pädago-
gen im aktiven Dienst geeignete Fortbildungs-
konzepte entwickeln.

Konkret wollen wir:

•  eine Reform der Aufsichtsstrukturen 
      für öff entlich-rechtliche Medien,

•  Medien von und für Bürgerinnen und 
      Bürger stärken,

•  freien Zugang zu Wissen und 
      Information schaff en.

III.9. Heute das Thüringen von morgen 
gestalten 

Unser Freistaat wandelt sich langsam, aber 
sicher – egal ob auf dem Land oder in den Städ-
ten. Diese Veränderungen sind vielfältig und 
grundlegend: Wir Thüringerinnen und Thürin-
ger werden weniger und leben länger; das Land 
und die Kommunen haben große fi nanzielle 
Probleme; immer weniger Menschen müssen 
für den Erhalt von Schwimmbädern, Bibliothe-
ken und Straßen aufkommen; Unwetter und 
Hitzeperioden treten häufi ger auf, die Schnee-
sicherheit in den Mittelgebirgen nimmt hinge-
gen ab – eine Herausforderung, nicht nur für 
den Tourismus.

Wie gehen wir mit diesen Veränderungen um? 
Wir brauchen ein Umdenken in Thüringen, um 
die Aufgaben der kommenden Jahrzehnte be-
wältigen zu können. Deshalb ist eine moderne 
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Landesentwicklung vonnöten: eine Landesent-
wicklung, die langfristige Trends berücksichtigt 
und unkonventionelle Lösungen fördert. Das 
können Busse sein, die in Zukunft  neben Men-
schen auch Briefe und Lebensmittel transpor-
tieren sowie rollende Service-Büros, in denen 
die Bürgerinnen und Bürger vor Ort ihre Behör-
dengänge erledigen können. Es gibt zahlreiche 
gute Ideen, um Thüringen fi t für die Zukunft  zu 
machen. Wir werden sie nutzen!

Der Entwurf des neuen Landesentwicklungs-
programms ist viel zu sehr dem alten Wachs-
tumsdenken verhaft et. Und das, obwohl wir 
seit Jahren von Schrumpfung sprechen und mit 
dem „Weniger“ zurechtkommen müssen. Wir 
stehen für ein Landesentwicklungsprogramm 
mit zukunft sweisenden Konzepten, verbindli-
chen Zielen und klaren Vorgaben.

Thüringen gemeinsam gestalten – 
mit starken Städten und Gemeinden

Durch den Wandel der Thüringer Bevölkerung 
ändern sich auch die Siedlungs- und Versor-
gungsstrukturen. Davon sind insbesondere die 
kleineren Städte und Gemeinden betroff en, 
die Einwohnerinnen und Einwohner verlieren. 
Gerade für sie streben wir langfristig tragfähige 
Strukturen an, die den örtlichen Gegebenheiten 
gerecht werden.

Neben Gemeindezusammenschlüssen bietet 
die Verbesserung der interkommunalen Koope-
ration vielfältige Möglichkeiten, kommunale 
Infrastruktur langfristig zu bewahren und die 
Attraktivität der Regionen zu erhalten. Leider 
fehlen bislang die nötigen Anreize für die enge-
re Zusammenarbeit der Städte und Gemeinden, 
denen es immer schwerer fällt, ihren Aufgaben 
nachzukommen und z.B. Kindergärten und 
Museen zu fi nanzieren. Der gemeinsame Be-
trieb von Schwimmbädern, Bibliotheken oder 
Jugendklubs spart Kosten und sichert deren 
Erhalt. So wollen wir gewährleisten, dass die 
Musikschule oder der Lebensmittelladen auch 
weiterhin in unserer Nähe zu fi nden sind. Ins-
besondere bei Stadt-Umland-Kooperationen 

sehen wir Handlungsbedarf. Wir möchten die 
interkommunale Zusammenarbeit in Thürin-
gen gezielt fördern und gelungene Gemein-
schaft sprojekte auszeichnen, damit sie Nach-
ahmende fi nden. Eine positive Entwicklung 
der einzelnen Regionen kann nur mit einer 
guten, auf Ausgleich bedachten Partnerschaft  
zwischen städtischen und ländlichen Räumen 
gelingen.

Attraktive Städte für jedes Alter – 
Stadtentwicklung und Verkehr zusammen 
denken

Unsere Städte sind für alle da. Daher sollen sie 
auch für alle erlebbar sein. Wir von BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN setzen uns für Stadtplanungs- 
und Verkehrsentwicklungskonzepte ein, die 
sich konsequent an den Bedürfnissen unserer 
Kinder, von Menschen mit Behinderungen und 
älteren Menschen ausrichten. Dazu gehören 
abgesenkte Bordsteine, Rampen neben Trep-
pen und gut lesbare Hinweisschilder. Ein Mehr 
an Straßengrün verbessert das Stadtklima und 
hebt die Trennwirkung von Straßen ein Stück 
weit auf.

Lärm und Abgase mindern vielerorts die Aufent-
halts- und Lebensqualität. Wer schiebt schon 
gern seinen Kinderwagen an stark befahrenen 
Straßen entlang oder unterhält sich über den 
Gartenzaun hinweg, wenn die Lkw dicht an 
dicht vorbei donnern? Der Verkehr soll zwar fl ie-
ßen, aber er fl ießt langsam meist sogar besser. 
Wir engagieren uns dafür, die Verkehrsbelas-
tung in den Stadt- und Ortszentren zu reduzie-
ren. Für uns gehen Mensch und Gesundheit vor.

Wohnen in der Stadt für jede Geldbörse

Während viele Städte und Gemeinden mit Leer-
stand kämpfen, fehlt es in vielen Mittel- und 
Großstädten an bezahlbarem Wohnraum in 
zentraler Lage. In Jena, Erfurt und Weimar ist 
die Situation noch brisanter – der Anstieg der 
Mietpreise in den Städten erheblich. Gemein-
sam mit den Kommunen und dem Bund wollen 
wir das Instrument der Mietpreisbremse weiter 
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ausbauen. In Städten mit Wohnungsknappheit 
setzen wir uns dafür ein, in Bebauungsplänen 
einen bestimmten Anteil für Sozialwohnungen 
festzuschreiben oder Grundstücke günstig an 
Investoren und Interessierte zu verkaufen. Wir 
wollen Möglichkeiten einrichten, Investitionen 
in den sozialen Wohnungsbau mit Zuschüssen 
zu fördern So können soziale Standards gesi-
chert und die Gefahr von Bodenspekulationen 
verringert werden.

Stadt- und Landentwicklung 
für das 21. Jahrhundert

In den 1990er Jahren wurden vielerorts Ein-
kaufszentren oder Wohngebiete an die Stadt-
ränder verlagert. Nun ringen diese Städte mit 
dem Leerstand in den Ortszentren. Die Landes-
regierung hat viel zu lange auf Zersiedelung, 
Nutzungstrennung und die vermeintlich „auto-
gerechte“ Stadt gesetzt. Grüne Stadtentwick-
lung geht anders. Wir wollen die Innenstädte 
und Ortszentren stärken. Daher schlagen wir 
vor, vielfältige Stadtquartiere mit einem hohen 
Grünanteil zu entwickeln, in denen Wohnen, 
Einkaufen, Arbeiten und Freizeit nebeneinan-
der stattfi nden können. Ein weiterer Schwer-
punkt ist der barrierefreie und altersgerechte 
Umbau bzw. Neubau von Gebäuden. Diesen be-
absichtigen wir, in enger Abstimmung mit dem 
Denkmalschutz, gezielt zu fördern. Aus diesem 
Grund werden wir das Landesprogramm „Ge-
nial Zentral“* deutlich ausbauen. Generations-
übergreifende Wohnformen stehen dabei ganz 
hoch im Kurs.

Ob Niedrig-Energiekommune (Low Energy City), 
Stadt im Wandel (Transition Town) oder grünes 
Wachstum (Green Growth) – es gibt viele Ideen 
und Konzepte für nachhaltige Stadtentwick-
lung. Alle zielen mehr oder weniger in dieselbe 
Richtung: Sie wollen raus aus der Abhängigkeit 
von Öl und Kohle, erhöhen die Aufenthaltsqua-
lität durch mehr Grün im Stadtbild und unter-
stützen die Beteiligung von Bürgerinnen und 
Bürgern, z.B. in Form von Energiegenossen-
schaft en. Oder sie machen sich stark für regio-
nale Produkte wie Obst und Gemüse. Diese An-

sätze machen Lust auf Zukunft . Daher werden 
wir sie intensiver fördern und über Modellvor-
haben deren lokale Umsetzung erproben.

Wir wollen eine auf Thüringen zugeschnittene 
Städtebauförderung, die den realen Erforder-
nissen gerecht wird. Bestehende Stadtumbau-
programme sind bislang meist auf wachsende 
Städte ausgerichtet. Wir meinen, dass dies 
nicht mehr zeitgemäß ist und am tatsächlichen 
Bedarf vorbeigeht.

Internationale Bauausstellung (IBA): Ideen 
für eine moderne, postfossile Gesellschaft 

Wir von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sehen die 
IBA in den nächsten Jahren als Ideengeberin 
für eine nachhaltige Entwicklung im Freistaat. 
Thüringen ist das Land der erneuerbaren Ener-
gien: Energieeinsparung, Energieeff izienz und 
erneuerbare Energien wollen wir deshalb in den 
Mittelpunkt der IBA stellen. Dazu beitragen sol-
len moderne, architektonisch anspruchsvolle 
und energieeff iziente Stadthäuser mit eigenen
Wasser-Abwasser-Recyclingsystemen, autofreie
Wohnsiedlungen mit ÖPNV-Verknüpfungspunk-
ten und Carsharing-Angeboten sowie ressour-
censchonende Null-Energie-Siedlungen mit lo-
kaler Infrastruktur oder auch moderne, zentral 
gelegene Gartenstädte. So können wir der Welt 
2023 zeigen, wie unsere Vision einer postfossi-
len Gesellschaft * aussieht. Thüringen wird zum 
Standort sozial-ökologischer Innovationen mit 
internationaler Ausstrahlung.

Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger bei 
Stadt- und Regionalentwicklung als Marken-
zeichen Thüringens

Wenn wichtige Entscheidungen getroff en wer-
den – bspw. ob Strom- und Verkehrstrassen 
durch den Thüringer Wald oder ein Pumpspei-
cherkraft werk auf dem Rennsteig gebaut wer-
den sollen – bleiben die Bürgerinnen und Bürger 
nur allzu oft  außen vor. Wir wollen erreichen, 
dass die Beteiligung der Bürgerinnen und Bür-
ger bei allen Fragen der Stadt-, Regional- und 
Landesentwicklung zu einem festen Bestandteil 
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wird – frühzeitig und verbindlich. Bereits die 
Frage, ob ein bestimmtes Projekt überhaupt 
als notwendig oder sinnvoll erachtet wird, soll 
zusammen mit den Bürgerinnen und Bürgern 
erörtert werden. Wir setzen uns deshalb für die 
Einrichtung einer „Stabsstelle Zivilgesellschaft  
und BürgerInnenbeteiligung“ in der Staats-
kanzlei ein, welche die Beteiligung in Thüringen 
aktiv ausbaut und stärkt.

Konkret wollen wir:

•  interkommunale Zusammenarbeit 
      ausbauen und fördern,

•  den Mietpreisanstieg in den Innen-
      städten mit sozialem Wohnungsbau 
      und Mietpreisbremsen eindämmen,

•  Beteiligung der Bürgerinnen und   
      Bürger ausbauen und eine „Stabsstelle 
      Zivilgesellschaft  und BürgerInnen-
      beteiligung“ in der Staatskanzlei  
      einrichten.

MACH  ES  MÖGLICH.

ZWEITSTIMME  GRÜN!
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Weimar, Goethes Gartenhaus
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*Glossar

 1000-Dächer-Programm: 
(kurz für: Bund-Länder-1000-Dächer-Photovol-
taik-Programm) Subventionierungsprogramm
der Bundesrepublik Deutschland von 1990-
1994, um die Fotovoltaik in Deutschland zu 
fördern und zu erforschen. Für die Installation 
von Fotovoltaikanlagen konnten dabei auch 
Privatpersonen eine Förderung von 70 Prozent 
der Investitionskosten beantragen. Nach einer 
Überbrückungsphase mit lokalen Förderpro-
grammen folgte 1999-2003 das 100.000-Dächer-
Programm. Seit 1. Januar 2014 können in Thü-
ringen Körperschaft en und Organisationen im 
Rahmen des bis 31. Dezember 2015 befristeten 
1000-Dächer-Solar-Programms Zuschüsse bei 
der Installation von Fotovoltaikanlagen bean-
tragen.

 Altersklassenwälder: 
Man spricht von Altersklassenwald, wenn der 
Waldbau in einem Zyklus von Pfl anzung, Pfl ege, 
Kahlschlag und erneuter Pfl anzung erfolgt.

 Bioenergiedörfer: 
Ein Bioenergiedorf deckt seinen Energiebedarf 
(Strom und Wärme) mindestens zu 50 Prozent 
aus regional erzeugter Bioenergie.

 biogene Reststoff e: 
Abfälle sowohl tierischer als auch pfl anzlicher 
Organismen, die als Energieträger in Biogasan-
lagen genutzt oder durch den Einsatz von Mik-
roorganismen und Enzymen abgebaut werden 
können.

 Biosphärenreservat: 
Eine initiierte Modellregion, innerhalb der eine 
ökonomisch, ökologisch und sozial nachhaltige 
Entwicklung realisiert werden soll. 
Zudem ein wichtiger Teil des UNESCO-Pro-
gramms „Der Mensch und die Biosphäre“, das 
in ein Weltnetz von Biosphärenreservaten mün-
den soll.

 Biotop: 
Das bzw. der Biotop ist ein bestimmter Lebens-

raum von Pfl anzen oder Tieren und stellt die 
kleinste Einheit einer Biosphäre dar.

 Blockheizkraft werk: 
Eine Anlage, die das Prinzip der Kraft -Wärme-
Kopplung nutzt und sowohl elektrische Ener-
gie als auch Wärme erzeugt. Die entstehende 
Wärme wird entweder in die eigene Heizanlage 
eingeführt oder aber auch in ein Wärmenetz 
eingespeist.

 Bruttowertschöpfung: 
Eine Größe in der Volkswirtschaft , mit der der 
Gesamtwert der erzeugten Waren und Dienst-
leistungen dargestellt wird.

 Bundesprogramm „Kulturagenten“: 
Die Kulturagenten sind Experten in der Modera-
tion und Begleitung von künstlerischen Vermitt-
lungsprozessen. Sie sind Personen mit künstle-
rischem Hintergrund, die über nachweisbare 
Erfahrungen in der Vermittlung kultureller Bil-
dung an Schulen und einen ausgeprägten Sinn 
für künstlerische Qualität verfügen. Sie unter-
stützen über mehrere Jahre die Schulen beim 
Auf- und Ausbau der Kooperationen untereinan-
der und mit den Kulturinstitutionen sowie bei 
der Entwicklung der künstlerischen Projekte 
und Angebote mit Institutionen, Künstlerinnen 
und Künstlern.

 „Drug-Checking”-Angebote: 
(engl. ‚drug‘: Droge, ‚checking‘: prüfen) Unter 
Drug-Checking versteht man die chemische 
Analyse von Drogen, um potenzielle Konsumen-
ten vor besonders gesundheitsschädlichen Prä-
paraten, z.B. durch Zusätze, warnen zu können. 
Die Gefahren, die beim Konsum von Substanzen 
mit einer nicht bekannten Zusammensetzung 
entstehen können, werden dadurch vermin-
dert.

 EU-Wasserrahmenrichtlinie: 
Die im Jahr 2000 in Kraft  getretene Richtlinie 
vereinheitlicht den rechtlichen Rahmen der 
Wasserpolitik in der Europäischen Union und 
soll die Wasserpolitik auf eine nachhaltigere 
und umweltverträglichere Wassernutzung aus-

AnhangAnhang
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richten.

 Finanztabu bei Volksentscheiden: 
Das Finanztabu besagt, dass Haushaltspläne 
und Fragen mit „erheblichen“ fi nanziellen Aus-
wirkungen nicht Gegenstand eines Volksent-
scheids sein können.

 Fracking:
siehe:   unkonventionelles Erdgas 

 Forensische Kliniken: 
Die forensische Psychiatrie ist ein Teilgebiet 
der Psychiatrie, das sich mit der Behandlung, 
der Begutachtung und mit der Unterbringung 
von psychisch kranken Straft ätern befasst. 
Thüringen hat in Mühlhausen, Stadtroda und 
Hildburghausen drei Kliniken mit forensischen 
Abteilungen.

 Fruchtfolgen: 
Die zeitliche Aufeinanderfolge verschiedener 
Kulturpfl anzen auf einem Feld. Die Fruchtfolge 
ist Voraussetzung für den Erhalt der Boden-
fruchtbarkeit.

 FSC-Standard: 
Forest Stewardship Council (engl. ‚forest‘: Wald, 
‚stewardship‘: Verantwortung, ‚council‘: Rat), 
kurz FSC, ist eine internationale Non-Profi t-
Organisation, die das erste System zur Zertifi -
zierung nachhaltiger Forstwirtschaft  entwickel-
te, welche die Wahrung und auch Verbesserung 
der ökonomischen, ökologischen und sozialen 
Funktionen der Forstbetriebe beinhaltet.

 Gender-Budgeting:
(engl. ‚gender‘: Geschlechterverhältnis, ‚bud-
get‘: öff entlicher Haushalt) Gender Budgeting 
bedeutet, beim Aufstellen öff entlicher Haushal-
te des Bundes, der Länder oder der Kommunen 
die möglichen geschlechtsspezifi schen Auswir-
kungen abzuschätzen und Haushalte so aufzu-
stellen, dass die bestehende Ungerechtigkeit 
zwischen den Geschlechtern beseitigt wird.

 Goldstandard der „Gesellschaft  für 
Nachhaltiges Bauen“:
Auszeichnung der Gesellschaft  für nachhaltiges 
und konsequentes Bauen im Sinne der Nach-
haltigkeitskriterien, insbesondere der Öko- und 
Energiebilanz.

 Green-IT:
(engl. ‚green‘: grün, IT: Informationstechnolgie) 
Bestrebungen, die Nutzung von Informations- 
und Kommunikationstechnologie über deren 
gesamten Lebenszyklus hinweg umwelt- und 
ressourcenschonend zu gestalten.

 GreenTech-Agentur:
Die Thüringer Energie- und GreenTech-Agentur 
(ThEGA) ist ein zentrales Kompetenz-, Bera-
tungs- und Informationszentrum in Thüringen, 
das durch Koordination und Zusammenarbeit 
auf zentralen Feldern der Industrie-, Energie- 
und Ressourcenpolitik die ökologische Moder-
nisierung fördert.

 Gruppen- oder vollbiologische 
Kläranlagen:
Kleine, dezentrale Kläranlagen, an denen ein 
oder mehrere Grundstücke direkt angeschlos-
sen sind und welche die Abwässer biologisch 
reinigen.

 Inklusion:
Pädagogischer Ansatz, wonach jeder Mensch 
die Möglichkeit erhält, sich vollständig und 
gleichberechtigt an allen gesellschaft lichen 
Prozessen zu beteiligen, unabhängig von indi-
viduellen Fähigkeiten, ethnischer und sozia-
ler Herkunft , Geschlecht oder Alter. Konkret 
bedeutet Inklusion z.B. das Unterrichten von 
Menschen mit Beeinträchtigungen nicht in 
Förderschulen, sondern in allgemeinbildenden 
Schulen.

 Klärgas: 
Bei der Vergärung von Biomasse entsteht ein 
brennbares Gas, das Klärgas genannt wird. 
Dieses wird mit Hilfe von nachwachsenden 
Rohstoff en und Abfällen in Biogasanlagen her-
gestellt.
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 Kraft -Wärme-Kopplungsanlagen:
Gleichzeitige Erzeugung von Strom und ver-
wendbarer Wärme aus einem einzigen Kraft -
werk, siehe auch Blockheizkraft werk.

 Landesprogramm „Genial Zentral“:
Das seit 2002 bestehende Programm unter-
stützt Thüringer Städte bei der attraktiven Ge-
staltung und Wiedernutzung innerstädtischer 
Brachfl ächen.

 Landesprogramm „ProExzellenz“:
Förderprogramm der Jahre 2008-2011 und 
2014-2019 des Landes Thüringen mit dem 
Ziel, an Thüringer Hochschulen exzellente For-
schungsstrukturen auszubauen und exzellente 
Lehre zu fördern.

 Life-Cycle-Strategien:
(engl. ‚life‘: Leben, ‚cycle‘: Zyklus) Strategien 
für eine eff iziente und umweltschonende Mate-
rialnutzung besonders für die Abfallvermeidung 
und Abfallverwertung. Das Ziel dabei ist der 
verantwortungsvolle Umgang mit begrenzten 
Ressourcen.

 Mentoring-Programme:
Mentoring ist eine Förderbeziehung zwischen 
zwei Personen, bei der eine erfahrene Person 
Hilfestellung für weniger erfahrene, z.B. Studien-
anfängerInnen, gibt.

 Nettofl ächenverbrauch:
Die Diff erenz zwischen versiegelten und entsie-
gelten Flächen. Durch Bebauung (z.B. Straßen 
und Gebäude) werden Böden versiegelt, so dass 
kein Wasser mehr eindringen kann und viele na-
türliche Prozesse gestoppt werden.

 oberfl ächennahe Geothermie:
Bei der oberfl ächennahen Geothermie werden 
Bohrungen bis maximal 400 m Tiefe vorgenom-
men, um Energie aus Erdwärme zu gewinnen. 
Hingegen wird bei der – aus unserer Sicht noch 
nicht hinreichend erforschten – tiefen Geother-
mie bis zu 3000 m Tiefe gebohrt.

 Pedelec: 
(engl. ‚Pedal Electric Cycle‘: Elektrisches  
Tret-Fahrrad). Spezielle Form des Elektrofahr-
rades, bei der der Fahrer oder die Fahrerin beim 
Treten der Pedale durch einen elektrischen 
Motor unterstützt wird, im Gegensatz zu Elek-
trofahrrädern, deren Motor auch ohne eigenes 
Treten Antrieb gibt.

 Plusenergiestandard:
Ein Standard, den solche Passivhäuser oder 
energieeff iziente Gebäude erfüllen, die mehr 
Energie erzeugen, als sie verbrauchen.

 postfossile Gesellschaft : 
Eine Gesellschaft , die die noch verbleibenden 
fossilen Restbestände als Rohstoff e für zu kost-
bar für den kurzfristigen Verbrauch erachtet 
und daher den Fokus auf alternative langfristige 
und nachhaltige Lösungen legt.

 Projektmanagerprogramm:
Förderprogramm des Landes Thüringen für 
Projektmanager von kulturellen Projekten zur 
Sicherung eines landesweiten Angebotes von 
freien Kulturinitiativen.

 Qualitätsmanagement an Schulen:
Schulleitung und pädagogisches Personal ar-
beiten systematisch in Form eines Handlungs-
kreislaufes zusammen daran, guten Unterricht, 
Konzeptionen und demokratische Schulkultur 
so weiter zu entwickeln, dass erfolgreiches Ler-
nen und die Selbstständigkeit der Schülerinnen 
und Schüler gefördert werden. Dabei sind nicht 
zentrale Vorgaben und Steuerungsvorschrift en 
von oben entscheidend, sondern dass die Schu-
le in eigener Verantwortung planvoll intelligen-
te Konzepte des Lernens entwirft  und umsetzt, 
deren Wirkungen überprüft  und entschlossen 
Konsequenzen aus den Ergebnissen zieht. Hilf-
reich ist dabei eine Analyse von außen, die sich 
an einem landesweit geltenden Qualitätsmaß-
stab und -muster orientieren sollte.

 quelloff ene Formate:
Quelloff en (engl. ‚open source‘) ist Soft ware, 
deren Programmiertext off en liegt und die wei-

AnhangAnhang
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tergegeben, kopiert und verändert werden darf.

 Resilienz:
Resilienz beschreibt die Widerstandsfähigkeit 
eines ökologischen Systems, mit Störungen um-
zugehen und zu ihrem Ausgangszustand zu-
rückzukehren, zum Beispiel die Regeneration 
der Wälder.

 revolvierende Fonds:
Revolvierende Fonds sind Geldmittel, die nach 
ihrer Rückvergütung erneut vergeben werden 
können. Somit fl ießen immer wieder neue Mit-
tel in die Wirtschaft .

 Rhythmisierung des Lernens:
Mit Rhythmisierung wird eine Strukturierung 
des Schultages bezeichnet, die in der Länge fl e-
xible, untereinander variable Zeiteinheiten für 
Unterricht, Freizeit, Bewegungsangebote etc. 
vorsieht. Sie löst an Schulen zunehmend das 
starre Raster der 45-Minuten-Unterrichtsein-
heiten ab. Der Begriff  ist orientiert an der For-
schung zum Biorhythmus, laut der ein Mensch 
physischen, intellektuellen und emotionalen 
Rhythmen mit periodischen Schwankungen un-
terworfen ist. Etwas weiter verstanden bezeich-
net der Begriff  allgemein Aufmerksamkeits-, 
Anspannungs- und Entspannungsphasen, die 
der menschliche Körper im Laufe eines Tages 
durchlebt.

 Roma, Ashkali und Balkan-Ägypterinnen 
und -Ägypter:
Minderheitengruppen im Kosovo

 Rufbusse:
Bedarfsorientierte Linienbusse, also Busse, die 
unter Angabe von Zeitpunkt, Haltestelle, Zielort 
und Personenzahl fl exibel von den Fahrgästen 
bestellt werden können.

 Schutznetzgebiet Natura-2000:
Stellt ein zusammenhängendes Netz von 
Schutzgebieten innerhalb der Europäischen 
Union dar. Es wird nach den Richtlinien 92/43/
EWG und 79/409/EWG errichtet und verfolgt das 
Ziel, über die Landesgrenzen hinaus gefährdete 

wildlebende heimische Pfl anzen- und Tierarten 
und ihre natürlichen Lebensräume zu schützen.

 seltene Erden:
Seltene Erden sind chemische Elemente, die 
unter anderem zur Herstellung von PCs, Handys 
und Hybridfahrzeugen unabdingbar sind. Der 
Begriff  „seltene Erden“ kommt ursprünglich da-
her, dass diese in seltenen Mineralien gefunden 
wurden. Seltene Erden sind zwar nicht so rar 
wie früher gedacht, sind aber meistens nur in 
kleinen Mengen und als Beimischung zu ande-
ren Mineralien zu gewinnen. Ihre Lagerstätten 
sind hauptsächlich in China, USA, Indien, Bra-
silien; ihre Gewinnung führt immer wieder zu 
geopolitischen Konfl ikten.

 Thüringen-Monitor:
Der Thüringen-Monitor ist eine seit 2000 jähr-
lich stattfi ndende repräsentative Bevölke-
rungsbefragung zur politischen Kultur im Frei-
staat Thüringen mit festen und wechselnden 
Fragenkomplexen.

 ThüringenTakt:
Ist das Konzept von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Thüringen für vertakteten Verkehr. Damit ist ein 
regelmäßiger, in periodisch sich wiederholen-
den Abständen betriebener öff entlicher Perso-
nenverkehr gemeint. Ziel ist es, die Attraktivität 
und Nutzungsmöglichkeit von Bus und Bahn zu 
erhöhen, um damit eine optimale Ausnutzung 
der vorhandenen Infrastruktur zu erreichen.

 Trittsteinbiotop:
In Kulturlandschaft en künstlich angelegtes, in-
selartiges Überbrückungselement für Organis-
menarten, das den Genfl uss zwischen räumlich 
getrennten Populationen fördert und Rückbe-
siedlungen und Neubesiedlungen von Lebens-
räumen ermöglicht.

 Umweltlotterie:
Eine Lotterie, aus deren Erlösen ganz konkret 
verschiedene naturschutzbezogene Projekte 
unterstützt werden, wie zum Beispiel in Meck-
lenburg-Vorpommern oder Niedersachsen.
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 unkonventionelles Erdgas:
‚Unkonventionell‘ bezieht sich ausschließlich 
auf die Lagerstätte, in der das Gas gespeichert 
wird. Konkret meint ‚unkonventionelles Erdgas‘ 
Gas in tieferen Gesteinsschichten. Im Gegen-
satz zu konventionellem Erdgas muss zu seiner 
Förderung das umliegende Gestein aufgebro-
chen (engl. ‚fracturing‘ bzw. ‚fracking‘) oder sti-
muliert werden, wozu Chemikalien wie Biozide, 
Säuren und Korrosionsschutzmittel eingesetzt 
werden. Diese können für Menschen gift ige, 
erbgutschädigende, allergieauslösende und 
krebserregende Substanzen enthalten.

 Windgas: 
In Zeiten hohen Windenergieaufkommens kann 
der aus Wind erzeugte Strom genutzt werden, 
um durch Elektrolyse aus Wasser Wasserstoff  
oder in einem weiteren Schritt Methan zu ge-
winnen. Dieses Gas lässt sich im Gasnetz spei-
chern und steht dadurch in Zeiten mit nied-
rigem Windaufkommen als Energieträger zur 
Verfügung.

 Windvorranggebiete:
Grundsätzlich sind Windenergieanlagen außer-
halb von geschlossenen Ortschaft en privile-
giert. Sie können überall dort errichtet werden, 
wo die Vorschrift en des Baurechts (Abstandsre-
gelungen usw.) eingehalten werden. Durch das 
Instrument der „Windvorrangfl ächen“ hat der 
Gesetzgeber den Kommunen die Möglichkeit 
gegeben, die Windenergie auf bestimmte Gebie-
te zu konzentrieren.

AnhangAnhang
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Die 450-jährige „Kalte Eiche“ bei Gera
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Mit diesem Team treten wir GRÜNE auf der Landesliste an:

1. Anja Siegesmund 
Wohnort: Jena
Alter: 37
Beruf: Politikwissenschaft lerin,
MdL BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Familienstand: verheiratet, 
3 Töchter

5. Madeleine Henfl ing
Wohnort: Ilmenau
Alter: 31
Beruf: Geschäft sführerin des 
Landesfrauenrats Thüringen
Familienstand: Lebensgemein-
schaft , 2 Kinder

3. Astrid Rothe-Beinlich 
Wohnort: Erfurt-Marbach
Alter: 40 Jahre
Beruf: Studium Lehramt 
Deutsch-Ethik, MdL BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN
Familienstand: verheiratet, 
Patchworkfamilie mit 
4 erwachsenen Töchtern

7. Babette Pfeff erlein
Wohnort: Sondershausen
Alter : 40
Beruf: Projektkoordinatorin
Familienstand : verheiratet, 
2 Söhne

9. Stephanie Erben
Wohnort: Rudolstadt
Alter: 42
Beruf: Kulturmanagerin
Familienstand: verheiratet, 
1 Tochter

2. Dirk Adams 
Wohnort: Erfurt
Alter: 46 
Beruf: Ingenieur und 
Staatswissenschaft ler
Familienstand: verheiratet, 
2 Söhne

4. Roberto Kobelt
Wohnort: Weimar
Alter: 38
Beruf: Architekt 
Familienstand: verheiratet,
1 Sohn

6. Olaf Möller
Wohnort: Rödigen
Alter: 52
Beruf: Diplom-Mathematiker, 
Heilpraktiker, Landwirt
Familienstand: verheiratet,
5 Kinder, 3 Enkel

8. Olaf Müller
Wohnort: Jena
Alter: 50
Beruf: Biologe, Geschäft sführer
Familienstand: verheiratet, 
2 Kinder

10. Rainer Wernicke
Wohnort: Rudolstadt
Alter: 51
Beruf: Unternehmer
Familienstand: verheiratet, 
3 Kinder

Mit diesem Team treten wir GRÜNE auf der Landesliste an:
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111. Katharina Spiel
Wohnort: Weimar
Alter: 28
Beruf: Kulturinformatikerin

15. Manfredo Koessl
Wohnort: Weimar
Alter: 47
Beruf: Politologe
Familienstand: Verheiratet

13. Matthias Schlegel
Wohnort: Frankenhain (Ilmkreis)
Alter: 48
Beruf: Wirtschaft singenieur
Familienstand: in Lebenspart-
nerschaft , 3 Kinder, 2 Enkel

17. Tino Gaßmann
Wohnort: Mühlhausen
Alter: 33 Jahre
Beruf: Soziologe, Pädagoge
Familienstand: ledig

19. Andreas Leps 
Wohnort: Weimar
Alter: 43
Beruf: Historiker
Familienstand: verheiratet, 
2 Kinder

12. Johannes Brink
Wohnort: Bodelwitz
Alter: 20
Beruf: Student
Familienstand: ledig

14. Jan Lemanski
Wohnort: Erfurt
Alter: 35
Beruf: Angestellter
Familienstand: in fester 
Partnerschaft , 3  Kinder

16. Andreas Hundert-
mark
Wohnort: Buttlar
Alter: 42
Beruf: Dipl.-Ing. für Energie- 
und Verfahrenstechnik
Familienstand: verheiratet, 
3 Kinder (16, 13 und 3 Jahre alt)

18. Sebastian Pfütze
Wohnort: Weimar
Alter: 43
Beruf: Biotechnologe
Familienstand: verheiratet

20. Ulrich Breßling-
Rothe 
Wohnort: Ballstädt 
Alter: 41 
Beruf: Vermessungstechniker
Familienstand: Verwitwet, 
2 Töchter
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